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VORWORT

Aktuell scheint ein Aufatmen durch die Republik zu gehen, die sog. „Bundes-Notbremse“ 
vorerst in weite Entfernung gerückt zu sein. Also Grund genug, wieder einmal innezuhal-
ten und über einige Aspekte der „Corona-Krise“ nachzudenken. 
Klaus Dörre hat in einem Artikel im Berliner Journal für Soziologie „Die Corona-Pande-
mie – eine Katastrophe mit Sprengkraft“ den Begriff der „ökonomisch-ökologischen Zan-
genkrise“ geprägt. Gemeint ist damit das Zusammentreffen zweier Krisenprozesse, zum ei-
nen einer schwachen Akkumulationsdynamik des Kapitals, zum anderen einer „epochalen 
Krise der Gesellschafts-Natur-Beziehungen“. Im Kreuzungspunkt einer solchen kritischen 
Konstellation, die durch die Pandemie bzw. durch deren in Zukunft zu bewältigenden Fol-
gelasten nochmals verschärft worden sei, stellt sich die Frage, welchen Entwicklungspfad 
das kapitalistische Weltsystem zukünftig einschlagen wird. Mit welchen politischen und 
ökonomischen Mitteln soll die „Zangenkrise“ bearbeitet werden? Der Artikel von Jürgen 
Link in diesem Heft widmet sich dieser Fragestellung aus Normalismus-theoretischer 
Sicht, in dem er die retardierenden Kräfte, die ein Zurück zur „alten“ Normalität propagie-
ren und für die in Deutschland die AfD steht, unter die Lupe nimmt.
Die anderen Artikel zum Corona-Schwerpunkt thematisieren im Vergleich dazu eher 
Detailprobleme, die jedoch für die Stimmungslage in der Republik von erheblicher Be-
deutung sind. Guido Arnold untersucht die Debatte über „Impfprivilegien“ (auch in ihrer 
internationalen Dimension). Ulrike Höhmann kritisiert die strukturellen Defizite des Ge-
sundheitssystems, die die Bearbeitung der Pandemie erschwert haben. Gaby Cleve schil-
dert in einem Erfahrungsbericht das unsägliche Chaos im Schulsystem. Und Alexander 
Häusler stellt seine Einschätzung der Bewegung der Pandemie-Leugner*innen vor.
Den geneigten Leser*innen seien aber auch die anderen Artikel empfohlen, die das neue 
DISS-Journal abrunden: zwei Diskursanalysen (Dortmunder Tatort, Flüchtlings-Diskurs), 
ein ironischer Blick auf das britisch-deutsche Verhältnis, eine kompakte Einführung in die 
Staatstheorie von Poulantzas, eine Analyse des Wahlprogrammentwurfs der AfD und – 
wie üblich – der Rezensionsteil. 

Helmut Kellershohn
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Impfprivilegien - Egoismus, der krank macht

von Guido Arnold

Am 9. April 2021 widersprach der 
Ethikrat dem Gesundheitsminister bei 
seinem Vorhaben, bereits Geimpften 
‚Impfprivilegien‘ zuzugestehen. „Das 
wäre frühestens in Ordnung, wenn alle 
die Chance hatten, sich impfen zu lassen 
oder alternativ mithilfe von Tests Frei-
heiten zurückzubekommen“, so Sigrid 
Graumann, Mitglied des Deutschen 
Ethikrates. Gesundheitsministerium, 
Jurist:innen und Wirtschaftsvertre-
ter:innen kontern, es gehe nicht um Pri-
vilegien, sondern um das Gewähren von 
Rechten (für einige), die zuvor (allen) 
genommen wurden. Es sei also keine 
privilegierte Sonderbehandlung, son-
dern die Beendigung einer Einschrän-
kung, die für die derzeitige Minderheit 
der Geimpften nicht mehr länger viro-
logisch begründbar wäre.

Die wissenschaftliche Basis für die-
se Einschätzung ist nicht einwandfrei. 
Doch es gibt offenkundig noch eine an-
dere Ebene als die individuelle, virolo-
gische Ansteckungsfähigkeit: „Wenn bei 
11 Prozent Geimpften darüber disku-
tiert wird, dass diejenigen, die geimpft 
sind, Dinge tun dürfen, die andere nicht 
tun dürfen, und gleichzeitig nicht allen 
ein Impfangebot gemacht werden kann, 
wird das zu Recht als ungerecht emp-
funden“, so Graumann.

Die Individualisierung der Anste-
ckungsgefahr, die dem juristischen 
Denken entspringt, hilft nicht weiter, 
wenn es darum geht, die Pandemie als 
gesamtgesellschaftliches Problem zu 
lösen. Die Gemeinschaft braucht Rah-
menbedingungen, die den Infektions-
schutz in seiner Gesamtheit befördern. 
Eine Ungleichbehandlung kann mit 
einer schwindenden Solidarität oder gar 
einem zu befürchtenden gesellschaft-
lichen Unfrieden diese Rahmenbedin-
gungen unterminieren.

So weit so nachvollziehbar. Doch nur 
vier Wochen später, bei noch immer 
lediglich 9,6 % vollständig Geimpften 

sieht die Betrachtung schon ganz an-
ders aus, obwohl sich an den Grund-
bedingungen nichts geändert hat. Der 
Diskurs hat sich über den Pandemie-
ermüdungsdruck vieler und über eine 
medial aggressiv forcierte Wende hin 
zum „Recht des Einzelnen“ gedreht: Ge-
impften dürften ihre Grundrechte nicht 
länger vorenthalten werden. Die Be-
fürchtung vor einer Gesellschaftsspal-
tung wird nicht mehr bemüht. Das zu 
stärkende Gemeinschaftsgefühl, zuvor 
als Schlüssel zur Pandemiebekämpfung 
geadelt, ist nun passé. Sonderregelun-
gen für Geimpfte als Licht am Ende des 
Tunnels sollen sogar die Impfbereit-
schaft erhöhen. Das Ergebnis: Seit dem 
9. Mai 2021 wurden nicht nur die Test-
pflicht beim Einkauf, sondern auch die 
Reise- und Kontaktbeschränkungen für 
Geimpfte per Verordnung aufgehoben. 
Geimpfte dürfen nun abends draußen 
bleiben, Ungeimpfte müssten um 22 
Uhr nach Hause. Dies lässt sich nicht 
anders interpretieren als eine Einübung 
von Ungleichheit - unter Inkaufnahme 
eines ausgeprägten Impfegoismus.

Gesamtgesellschaftlich sinnvoll wäre 
es hingegen, eine Schwelle zu definie-
ren, ab der die vulnerabelsten Gruppen 
komplett durchgeimpft sind und man 
die Pandemie mit einfachen Maßnah-

men wie Masken und Abstandsregeln 
ausreichend kontrollieren kann. Ab 
diesem Punkt wären die Freiheitsein-
schränkungen für die ganze Bevölke-
rung (eines Landkreises) aufzuheben.

Der Preis der Entsolidarisierung hin-
gegen ist hoch: Zehntausende Impf-
drängler:innen pro Woche; mit falschen 
Berufsangaben bzw. falschen Angaben, 
Kontaktperson von Pflegebedürftigen 
zu sein, bis hin zu aggressiv auftreten-
de Gruppen, die ihre Impfung gegen die 
Priorisierung anderer in Impfzentren 
physisch durchsetzen. Kochsalzlösun-
gen, die statt der Impfdosis verimpft 
werden, und ein breit verankertes Be-
mühen, sich für die in Aussicht gestellte 
Quarantänefreiheit vor und nach dem 
Urlaub in eine höhere Priorisierungs-
gruppe zu schummeln. Im Internet be-
stellbare gefälschte Impfpässe sind da 
ein eher randständiges Problem, werden 
jedoch zur Legitimation der Einfüh-
rung eines ‚fälschungssicheren‘ digitalen 
Impfpasses medial in den Vordergrund 
gesendet.

IMPFNATIONALISMUS

Impfprivilegien von ganz anderer Trag-
weite werden sichtbar, wenn wir den 
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Blick weiten und die globale Vertei-
lung der künstlich verknappten Coro-
na-Impfstoff e analysieren. Dass dieses 
Problem lange Zeit so viel weniger Be-
achtung im öff entlichen Diskurs fand, 
zeigt den Krisennationalismus und -ko-
lonialismus deutlich.

Ein Blick nach Afrika off enbart, dass 
Südafrika gerade einmal ein Prozent der 
Bevölkerung geimpft  hat und nach An-
sicht vieler Epidemiolog:innen kurz vor 
dem Beginn der dritten Infektionswelle 
steht. Selbst in Ländern wie Ruanda und 
Ghana, die sehr eff ektive Impfprogram-
me haben, konnten nur etwa drei Pro-
zent der Bevölkerung eine erste Spritze 
bekommen, mehr Impfstoff  ist nicht da. 
Und wird auch so bald nicht kommen. 
Die von der WHO und der Gates-Stif-
tung initiierte und von einigen Indust-
rieländern unterstützte Impf-Initiative 
Covax hatte sich zum Ziel gesetzt, bis 
Ende des Jahres 20 Prozent der Men-
schen in den ärmsten Ländern zu ver-
sorgen - das erscheint derzeit unmög-
lich. Das Programm sollte die meisten 
seiner Impfdosen vom Serum Institute 
in Indien bekommen, das AstraZeneca 
in Lizenz herstellt. Indien wurde wie 
kein anderes Land derart heft ig von 
einer neuen Infektionswelle überrollt, 
dass die Regierung alle Impfstoff -Liefe-
rungen ins Ausland einstellte. Die afri-
kanischen Länder sind nun erst einmal 
von Nachschub abgeriegelt. Zudem hat 
sich herausgestellt, dass die Wirksam-
keit von Astra Zeneca gegen die süd-
afrikanische Mutante B1.351 nur bei 
20 % liegt. Auch der Corona-Impfstoff  
von Biontech wirkt gegen die südafrika-
nische Virusmutation etwa zwei Drittel 
weniger eff ektiv.

Viele Regierungen in Afrika scheinen 
überdies deutlich mehr für eine Impf-
dosis zu zahlen als die europäischen 
Länder. Ein geleakter Vertragsentwurf 
aus dem Februar sieht im Falle Ugandas 
einen Preis von sieben Dollar pro Do-
sis AstraZeneca vor. Begründung: Das 
Land habe sich, anders als z.B. die EU, 
nicht an der Erforschung und Erpro-
bung des Impfstoff s beteiligt.

Bis in Afrika ausreichend Impfstoff  vor-
handen ist, wird noch viel Zeit verge-
hen. Bis dahin droht die Gefahr neuer 
Virusmutationen, neuer Infektionswel-
len - und damit eine Tragödie wie der-
zeit in Indien.

AUFHEBUNG DER PATENTE

Die Menschenrechtsorganisation Medi-
co International fordert die Aussetzung 
des Patentschutzes, um die Herstellung 
von Impfstoff en anzukurbeln. Indien 
und Südafrika haben im Herbst bei 
der Welthandelsorganisation um eine 
zeitweilige Aufh ebung des Patentschut-
zes nachgesucht, bisher ohne Erfolg. 
Denn andere Länder blockieren, auch 
Deutschland. Dort setzt man auf „frei-
willige Lizenzen“.

Dabei sieht das sogenannte TRIPS-Ab-
kommen seit 2001 (fortentwickelt unter 
dem Druck von Südafrika, das ange-
sichts der Aids-Epidemie dringend Zu-
gang zu bezahlbaren Medikamenten 
benötigte) die Erteilung von Zwangsli-
zenzen, also die zeitweilige Aussetzung 
des Patentrechts gegen den Willen der 
Pharmaunternehmen explizit vor. In 
Deutschland etwa hat der Bundesge-
richtshof 2017 im „öff entlichen Inter-
esse“ eine vorläufi ge Zwangslizenz auf 
ein Aids-Medikament gebilligt. Die Be-
handlung einer Person mit HIV kostet 
mit patentgeschützten Medikamenten 
ungefähr 10.000 US-Dollar pro Jahr - 
mit freigegebenen Generika 150. Ande-
re Staaten haben ähnliche Vorschrift en 
erlassen.

Am 5. Mai hat sich die USA überra-
schend hinter die Forderung von mehr 
als 100 ärmeren Ländern zur Aussetzung 
des Patentschutzes für Covid-19-Impf-
stoff e gestellt. Damit könnten Hersteller 
in aller Welt die Impfstoff e ohne Lizenz-
gebühren produzieren.

Die EU hingegen sieht in dem US-Vor-
schlag zur Freigabe von Patenten kei-
ne Lösung für den weltweiten Mangel 
an Corona-Impfstoff en. „Wir denken 
nicht, dass das kurzfristig eine Wun-
derlösung ist“, sagte EU-Ratspräsident 

Charles Michel nach Beratungen der 
Staats- und Regierungschefs in Porto. 
Die Bundeskanzlerin hatte eigentlich 
schon vor einem Jahr versprochen: „Es 
handelt sich um ein globales öff ent-
liches Gut, diesen Impfstoff  zu pro-
duzieren und ihn dann auch in alle 
Teile der Welt zu verteilen.“ Doch in 
einer verstörenden Wortmeldung vom 
7.5.21 konstatierte Angela Merkel nun, 
dass es niemand wollen könne, wenn 
China die moderne, im Westen von 
Biontech und Moderna entwickelte 
mRNA-Technik erhalte. Anders als af-
rikanische Länder verfüge nämlich die 
Volksrepublik über entsprechende Pro-
duktionskapazitäten. Ähnliche Sorgen 
werden hinter vorgehaltener Hand auch 
in Brüssel geäußert - schließlich soll 
mRNA im Kampf gegen Krebs helfen.

Die traurige, virologisch katastrophale 
und moralisch verwerfl iche Bilanz der 
weltweiten ‚Impfk ampagne‘: Auf die 
zehn reichsten Länder entfallen nun-
mehr 80 Prozent der bislang verfügba-
ren Dosen. Diese sichern sich (wie z.B. 
Israel und die USA) bereits die Zweit- 
und Drittimpfung für die gesamte Be-
völkerung, während die ärmsten Länder 
gerade mal 0,3 % aller derzeit verfügba-
ren Impfdosen erhalten haben. Hundert 
Länder des globalen Südens müssen 
noch bis zu zwei Jahre auf eine Erst-Ver-
sorgung mit Covid-Vakzinen warten 
- ein Skandal, der die Forderung der 
WHO auf Freigabe der Patente und die 
lang geforderte Entkopplung der Impf-
stoff -Entwicklung von der Produktion 
überfällig macht.

Die Hoff nung von Covax schwindet, 
dass derart überversorgte Länder in 
dem Moment, wo mehrere Impfstoff e 
zugelassen sind, auf ihre Kaufoptionen 
verzichten. Falls doch, dann lediglich in 
einem pseudo-caritativen Akt der Gna-
de - eine ‚faire‘ Lösung insbesondere 
im Hinblick auf zukünft ige Pandemien 
sieht anders aus.

Das Absurde daran: Selbst unter der 
Maxime einer möglichst effi  zienten 
Pandemiebekämpfung (nur) für die 
„eigene Bevölkerung“ ist der Impfnatio-
nalismus kontraproduktiv, da es mehr 
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mutierte Virusrückkopplungen gibt, je 
länger das Virus in einem anderen Land 
unbekämpft  residiert. Eine möglichst 
hohe Gleichzeitigkeit der globalen Be-
kämpfung von viralen Pandemien ist 
eine absolute Grundvoraussetzung in 
einer hoch vernetzten Welt, in der die 
Abschottung eines Landes nur in den 
zutiefst unsozialen Vorstellung von 
No- und Zero-Covid-Anhänger:innen 
denkbar ist.

Während der Impfstoffh  ersteller Moder-
na einer temporären Aussetzung seiner 

Patente zustimmte, betonte Biontech, 
dies sei „weder sinnvoll noch notwen-
dig“. Biontech feiert derweil eine phä-
nomenale Umsatzsteigerung: Im ersten 
Quartal 2021 betrug der Umsatz 2,05 
Milliarden Euro. Das ist mehr als 70 Mal 
so viel wie im entsprechenden Zeitraum 
2020 (27,7 Millionen). Und das ist keine 
Eintagsfl iege, da global weitere Impfun-
gen zur Immunauff rischung und zur 
Anpassung an das sich rasch verändern-
de Virus notwendig sein werden. „Unser 
Ziel ist es, zum globalen Machtzentrum 
der Immuntherapie im 21. Jahrhundert 

zu werden“, sagte Vorstandschef Uğur 
Şahin am 10.5. bei der Vorstellung der 
Quartalszahlen. Ein trauriger Umsatz-
rekord angesichts Hunderttausender 
(bei einer Aussetzung der Patente) ver-
meidbarer Tote.

11. Mai 2021

Guido Arnold ist promovierter Physiker und 
arbeitet im DISS zum Thema Entsolidarisierung 
durch digitale Transformation des Gesundheits-
systems.

Strukturmerkmale des Gesundheitssystems 
und die COVID 19 Pandemie
von Ulrike Höhmann

Ich will den Kapitalismus lieben, 
doch es gelingt mir nicht 
(Liedtext von Funny van Dannen)

1. ERFAHRUNGSWELT PANDEMIE  

Die Corona Pandemie hat das deutsche 
Gesundheitssystem unvorbereitet ge-
troff en und dessen Stärken und Schwä-
chen off enbart. Eine wirksame Be-
kämpfung der Pandemie erfordert neue 
Problemlösungen. Zeitdruck verschärft  
die Abstimmungs- und Kooperations-
defi zite der in gewinnwirtschaft lichen 
Eigenlogiken nebeneinander her arbei-
tenden Organisationen und Berufe. 
Seit Ende März 2020 befi ndet sich die 
Gesellschaft  im „Realexperiment“. Für 
die Entwicklung und Erprobung neu-
er Problemlösungen stehen keine fest-
gezurrten Regeln oder Schablonen zur 
Verfügung, so wird „auf Sicht gefahren“. 
Mühsam werden im laufenden Prozess 
neue Strategien erarbeitet. 

In der Schocksituation im März 2020 
erhielt das Gesundheitssystem die 
Führungsrolle bei der Unsicherheits-
bekämpfung. Vorrangiges Ziel war, die 
Infektionsausbreitung zu reduzieren 
und möglichst viele Leben zu retten. Die 
Verfügbarkeit von Intensivbetten wurde 
zum Steuerungskriterium. Um diese zu-
vor kaputtgesparte Infrastruktur aufzu-
rüsten, investierte der Staat gießkannen-

artig erhebliche Summen. Allerdings 
lässt sich die personelle, insbesondere 
pfl egerische Unterausstattung so nicht 
beheben, dabei helfen auch symbolische 
Motivationshäppchen oder ein klinik-
interner Verschiebebahnhof mit inten-
sivpfl egerischen Blitzqualifi kationen 
nichts. 

Um regulatorische Maßnahmen zur 
Pandemiebekämpfung zu entwickeln 
und zu rechtfertigen, rief die Exekutive 
schnell Experten aus der Wissenschaft  
herbei. Deren Perspektive bezog sich, 
vor allem zu Beginn – mit naturwissen-
schaft lich-reduktionistischem Gesell-
schaft sverständnis – auf das Verhalten 
des „Virus“, nicht auf das der Menschen, 
deren Leben das Virus nun beherrschte. 
Übergreifende rechtsstaatliche Legiti-
mationsaufgaben der Legislativen hin-
ken bis heute Notfallentscheidungen der 
Exekutiven hinterher, parlamentarische 
Debatten legitimieren eher ex post Ver-
waltungsbeschlüsse (Infektionsschutz-
gesetz). Der Spagat zwischen Rechts-
staatlichkeit und Handlungsdruck ist 
nicht aufgelöst.
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Politische und wissenschaft liche Autori-
täten legitimieren den ungebrochenen 
Glauben an die aktuell notgedrungen 
mit immer neuen Fakten experimentie-
rende (Natur-)Wissenschaft . Problema-
tisch wird dies, wenn einzelne Akteure 
Nachrichtenwerte produzieren, indem 
sie einzelwissenschaft liche Zwischener-
gebnisse, zum Teil mit sinnfreiem Ver-
eindeutigungszwang, vorschnell in all-
gemeingültige Gewissheiten gießen und 
damit irritierende Selbstläufer in strati-
fi zierten Blasen befördern. Neuigkeits-
hypes zeigten sich mehrfach, wie im 
wechselhaft en, hektischen Umgang mit 
dem Astra-Zeneca-Impfstoff . Im Feb-
ruar 2021 noch ausdrücklich für unter 
65-jährige empfohlen, dann auf dünner 
Studienlage im März 2021 für alle frei-
gegebenen, jedoch im März noch vor-
rangig an jüngere Berufstätige verimpft , 
wurde dieser Impfstoff  Ende März 2021 
plötzlich wegen schwerer Zwischenfälle 
bei Jüngeren, nur noch für über 60-jäh-
rige zugelassen. Sofort erklärten beru-
fene Mediziner öff entlich, ein schweres 
Erkrankungsrisiko der über 60-jährigen 
Deutschen sei höher als deren Impfrisi-
ko. Off en bleibt, auf welche Vergleichs-
daten sich zum 31.3.2021 das Impfrisiko 
der über 60-jährigen Deutschen stützt, 
da im März nur wenige Dosen an diese 
Altersgruppe gingen. Problematisch er-
scheint hier nicht die Unsicherheit von 
Zulassungsentscheidungen, sondern 
deren Begründung, die Bürgen logische 
Transparenz und damit ihre informierte 
Entscheidung verwehrt. 

Solche Hakenschläge, Simplifi zierun-
gen und Vereindeutigungen in der In-
formationspolitik stehen oft  unverbun-
den nebeneinander, konzeptualisieren 
menschliches Verhalten im „Maschi-
nenmodell“ und blenden ökonomi-
sche und soziale Eigendynamiken aus. 
Die teils hilfl osen, interessengeleiteten, 
teils kenntnisfreien Kommunikations-
strategien legen öff entliche Diskurs-
schwächen und Abstimmungsdefi zite 
bloß, verstärken Vertrauensverluste und 
Compliancekrisen in der Bevölkerung, 
die zwar beklagt, aber nicht „bearbeitet“ 
werden.

So geriet selbst die deutsche Wirt-
schaft spolitik unter Instrumentalisie-
rungsdruck eines unzulässig auf das 
bio-physische Überleben reduzierten 
Gesundheitsbegriff s (vgl. WHO). Unter 
Unsicherheit streute der Staat Hilfs-
pakete in Milliardenhöhe an Kliniken, 
Unternehmen, Einzelpersonen mit 
dem Ziel, ökonomisch wettbewerbliche 
Strukturen zu konservieren. Neben kri-
senmindernden zeigten sich auch dys-
funktionale Wirkungen, wie die Krä-
mermentalität bei der Verhandlung von 
Impfstoff verträgen. Vor allem blendeten 
die kurzfristigen Akutmaßnahmen je-
doch gesellschaft liche Subsysteme wie 
Bildung, Kultur, Kunst, Sport, Religion 
vorerst aus, aufgrund ihrer geringen 
ökonomischen „Systemrelevanz“, ge-
messen am Bruttosozialprodukt. Ihre 
zentrale Bedeutung für eine umfassende 
Gesundheit, die ebenfalls psychosoziale 
Aspekte einbezieht, wird erst durch ihr 
längerfristiges „Abschalten“ unüberseh-
bar. Bürger, Patienten, Betroff ene sind 
aktuell auf ihre – ungleich verteilten- 
personalen Bewältigungskompetenzen 
sowie ihre eigenen technischen, so-
zialen und psychischen Ressourcen zur 
Unsicherheitsbewältigung angewiesen. 
Denn die zunehmende Pandemiedauer 
verstärkt die Wahrnehmung, dass eine 
Hand nicht weiß, was die andere tut und 
Chaos herrscht, z.B. bei Regularien zu 
Schulöff nungen, Impfstrategien, einem 
verordnungskonformen Lockdown, etc. 

Diesem Beitrag liegt die Th ese zugrun-
de, dass solche verschiedenen Verwer-
fungen als Ausdruck ähnlicher Hand-
lungslogiken zu verstehen sind, die 
im Folgenden für die nationale Ebene 
skizziert werden. Mit heuristischem 
Ziel stellt er Grundmerkmale des Ge-
sundheitssystems in den Mittelpunkt, 
die den Umgang mit der Pandemie be-
sonders prägen und sich dabei wech-
selseitig stabilisieren. Die strukturell 
verankerte privat- und wettbewerbli-
che Gewinn- und Renditeorientierung 
der Gesundheitswirtschaft  verschärft  
deren Wirkung.  Sie stellt uns vor zer-
störte Vorhaltestrukturen, insbesondere 
im Öff entlichen Gesundheitsdienst und 
den Pfl egeberufen. Gleichwohl stärkt 
die Politik weiterhin betriebswirtschaft -

liche Gewinnlogiken und sektorierte 
Handlungsstrategien, die volkswirt-
schaft lich unsinnig sind. Neben be-
kannten „Dauerbrennern“, wie den oft  
kritisierten schnellen Klinikentlassun-
gen, die erhebliche Kosten in den nach-
stationären Bereich verschieben, pro-
duziert die Pandemie neue: So wurden 
z.B. staatliche Fehlbelegungsausgleiche 
/ Bettenfreihaltepauschalen auch an als 
private AGs organisierte Kliniken ge-
zahlt, als Anreiz, eine Covid-Patienten 
First Behandlung zu sichern. Diese Pau-
schalen überschritten zum Teil die übli-
che Fallfi nanzierung und induzierten so 
– gemäß dem betriebswirtschaft lichen 
Kalkül – eine schmerzliche Unterver-
sorgung von Patienten mit weniger lu-
krativer Erkrankungen. Eine mit diesen 
„Rettungsprinzipien“ verbundene kri-
tische Destruktion des professionellen 
Berufsethos beim medizinischen und 
pfl egerischen Personal wird zum Teil 
mit hilfl osem Bedauern erkannt.  

2. BIOMEDIZINISCHES NOTFALL-
PARADIGMA  

Gesundheitspolitische Analysen (z.B. 
SVR Gutachten seit 1987, Badura 1996, 
Höhmann 2002, Rosenbrock/Gerlinger 
2014) verweisen seit langem auf das 
bio- oder akutmedizinisches Notfall-
paradigma, das nicht nur die konzep-
tionelle und fi nanzielle Ausrichtung 
und die spezifi sche Leistungsfähigkeit, 
sondern auch die blinden Flecken des 
deutschen Gesundheitssystems prägt. 
Betont wird damit, dass in der wett-
bewerblich durchökonomisierten Ge-
sundheitsversorgung vorrangig solche 
Versorgungsleistungen eine Rolle spie-
len, die biomedizinisch begründbare In-
terventionen zur Gesundung in akuten 
Krankheitsepisoden anbieten, wie z.B. 
operative Hochleistungskliniken. Damit 
verbindet sich die gleichzeitige Gering-
schätzung der sprechenden, nicht appa-
rativen Medizin und der Pfl ege. „Cure“ 
bezogene Reparaturleistungen erbrin-
gen vorrangig Ärzte in der Akutversor-
gung. Komplexere Gesundheits-, Prä-
ventions-, Rehabilitations- und „Care“ 
(Pfl ege-, Sorge-) Bedarfe werden hin-



7 Strukturmerkmale des Gesundheitssystems und die COVID 19 Pandemie 

gegen oft  nur dann, wenn auch sie kurz-
fristige Renditeerwartungen erfüllen 
und Bestandsprivilegien schützen, sys-
temisch gefördert. Sie bleiben ansonsten 
fi nanziell unterausgestattet und weitge-
hend nichtmedizinischen Gesundheits-
berufen überlassen.  

In der Folge dieses auf physische Akut-
interventionen reduzierten Gesund-
heitsverständnisses haben sich die ins-
titutionellen und konzeptionellen Ko-
operationshürden, der personelle und 
materielle Investitionsstau mit bedroh-
licher Unterausstattung des öff entlichen 
Gesundheitsdiensts, die Personalknapp-
heit, die schlechten Arbeitsbedingungen 
und Ausbildungsmängel der Pfl egeberu-
fe, etc. entwickelt. Für das Pandemiema-
nagement werden diese ehemals nicht 
renditeträchtigen Vorhaltestrukturen 
nun jedoch zum Nadelöhr der Hand-
lungsfähigkeit. Ein reines „Beklatschen“ 
dieser „Soft ware“ der Krisenbewälti-
gung ist Ausdruck konzeptionellen Sys-
temversagens.   

Die fraglose „Akutlogik“ erzeugte so-
wohl Hilfl osigkeit als auch unterord-
nenden Gehorsam in vielen Care-Ein-
richtungen, wie in stationären und 
ambulante Pfl ege-/Behindertenein-
richtungen, bei ihrer oft  ritualistischen 
Umsetzung der Kontaktverbote. Auch 
wenn hier eigentlich Spezialisten für 
den lebensqualitätsbezogenen Umgang 
mit langfristigen und chronischen Ein-
schränkungen arbeiten, konnten sie 
kaum defi nitionsmächtige Lösungen er-
arbeiten.  

Mit ähnlich reduzierter Selbstverständ-
lichkeit wurden das Kultur- und Bil-
dungssystem sträfl ich ignoriert. Die 
Politik, wie auch der deutsche Ethikrat, 
beruft  sich in Überzahl auf virologische, 
mathematische, (intensiv-) medizini-
sche, juristische oder theologische Ex-
perten. Erst langsam gelangen breitere 
gesellschaft liche Fragen in den Blick, je-
doch kaum die Komplexität einer syste-
matisch gesellschaft lichen Perspektive.    

Umgekehrt förderte diese Akutorien-
tierung des Gesundheitssystems jedoch 
die kurzfristigen Erfolge in der ersten 

Pandemiewelle. Sehr schnell konn-
ten – in systemkonformer Marktlogik 
relativ unwidersprochen – Finanzen 
mobilisiert werden, um materielle In-
vestitionsversäumnisse nachzubessern. 
Beatmungsgeräte ließen sich aus dem 
Boden stampft en, vielzitierte Schutzaus-
rüstungen zu Wucherpreisen erstehen, 
Normal- in Intensivstationen umwid-
men, Pfl egepersonal „umsetzen“, zum 
Teil intensivmedizinisch „nachquali-
fi zieren“, Personaluntergrenzen aus-
setzen, die Bundeswehr zum Inlands-
einsatz herbeizitieren, etc., alles, um 
notfalls schwer Covid-Erkrankte bei Be-
darf notfallmäßig intensivmedizinisch 
versorgen zu können. 

Diese Handlungsorientierungen blen-
den jedoch komplexe Funktionsbedin-
gungen und Wirkungen der Rettungs-
maßnahmen im Kampf gegen „das 
Virus als Feind“ aus, wie z.B. persönli-
che Bereicherungen, Ambivalenzen der 
Schuldenaufnahme oder die Einschrän-
kung bürgerlicher Freiheitsrechte. Be-
troff en davon waren sogar medizini-
sche Behandlungskonzepte. Sie gingen 
wohl eine Wahlverwandtschaft  zwi-
schen akutmedizinischer Orientierung 
der Ärzte, „Leben auf Nummer sicher“ 
retten zu wollen, und monetären An-
reizen ein. So wurden in der ersten Pan-
demiewelle den Kliniken für beatmete 
Covid-19 Patienten ca. 38.500 € erstat-
tet, für nichtbeatmete nur 5000.-€-. Für 
Th öns (2021) legen diese Anreize nahe, 
dass in der ersten Welle – entgegen fach-
licher Leitlinien- ca. 80% der Patienten 
invasive Beatmungen erhielten, mit ent-
sprechend problematischen Folgen. 

Trotz zunehmender Sichtbarkeit dys-
funktionaler Eff ekte des frühen Not-
fallmanagements gelten multiperspek-
tivische Situationsanalysen, sachlich 
komplexe Abwägungen aber auch sorg-
fältige soziale Folgenabschätzungen 
von Maßnahmen, die akutphysische 
Begründungsstrukturen relativieren, 
schnell als illegitim. Dieses Phänomen 
verweist auf Verfl echtungen mit den 
beiden nächsten Systemmerkmalen. 

3. VERSÄULTE LEISTUNGSERBRIN-
GUNG IN ABGESCHOTTETEN SILOS

Luhmanns Analyse (1973) der zuneh-
menden Diff erenzierung und Speziali-
sierung der Sozialsysteme in modernen 
Gesellschaft en fokussiert die abgeschot-
teten und schwerfällig umzusteuernden 
Handlungsweisen der mit der Pande-
miebekämpfung befassten Organisatio-
nen und Berufe. Versorgungsleistungen 
und Problemlösungen werden danach 
in versäulten „Programmen“ erbracht, 
das heißt, von spezialisierten Profes-
sionellen, in nebeneinander her arbei-
tenden Organisationen, gesteuert durch 
zuvor defi nierte Zuständigkeits-, eigene 
Finanzierungs- und inhaltliche Aus-
gestaltungsregeln. Daher der Vergleich 
mit abgeschotteten Silos, wie z.B. die 
Akutkliniken gegenüber Pfl egeheimen 
oder der ambulanten Physiotherapie 
(z.B. Höhmann 2002).

Gesundheitsprobleme von Menschen 
sind jedoch oft  auf parallele Interven-
tionen mehrerer isolierter Program-
me angewiesen. So benötigt ein mit 
Long-Covid aus der Klinik wieder ins 
Heim rückverlegter Mensch dort sta-
tionäre Pfl ege, ambulante Atem- und 
Physiotherapie, haus- und fachärztliche 
Versorgung. Enge Zuständigkeits- und 
Finanzierungsgrenzen der Professio-
nellen erzeugen hier oft  Versorgungs-
lücken. Denn das dann erforderliche, 
nahtlose ökonomisch-institutionelle, 
inhaltlich-konzeptionelle und zeitli-
che Zusammenspiel der verschiedenen 
„Programme“ stellt die beteiligten Sys-
teme systematisch vor enorme Heraus-
forderungen. Unter Zeitdruck müssen 
sich die verschiedenen „Hände“ auf ein 
Ziel hin koordinieren. Dabei orientie-
ren sie sich jedoch an ihren jeweiligen 
Zuständigkeiten, Fachkonzepten, An-
reizsystemen, Machtmitteln, Routinen, 
etc. Illustrieren lässt sich diese Heraus-
forderung am Impfmanagement, für 
das in Deutschland ungewöhnlich viele 
festgezurrte Zuständigkeiten und Ver-
tragskonstruktionen koordiniert wer-
den müssen: Bund, Land, Kommune, 
u.U. Impfzentrumsbetreiber, Einrich-
tungsträger, Öff entlicher Gesundheits-
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dienst, Kassenärztliche Vereinigung, 
Impfärzte, EDV-Dienstleister, Hausärz-
te, Hilfsorganisationen, Logistikunter-
nehmen, etc. Abstimmungen all dieser 
Beteiligten dann noch am Patienten 
auszurichten, wird zur Sisyphos–Auf-
gabe. Zu stark zielgefährdende Lücken 
zwischen den Beteiligten werden mit 
einem Flickenteppich weiterer Akteure 
gestopft , die wiederum partielle, ver-
regelte „Lückenaufgaben“ bekommen. 
Diese additive Flickschusterei, als ein 
immer „Mehr des Gleichen“, ist system-
konform, auch wenn neue Bruchstellen 
entstehen. Denn jeder Versuch, beste-
hende Programmgrenzen zu fl exibilisie-
ren, kämpft  mit dem folgenden System-
merkmal.  

4. REGELVERSTÄNDNIS ALS DA-
SEINSNACHSORGE

Ein Schritt über das eigene Programm 
hinaus bedarf erst neuer Regeln, die 
klarstellen, ob ein Problem im aktuellen 
Zuständigkeits- und Finanzierungsbe-
reich liegt und welche Interventionsop-
tionen zur Bearbeitung verfügbar sind. 
Ein „Bürokratismus“ Vorwurf beklagt 
unter anderem diesen Mechanismus 
und seine Auswüchse. Vergessen wird 
damit jedoch die andere Seite dieser Lo-
gik, die darauf abzielt, unabhängig von 
handelnden Personen, gleichen Prob-
lemen mit gleichförmigen Leistungen 
zu begegnen. Denn wenn vorhersehba-
re Routinen professionelle Leistungen 
steuern, verbindet sich damit die Hoff -
nung, Beliebigkeiten, Bevorzugungen 
und Benachteiligungen zu mindern. 
Professionelles Engagement wird über 
jene Regeln versachlicht, auch die Fi-
nanzierung erfolgt entpersonalisiert 
(z.B. über Versicherungen). 

Diese Stabilisierungsform folgt einer 
konditionalen Begründungslogik. Das 
heißt, „weil“ eine Regel etwas sagt, wer-
den bestimmte Handlungen eingeleitet. 
Auch wenn im Zweifelsfall bestehende 
Anwendungsregeln situationsangemes-
sene Aktivitäten und adaptive Problem-
lösungskapazitäten begrenzen. Die so 
geartete Verfahrenssystematik plausibi-

lisiert ebenfalls, dass u.U. widersprüch-
liche „alte“ Regeln unterschiedlicher 
Programme die Bearbeitung eines neu-
en Problems chaotisieren: rechtssyste-
matische, epidemiologische, wirtschaft -
liche, berufsrechtliche, etc.  

Unter konditionalem Regelverständnis 
sind situativ adäquate Problemadap-
tionen systematisch langwierig, da erst 
neue Regeln Auskunft  darüber geben 
müssen, wie alte Regeln zu ändern und 
neue zu schaff en sind. Dieser Mecha-
nismus der „Verlangsamung“, gehört 
zum sachlichen Legitimitätserfordernis 
der Programme. „Ausstiegsversuche“ 
aus dieser Schwerfälligkeit, wie z.B. 
die notfallmäßige Umpolung von Ent-
scheidungen auf problemlösende „um 
zu Motive“, um bestehende Regularien 
überschreiten zu können, erweisen sich 
als konfl iktorisch. Dies zeigen etwa die 
Debatte zur Außerkraft setzung der 
Grundrechte durch Verfahrensanord-
nungen der Exekutiven, aber auch der 
verfehlte „Ruhetagsvorschlag“ vor Os-
tern. Die konditionale Zuverlässigkeit, 
die universellen Anspruchsschutz ga-
rantieren soll, aber schnelles Krisenma-
nagement erschwert, entpuppt sich, wie 
beim Infektionsschutzgesetz, als (zu) 
späte „Daseinsnachsorge“ (Luhmann 
1973, 365).  

Mit zunehmender Pandemiedauer steigt 
so die systemische Bedeutung jener In-
itiativen, die solche „Daseinsnachsorge“ 
machtförmig außer Kraft  setzen: so bei 
der Aufh ebung der Schuldenbremse, 
Ausgestaltung von Lockdown-Regeln, 
Änderung von Impfprioritäten, etc. 
Sobald ein Konsens über Veränderun-
gen brüchig wird, die Intransparenz im 
Vordergrund steht oder negative Fol-
geeff ekte öff entlich werden, schwindet 
die demokratische Notfall-Legitimität 
machtförmiger schneller Lösungsoptio-
nen. Dann werden ungeliebte konditio-
nale Regelverständnisse (Rechtsstaats-
prinzip) wieder angerufen. In diesem 
Sinne befördert diese ursprünglich 
Legitimität sichernde Regelgeleitetheit 
ihre eigene Krise.  

5. FAZIT

Ziel war es, Grundzüge handlungsprä-
gender Strukturmuster der Gesund-
heitsversorgung im Hinblick auf ihre 
Bedeutung für den Umgang mit der Co-
vid-19 Pandemie zu skizzieren. Deutlich 
wird, dass dringend neue problemorien-
tierte Systemadaptionen erforderlich 
sind (z.B. Strauss/Corbin 1988, SVR 
Jahresgutachten), die hier nur angedeu-
tete komplexe Wirkungen im Auge be-
halten. Allerdings ist kaum politischer 
Gestaltungswille erkennbar, diese Auf-
gaben systematisch anzugehen.
   
Dabei ist es unbestritten, dass ange-
mahnte Veränderungen nicht von selbst 
geschehen, sondern von Menschen in-
duziert werden müssen. Gesundheits-
leistungen dürfen nicht länger unter 
Anreizsystemen erbracht werden, die 
durch Zweck-Mittel Verkehrungen den 
Professionellen immer wieder die Ka-
pitalisierung ihrer Fachlichkeit abver-
langen und damit ihre fachliche ratio 
essendi verschütten (Höhmannn 2006). 
Die damit einhergehenden inneren und 
äußeren Konfl ikte vieler Pfl egender und 
Mediziner treten uns, insbesondere 
unter dem Brennglas der Pandemie, als 
kaum beeinfl ussbare Belastungs- und 
Motivationskrisen entgegen. 

Vor dem Hintergrund unentschlossener 
Veränderungsinitiativen liegt ein An-
satzpunkt darin, strategisch und ope-
rativ verantwortliche, veränderungsbe-
reite Gesundheitsakteure gezielt dabei 
zu unterstützen, ihr inhaltliches Berufs-
ethos im Alltag zu kultivieren. Kurzfris-
tig lässt sich dazu in eine systematische 
Stärkung ihrer Gestaltungs- und Inno-
vationskompetenzen investieren, ohne 
damit umfassende Heilserwartungen 
struktureller Reformen zu verbinden. 
Denn refl exiv gestärkte Professionelle 
können gezielt real vorhandene Gestal-
tungsoptionen ausloten, um Strukturen 
und Konsequenzen mit zu formen, die 
helfen, das eigene Berufsethos zurück-
zuerobern und damit fortschreitender 
Entfremdung entgegenzuwirken (Höh-
mann et al. 2018).
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Das vermeintliche Wissen, das über Sinti*ze und Rom*nija kur-
siert, ist geprägt von negativen Stereotypen bei kaum vorhan-
denen Kontakterfahrungen mit Angehörigen der Minderheit. Die 
dominierenden Bilder werden durch die Medien verbreitet und 
als Wahrheiten ausgegeben und rezipiert. Sie beschränken sich 
außerdem nicht auf Mitglieder der Minderheit, sondern werden 
ohne Widerspruch auf Menschen aus Bulgarien und Rumänien 
übertragen. Neben der emanzipatorischen Arbeit einer zuneh-
menden Zahl an Selbstorganisationen, ist es ein Anliegen dieser 
Arbeit, die medialen Inszenierungen, deren Schauplätze und 
Akteur*innen, sowie die dahintersteckenden Wirkmechanismen 
und Strukturen aufzudecken.

Katharina Peters untersucht am Beispiel der medialen Inszenie-
rung von ›Sinti und Roma‹ im deutschen Fernsehen, wie Rassis-
men adaptiert und verbreitet werden. Die mit dem Augsburger 
Wissenschaftspreis für interkulturelle Studien ausgezeichnete 
Analyse entlarvt die als Realitäten ausgegebenen Bilder in ihrer 
Konstruiertheit und schaff t so Raum für andere Wirklichkeits-
entwürfe, die ein vielfältigeres Bild zulassen und Stereotype ne-
gieren. Der diskurs- und medienwissenschaftliche Ansatz leistet 
einen Beitrag, Erscheinungsformen des Rassismus in Zeiten eines 
weltweit erstarkenden Nationalismus am Beispiel von Antiziga-
nismus im deutschen Fernsehen detailliert zu beschreiben. Mit 
dem Ziel, die Sensibilität für eine diskriminierungsfreie media-
le Darstellung zu schärfen und das Bewusstsein für die Realität 
Deutschlands als eine Einwanderungsgesellschaft zu stärken.
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Lernen im Corona-Modus
EINE HERAUSFORDERUNG FÜR BILDUNG, MULTIPROFESSIONELLE TEAMS, SCHÜLER:INNEN 
UND ELTERN/ERZIEHUNGSBERECHTIGTE

Von Gaby Cleve

Am 13. März 2021 verkündete die NRW-Bildungsministerium 
Yvonne Gebauer, pünktlich zum Wochenende gegen 15 Uhr, 
den ersten Schul-Lockdown für das Land Nordrhein-Westfa-
len – Startschuss zu einer Reihe kurzfristiger Maßnahmen. Die 
Schulen konnten, sollten und/oder mussten vom sogenannten 
Präsenzunterricht in irgendeine Form des digitalen Unter-
richts, der auch Homeschooling oder Online-Unterricht heißt, 
wechseln. Zwischendurch dann auch Hybridunterricht, Wech-
selunterricht usw. usf.

Mit dem ersten Lockdown und im Zuge dessen einiger weiterer 
wurde ziemlich bald deutlich, wie sehr die Schere der Bildungs-
gerechtigkeit in NRW erst einmal nur hinsichtlich des basalen 
Inventars auseinanderklafft  :

• Es gibt Schulen mit guter digitaler Ausstattung, von WLan 
über Dienstgeräte bis hin zur Schüler:innenversorgung 
mit iPads oder ähnlichen Geräten.

• Es gibt Schulen, deren digitale Ausstattung in den Kin-
derschuhen steckt: kein WLAN, kaum Versorgung der 
Schüler:innen, Dienstgeräte wurden erst im Laufe der 
Pandemie angeschafft  .

• Die Devise „BYOD“ (Bring your own device) war an vie-
len Schulen schnell vom Tisch, da aus Armutsgründen die 
Schüler:innen gar keine vernünft igen digitalen Geräte für 
den Unterricht hatten; Smartphones reichen nämlich bei 
weitem nicht aus, irgendeiner Form des digitalen Unter-
richts zu folgen.

Vor diesem Hintergrund werde ich zunächst im Folgenden 
versuchen, die in der Überschrift  genannten Bereiche Bildung, 
multiprofessionelle Teams, Schüler:innen und Eltern/Erzie-
hungsberechtigte getrennt zu beschreiben, und zwar im Hin-
blick auf die Eff ekte für diejenigen, die langfristig am meisten 
mit den vornehmlich negativen Folgen zu tun haben werden: 
die Schüler:innen. Und hier v.a., wie sich zeigen lässt, die Klien-
tel, die gemeinhin als bildungsfern tituliert wird, die arm ist, 
in prekären Wohnverhältnissen lebt und von den Bildungsein-
richtungen nur unzureichend wahrgenommen wird. 

Anschließend werde ich aus meiner Schule – einer Gesamt-
schule im westlichen Ruhrgebiet – einige Erfahrungen schil-
dern, die zum heutigen Zeitpunkt nicht abgeschlossen sein 
können.

BILDUNG – INSTITUTIONEN, VERLAGE, POLITIK

Für den Bereich der Bildung lässt sich konstatieren, dass sehr 
schnell viele in diesem Bereich Tätigen aktiv wurden und Kon-
zepte für digitalen Unterricht, hybriden Unterricht usw. er-
arbeiteten. Bildungseinrichtungen und Schulbuchverlage über-
trumpfen sich seither in der Bereitstellung diverser Materialien 
und Online-Angebote. Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht 
auf entsprechende Veranstaltungen hingewiesen wird oder Be-
stellformulare für die zahlreichen neuen Materialien versendet 
werden.

Die politische Ebene ordnet an, informiert über neue Beschlüs-
se und Erlasse und bedankt sich in regelmäßigen ‚Schulmails‘ 
für das freundliche Ruhigbleiben der Schulen: Irgendwie schaf-
fen es die Schulen ja immer, die politisch beschlossenen Ver-
änderungen umzusetzen. Auch wenn die Schulen konstatieren, 
dass die neuen Regelungen zu kurzfristig mitgeteilt würden, oft  
sehr unpräzise seien und sie sich allein gelassen fühlten. Hier 
wird häufi g der Ruf laut, dass es bitteschön jemanden geben 
solle, der mal eindeutig sagt, wo es langgeht. Vor allem die 
Schulleiter:innen fühlen sich mit der Pandemie-Verantwor-
tung überfordert und allein gelassen. Schulleiter:innen, die es 
wagten, mit eigenen Konzepten ihren Schulalltag organisieren 
zu wollen, wurden von der Politik zurückgepfi ff en. Die Chance, 
den vielen unterschiedlichen Schulen (und hier meine ich nicht 
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die unsäglichen verschiedenen Schulformen) in ihrer Verschie-
denheit Raum zu geben, eigene passgenaue Konzepte zu ent-
wickeln, die ja im Übrigen auch für die Städte hilfreich gewesen 
wären, wurde vertan.

Außer den AHA-Regeln und regelmäßigem Raumlüft en bei 
Präsenzunterricht ist den politisch Verantwortlichen noch 
nicht viel eingefallen; obwohl allenthalben darüber berichtet 
wird, dass bspw. Luft fi lter Virenlasten in geschlossenen Räu-
men deutlich reduzieren. Aber nach den Sommerferien 2020, 
in denen ja eigentlich Zeit gewesen wäre, solche Maßnahmen 
zu organisieren, passierte – nichts! Mittlerweile wird getestet, 
was mancherorts auf Vorbehalte trifft  , weil als Tagelöhner ar-
beitende Eltern es sich nicht leisten können, bei einer eventuell 
verhängten Quarantäne (weil Sohn/Tochter in der Schule posi-
tiv getestet wurde), zu Hause bleiben zu müssen.

Portale wie Moodle, IServ, Logineo u.v.m., die die Schulen nut-
zen müssen, sorgen im Bereich des Unterrichts u.a. dafür, dass 
zentrale Prüfungen wie das Abitur oder der Mittlere Schulab-
schluss organisiert werden können. Der vermeintliche Hand-
lungsspielraum, den die Politik den Schulen lässt, führt viel-
leicht noch zu einer wohl gemeinten straff en Struktur – die gut 
funktionieren würde, wären da nicht noch die Schüler:innen…

Die äußeren Bedingungen sind über das Jahr immer wieder an-
gepasst worden an pandemische Entwicklungen; Auswirkun-
gen hat jede Veränderung in erheblichem Maße für die Schu-
len, die immer wieder aufs Neue den Schulalltag der Pandemie 
und ihren Einschränkungen anpassen müssen.

MULTIPROFESSIONELLE TEAMS

Lehrer:innen, Sozialpädagog:innen, Sozialarbeiter:innen, Inte-
grationshilfen, Sekretärinnen, kurz: alle Fachkräft e, die in Schu-
le tätig sind, bilden an Schulen multiprofessionelle Teams und 
stehen quasi täglich vor neuen, anderen Herausforderungen, 
um die Anforderungen nach Vermittlung von Kompetenzen 
(weniger Inhalten) zu erfüllen. War zu Beginn der Pandemie 
zunächst die Frage nach Betreuung und Beschulung vorder-
gründig, war zu organisieren, wie die Schüler:innen weiterhin 
lernen konnten, so zeichnete sich im Verlauf der Pandemie ab, 
dass die Betreuung in der Schule und gleichzeitig Online-Un-
terricht personelle Kapazitäten beanspruchen, die Schulen ein-
fach nicht zur Verfügung stehen.  Hinzu kommt, dass nicht 
alle Lehrer:innen über das Wissen verfügen, wie ein möglichst 
konstruktiver Online-Unterricht qua Videokonferenz ausse-
hen kann. Somit war zunächst erforderlich, die Kompetenzen 
hinsichtlich der Organisation, Durchführung, Auf- und Nach-
bereitung von Online-Unterricht, technisches Verständnis, 
Umgang mit den verschiedenen Portalen und deren Modulen, 
Verwaltungsarbeiten etc. pp. zu erwerben. 

Über diese strukturellen Vorbedingungen blieb leider die Dis-
kussion um Sinn oder Unsinn bestimmter Unterrichtsformate 

auf der Strecke. Es wurde (verzweifelt) versucht, eine Normali-
tät herzustellen, die lediglich eine inszenierte sein konnte.

So wurde und wird unterrichtet, als sei das Erreichen bestimm-
ter Noten in diesem Jahr so wichtig wie eben ‚normalerweise‘. 
Dass das aber höchstens für die Abschlussjahrgänge wichtig ist, 
war gleich zu Beginn des ersten Lockdowns im Gespräch und 
führte dazu, dass die Abschlussklassen nach den Osterferien 
2020 als erstes wieder ein hybrides Modell angeboten bekamen: 
Unterricht in der Schule oder online von zu Hause aus. Was 
in den Schulen wiederum zu einem enormen Personalbedarf 
führte, der kaum aufzufangen war. Zum Glück gibt es in den 
meisten Schulen Menschen, die nicht Lehrer:innen sind und 
hier eingeplant werden konnten. Was für diese aber auch wie-
derum eine Mehrbelastung mit sich brachte, da sie in ihrer so-
zialpädagogischen Arbeit nach wie vor gefordert sind. Die Be-
treuung der Schüler:innen geht nämlich über die sogenannte 
Notbetreuung hinaus. Und gerade bei Schüler:innen, die große 
Schwierigkeiten haben, die Situation (oft  alleine) zu meistern, 
waren die Sozialarbeiter:innen, Sozialpädagog:innen und an-
dere Menschen sehr oft  im Einsatz.

Lehrer:innen arbeiten immer sehr zielorientiert: Am Ende einer 
Stunde/einer Unterrichtsreihe/eines Th emas muss ein quantifi -
zierbares und vor allem qualifi zierbares Ergebnis stehen. Das 
setzt sowohl die Lehrer:innen als auch die Schüler:innen zu-
sätzlich unter Druck, weil ja irgendetwas bewertet, sprich: in 
Noten ausgedrückt werden muss.

Distanzunterricht bedeutet auch, dass die Lehrenden den Ler-
nenden Wissen qua Frontalunterricht beizubringen versuchen; 
unterbrochen durch ‚Gruppenräume‘ bei den Videokonferen-
zen, in denen die Schüler:innen wenigstens ab und an etwas 
gemeinsam machen können. Tools wie Padlets, Kahoot, Quiz-
let u.v.m. lockern diesen Videounterricht mitunter etwas auf, 
ersetzen aber keinesfalls das gemeinsame Lernen und Arbeiten 
im Team. 

Das Einfordern von Arbeitsergebnissen aber bedeutet auch 
die Korrekturen derselben, die im Präsenzunterricht z.T. ge-
meinsam mit den Schüler:innen durchgeführt werden. Beim 
Online-Unterricht müssen das die Lehrer:innen für jede:n 
Einzeln:en separat leisten, was einen enormen Zeitaufwand be-
deutet, der über das eigentliche Stundenkontingent weit hin-
aus geht. Dazu gehört die – m.E. viel wichtigere – Betreuung 
in sozialer Hinsicht, die auch Aufgabe der Lehrer:innen ist und 
nicht allein den Sozialpädagog:innen o.a. zukommt. Faktoren 
wie häusliche, familiäre Situation, Funktion von Bildung, Be-
deutung der peer group, Ansehen in der Schule usw. müssen 
beachtet werden, um den Schüler:innen entsprechend zu hel-
fen, sie zu beraten, zu fordern und zu fördern.

Die ständigen Unwägbarkeiten der Lockdowns tragen nicht ge-
rade dazu bei, diese notwendige Arbeit der Teams in den Schu-
len zu unterstützen. Neben den Erfordernissen, die technischen 
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Herausforderungen zu meistern, sind diese sozialen Aspekte 
eine weitere.

Die Unzulänglichkeiten bei der Digitalisierung von/an Schu-
le/n ist kein neues Problem, es wird aber in der momentanen 
Situation deutlich. Die Unterschiede in der Anwendung der 
digitalen Tools führt dazu, dass es einerseits Lehrer:innen gibt, 
die keine Probleme mit der Umstellung auf Distanzunterricht 
haben (unabhängig von der Erreichbarkeit der Schüler:innen). 
Andererseits sind einige nicht ausreichend fortgebildet, um den 
dauernden, sich ändernden Anforderungen gerecht zu werden. 
Das führt verständlicherweise zu Frustrationen, Unmut und 
Ärger. Schule hängt nämlich immer noch an dem Image, der 
Ort der Entwicklung und Persönlichkeitsentfaltung für junge 
Menschen schlechthin zu sein. Die Outputorientierung schu-
lischer Kompetenzen verhindert auch in der Pandemie Kon-
zepte, die junge Lernende unabhängig vom klassischen Schul-
betrieb machen.

SCHÜLER:INNEN

So unterschiedlich die Menschen, die in Schule arbeiten, mit 
der Pandemie und ihren Unwägbarkeiten umgehen, so unter-
schiedlich gestaltet sich diese Zeit auch für Schüler:innen. 
Abhängig vom familiären, sozialen Umfeld sind einige tech-
nisch gut ausgestattet und vernetzt und können dem digitalen 
Unterricht folgen, die Aufgaben adäquat erledigen und einen 
entsprechenden Lernfortschritt, der allenthalben eingefordert 
wird, erzielen. Andere wiederum verfügen weder über die nöti-
ge technische Ausstattung, noch sind sie räumlich in der Lage, 
vernünft ig und konzentriert am Unterricht teilzunehmen. Es 
gibt Lernende, die gar nicht in der Lage sind, alleine vor einem 
Bildschirm aufmerksam zu sein. Die angesprochenen Tools 
sind irgendwann auch nicht mehr wirklich spannend. Und es 
geht in der Schule eben nicht nur um das Lernen von Kom-
petenzen und/oder Inhalten, vielmehr ist Schule ein für junge 
Menschen wichtiger Ort der Begegnung, des Austauschs, des 
sozialen Miteinanders.

Die älteren Schüler:innen bangen um ihre Abschlüsse und 
deren Anerkennung. Sie wollen keinen ‚Abschluss light‘, der 
ihnen ein Leben lang nachhängt. Sie befürchten Nachteile, 
wenn unterstellt wird, nicht genügend (aus-)gebildet zu sein, 
weil durch Lockdowns wesentliche Inhalte des Wissens auf der 
Strecke geblieben sind. Nun kann man treffl  ich darüber debat-
tieren, ob die jungen Menschen mit Abschlüssen in 2020 und 
2021 durch weniger ‚normalen‘ Unterricht auch weniger klug 
sind. Fakt ist: Die jungen Menschen sorgen sich. Und diese Sor-
gen müssen ernst genommen werden.

Bedauerlicherweise sind die Abschlussfeiern sämtlicher Ab-
solvent:innen nicht möglich gewesen – ein trauriger Fakt, da 
solche Feiern einen wichtigen Schlusspunkt unter ein langes 
Schüler:innenleben bilden, der nicht nachzuholen ist. Einige 

kreative Alternativen wurden möglich, die eine gewisse Ent-
schädigung boten.

Der nach den Sommerferien stattfi ndende Präsenzunterricht 
wurde von den Schulen unterschiedlich organisiert. Die Schü-
ler:innen kamen, nach diversen Konzepten aufgeteilt, wieder in 
die Schulen. Da Lüft en laut NRW-Schulministerium das Mittel 
der Wahl war, fand der Unterricht in gut durchlüft eten Räu-
men statt, was bei sinkenden Temperaturen dazu führte, dass 
alle Beteiligten mit Mützen, Schals, Jacken und Handschuhen 
im Klassenraum saßen. Und vor Weihnachten dann wieder: 
Distanzunterricht.

Zahlreiche Befragungen in NRW und darüber hinaus, die he-
rauszufi nden versuchen, was die Schüler:innen am meisten 
beschäft igt und sie sich wünschen, konstatieren den Bedarf 
an Rückkehr zur „Normalität“. Schüler:innen, die oft mals je-
den Unterrichtsausfall bejubeln, sehnen sich herbei, wieder in 
die Schule gehen zu können. Sicherlich nicht um die wichtigen 
Fähigkeiten und Fertigkeiten für den ‚Ernst des Lebens‘ zu ler-
nen; sondern sie brauchen die sozialen Kontakte zu ihren peer 
groups, zu den Gleichaltrigen, zu den Freund:innen und auch 
zu den Erwachsenen. Und gerade Schüler:innen, deren Situa-
tion in ihrer häuslichen Umgebung prekär ist, benötigen den 
Kontakt außerhalb ihres Umfeldes zur Entwicklung ihrer Per-
sönlichkeit. Der Spaß am Smartphone oder anderen Geräten 
und die Spiele darauf haben ihre Grenzen. Soziale Isolation, be-
engte Wohnverhältnisse, daraus resultierender Stress sind hier 
nur einige Problemfaktoren, mit denen die jungen Menschen 
sich auseinandersetzen. Psychologische und pädagogische Stu-
dien zeichnen hier z.T. das Bild der ‚lost generation‘.

ELTERN UND ERZIEHUNGSBERECHTIGTE

Die verschiedenen Herausforderungen, die die Erziehungsbe-
rechtigten zu bewältigen haben, sind allenthalben in den Me-
dien dargestellt worden: Home offi  ce, Kinderbetreuung, sys-
temrelevante Berufe und Notbetreuung, Unterstützung beim 
Distanzlernen, Überforderung beim Homeschooling usw. usf. 
Unterschiedliche politische Entscheidungen zu Schulschlie-
ßungen und -öff nungen, (verbindliche) Tests, Kriterien für die 
Notbetreuung, Probleme mit technischem Equipment tragen 
nicht gerade dazu bei, die Stimmung für den Distanzunterricht 
positiv zu beeinfl ussen, wie allenthalben zu lesen oder zu hören 
und sehen ist. 

Parallel dazu fi nden sich ebenso Haltungen, die die Schul-
öff nungen, den Präsenzunterricht ablehnen, weil Schule und 
Schulwege, vor allem im ÖPNV, als Hotspots der Virenverbrei-
tung lokalisiert werden. 

Eltern, die aber aufgrund armutsbedingter Schwierigkeiten 
ihren Kindern nicht helfen können, werden in diesem Zusam-
menhang wenig bis gar nicht wahrgenommen. Sie haben keine 
Stimme, müssen sich aber mit den politischen und schulischen 
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Entscheidungen arrangieren, ohne teilzuhaben an der Debatte 
um Sinn oder Unsinn pandemiebedingter Verordnungen. (Ich 
würde mal hier an dieser Stelle die gewagte Th ese formulieren, 
dass solche Nicht-Teilhabe Verschwörungstheorien Tür und 
Tor öff nen kann…)

Kinder und Jugendliche, die nicht in klassischen Familienver-
hältnissen leben, sondern z.B. in Wohnheimen, können von den 
Erziehungsberechtigten vor Ort oft  nur unzureichend betreut 
werden. In den Einrichtungen fehlt es, ebenso wie bei armen 
Familien, häufi g an der digitalen und/oder räumlichen Ausstat-
tung. Die zu Betreuenden sind in der Regel am Vormittag in 
der Schule. Beim Distanzunterricht benötigt dann jede:r einen 
Laptop, einen WLAN-Zugang und eben auch eine persönliche 
Unterstützung. Das kann mit der ohnehin dünnen Personal-
decke in den Einrichtungen nicht gewährleistet werden, wäh-
rend die Erziehungsberechtigten sehr daran interessiert sind, 
die Schüler:innen möglichst in die Notbetreuung der Schulen 
zu geben. Die Schulen müssen also den Spagat schaff en, in den 
Schulen geeignete Betreuungsmodelle zu organisieren für die-
jenigen, die aufgrund der oben erwähnten Bedingungen nicht 
zu Hause arbeiten können, und Distanzunterricht zu gewähr-
leisten.

Ab und an gibt es Politiker:innen, die sehr phantasievoll raten, 
personelle Lücken mit wem auch immer zu schließen… Im 
jüngsten Lockdown (April/Mai 2021) erließ das Ministerium 
die Verordnung, dass nur sogenannte Förderschüler:innen in 
die Notbetreuung dürft en. Das bedeutet für die Obengenann-
ten mal wieder, abgehängt zu sein.

EINE GESAMTSCHULE IM WESTLICHEN RUHRGEBIET

Unsere Gesamtschule zeichnet sich durch den Standortfaktor 5 
aus, der Schulen ein prekäres Umfeld attestiert. – Zu Beginn des 
ersten Lockdowns im März 2020 mussten wir zunächst einmal 
auskundschaft en, welche technischen Möglichkeiten die Schule 
bietet (wenige; es gab kein WLan), welche Möglichkeiten die 
Schüler:innen haben, wenn sie von zu Hause aus lernen müssen 
(von 25 Schüler:innen einer 7. Klasse verfügten 4 über Laptops 
und 2 noch zusätzlich über einen Drucker) und über welches 
Knowhow die Lehrer:innen verfügen, wenn sie in den Distanz-
unterricht gehen müssen. Bei letzterem konnten Kolleg:innen, 
die entsprechende Kenntnisse hatten, sehr solidarisch helfen.
Es wurden Klassen einmal pro Woche zur Schule bestellt, um 
Materialien abzuholen und wiederzubringen; es gab Gruppen 
der Abschlussklassen, die in der Schule für die Zentralen Prü-
fungen arbeiten mussten, die zu Hause keine Möglichkeit des 
digitalen Lernens hatten. Und es gab zunehmend Schüler:in-
nen, die ‚abtauchten‘, die nicht mehr erreichbar waren. 

Vor den Sommerferien gab es dann wieder Präsenzunterricht 
mit kleinen Gruppen, die dann für ca. zwei Stunden in die 
Schule kamen. In diesem Rahmen kann man selbstverständlich 
nicht erwarten, dass irgendeine Form von ‚normalem‘ Unter-

richt stattfi nden kann. Es ging und geht bei diesem Präsenzun-
terricht vor allem darum, die Schüler:innen aus ihrem Phlegma 
zu holen, in das sie zusehends verfallen, wenn die Lebensstruk-
tur entfällt. 

Gerade im Sommerhalbjahr bedeutete das neben dem Stunden-
plan den Verzicht auf Ausfl üge, Klassenfahrten, Abschlussfahr-
ten, Abschlussfeiern, Mottowochen usw. Und diese Besonder-
heiten und Erfahrungen sind nicht aufzufangen, können nicht 
nachgeholt werden – es fehlen wichtige Ereignisse im Leben 
dieser jungen Menschen. Dieses Fehlen, das ihnen durchaus 
bewusst ist, führt eben bei vielen dazu, sich zurückzuziehen, 
in den eigenen vier Wänden zu bleiben, eben ‚abzutauchen‘. 
Das stellt das Kollegium vor die Aufgabe, diese Schüler:innen 
irgendwie zu erreichen: über soziale Medien, über klassische 
Telefonanrufe, über Hausbesuche…

Bei den ersten Corona-Tests, die es im Frühjahr/Sommer – or-
ganisiert vom DRK und der Feuerwehr – an unserer Schule gab, 
mussten wir gegen zahlreiche ‚moderne Märchen‘ argumentie-
ren, damit die Schüler:innen sich testen ließen. In den Stadt-
teilen, die zum Einzugsgebiet unserer Schule gehören, kursier-
ten Erzählungen über Implantieren von Chips bei den Tests, 
Entnahme von Gehirnteilen, blutenden Nasen, Rachen u.v.m. 
Diese Gerüchte führten ebenfalls dazu, dass Schüler:innen der 
Schule fernblieben. Andere nutzten die kurzen Unterrichtszei-
ten zu Treff en außerhalb des Schulgeländes mit vielen anderen, 
was den Corona-Verordnungen widersprach, sodass das Ord-
nungsamt einschritt mit Verwarnungen bis hin zu Bußgeldern.
Da unsere Schule über mehrere Standorte für die verschiedenen 
Abteilungen verfügt, mussten wir zum Schuljahresende umzie-
hen. Für die jüngeren Schüler:innen ist das verbunden mit dem 
Wechsel von den ‚Kleinen‘ zu den ‚Großen‘. Leider konnten wir 
das nicht feiern; der Umzug fand nahezu geräuschlos statt – 
wieder ein fehlender Baustein im Schulleben.

Bis zu den Herbstferien konnten die Schüler:innen mit Masken 
am Unterricht teilnehmen. Bei noch relativ warmen Tempera-
turen konnten auch die Lüft ungsregeln gut eingehalten werden. 
Als es dann kälter wurde, saßen die Schüler:innen mit Jacken, 
Schals, Mützen und Handschuhen in den Klassenräumen. Luft -
fi lter? Fehlanzeige! Wir könnten ja lüft en – das wurde uns stän-
dig und unmissverständlich von den Behörden erklärt.

Nach den Herbstferien war relativ schnell klar, dass NRW vor 
Weihnachten auch wieder die Schulen schließen wird…
Bis zwei Wochen vor den Osterferien hielt dieser Zustand an; 
da gab es ein kleines Präsenzintermezzo mit geteilten Klassen: 
Wechselunterricht heißt das im schulischen Jargon.

Nach Ostern wieder: Distanzunterricht. Die aktuellen Inzi-
denzwerte lassen zurzeit noch keinen Präsenzunterricht er-
warten. Mittlerweile wird versucht, nach den Stundenplänen 
den Online-Unterricht zu organisieren. Das bedeutet bis heute, 
dass Schüler:innen zum Teil vier Stunden hintereinander dem 
Unterricht per digitaler Lernplattform folgen sollen. 
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1 Der Beitrag basiert auf Ergebnissen einer im letzten Jahr durchgeführten Kurzstudie zu den Protesten der Pandemie-Leugner*innen sowie auf 
einem Artikel dazu in der Ausgabe 81/2020 der antifaschistischen Zeitung Lotta.

Erweiterung extrem rechten Resonanzraums oder neue 
Form der „Delegitimierung des Staates“?
DIE BEWEGUNG DER PANDEMIE-LEUGNER*INNEN

von Alexander Häusler 

Über das, was unter den Schlagwor-
ten Querdenken bzw. Corona-Proteste 
im Kontext des Ausnahmezustands in 
Pandemiezeiten seit dem letzten Früh-
jahr zunehmend fl ächendeckend in Er-
scheinung trat, herrscht Uneinigkeit in 
dessen Bewertung: Antifaschistische 
Auswertungen von Protestbeobachtun-
gen und erste wissenschaft liche Studien 
verweisen auf neue Protestdynamiken 
im Kontext der Gesundheitskrise, in 
denen Wissenschaft sfeindlichkeit, Ver-
schwörungsdenken, Antisemitismus 
und autoritär-rebellische Demokratie-
feindlichkeit zu rechten Radikalisie-
rungstendenzen und einer Erweiterung 

des Resonanzraums des Rechtsaußen-
spektrums geführt haben. Der Inlands-
geheimdienst hingegen sieht in diesem 
Protestgeschehen einen Ausdruck einer 
„verfassungsschutzrelevanten Delegiti-
mierung des Staates“. Hierzu folgend Er-
gebnisse aus einem Forschungsprojekt 
verknüpft  mit Einschätzungen zur poli-
tischen Einordnung dieser Bewegung.1

Zu Beginn der Proteste gegen die staat-
lichen Maßnahmen zur Pandemieein-
dämmung herrschte noch Unklarheit 
über die politische Verortbarkeit der 
Protestakteur*innen. Mittlerweise wei-
sen Berichterstattungen über Protest-
beobachtungen und Auswertungen 
des Protestgeschehen in vielerlei Hin-
sicht deutlich auf eine rechte Radika-
lisierung des Akteursfeldes hin. Als 
ein „Zeichen einer allgemein zu beob-

achtenden Radikalisierung, eines Aus-
einanderdrift ens verschiedener Teile 
der Gesellschaft “ bezeichnet etwa der 
Historiker Sven Reichardt die Proteste. 
Die Anti-Corona-Bewegung sei nicht 
etwa durch eine eigene Ideologie ge-
kennzeichnet, sondern vielmehr als 
eine „Misstrauensgemeinschaft “ zu ver-
stehen. Weitere Forschungsergebnisse 
bestätigen diese Einschätzung. Als Mit-
wirkende im Forschungsschwerpunkt 
Rechtsextremismus/Neonazismus der 
Hochschule Düsseldorf haben wir mit 
Kollegen unter Leitung von Fabian 
Virchow eine Auswertung des Protest-
geschehens in NRW vollzogen, die in 
Form eines Kurzgutachtens veröff ent-
licht worden ist (s. Literaturhinweis im 
Anhang). Hierbei konnte festgestellt 
werden, dass sich die Proteste nicht nur 
zu einem Magnet für die unterschiedli-

Da sind dann auch die innovativsten Tools irgendwann nicht 
mehr so konzentrationsfördernd.

DIE SCHÜLER:INNEN SÄMTLICHER JAHRGANGSSTUFEN SIND 
TRAURIG, PHLEGMATISCH, UNKONZENTRIERT, GENERVT UND 
VOR ALLEM: VERÄNGSTIGT. 

Im Kollegium wird darüber diskutiert, wie das zunehmende 
Verstummen aufgefangen werden kann. Hierbei allerdings tref-
fen zwei verschiedene Sichtweisen aufeinander: Der eine Teil 
des Kollegiums präferiert die Schulschließungen wegen der 
vermuteten Spreaderspots. Dabei kommt noch auf Seiten der 
Schulleitung hinzu, dass diese, hin- und hergerissen zwischen 
pädagogischem, verantwortlichem Handeln und gehorsamem 
Funktionieren gegenüber Schulverwaltung und politischer 
Ebene, keine eigenen, der Schule angemessenen Entscheidun-
gen zu treff en wagt. Ausnahmeregeln, die mit den Behörden 
besprochen werden könnten, werden nicht einmal angedacht 

– aus lauter Angst davor, für eine Entscheidung verantwortlich 
gemacht werden zu können. 

Eigentlich müsste man das Schuljahr streichen. Es dürft e keine 
Benotungen oder sonstwie gearteten Bewertungen geben. Den 
Schüler:innen sollte überlassen werden zu entscheiden, wie sie 
weiter lernen wollen. Es muss – zumindest in unserer Schule – 
zunächst darum gehen, den jungen Menschen wieder soziales 
Leben zu ermöglichen, angstfrei in die Schule zu gehen und Be-
gegnungen mit anderen ebenfalls angstfrei zu gestalten.

Gaby Cleve unterrichtet an einer Gesamtschule in Duisburg 
und ist Mitarbeiterin des DISS



15 Die Bewegung der Pandemie-Leugner*innen 

chen organisierten Strömungen der ext-
remen Rechten in NRW – von der AfD 
über NPD, Die Rechte, Der III. Weg bis 
zu Reichsbürgern, IBlern, Hooligans 
und weiteren rechtsextremen Seilschaf-
ten – entwickelt haben. 

Zugleich wurde deutlich, dass losgelöst 
davon auch eigene organisatorische Be-
strebungen zur Formierung als neue 
soziale Protestbewegung auf der Stra-
ße vollzogen wurden. So lassen sich 
hinsichtlich der Paradigmen sozialer 
Bewegungsforschung bei den selbst-
ernannten Querdenkern mobilisierende 
kollektive Akteur*innen erkennen, die 
auf der Grundlage hoher symbolischer 
Integration mittels variabler und kon-
tinuierlicher Organisations- und Akti-
onsformen das Ziel verfolgen, grundle-
genden sozialen Wandel herbeizuführen 
– die Protestströmung kann demnach 
als soziale Bewegung angesehen wer-
den.  Diese Bewegung als heterogene 
„Misstrauensgemeinschaft “ hat deshalb 
Attraktivität für die organisierte extre-
me Rechte, weil sie ihr Misstrauen gegen 
staatliches Handeln in Form von Ver-
schwörungserzählungen, strukturellem 
Antisemitismus und autoritaristischen 
Widerstandspostulaten zum Ausdruck 
bringt. Zugleich hat sie eigene, politisch 
rechts umgedeutete, Begriff e und ‚Fah-
nenwörter‘ herausgebildet, die identi-
tätsstrukturierend Verwendung fi nden: 
So wird der Freiheitsbegriff  einerseits 
in unsolidarischer und hyperindividua-
listischer Manier dazu in Anspruch ge-
nommen, keine Maske tragen zu müs-
sen und sich das Recht zur Ablehnung 
weiterer Schutzmaßnahmen herausneh-
men zu können, wenn sie egoistischen 
Bedürfnislagen widersprechen. An-
derseits wird – etwa im Rahmen einer 
Versammlung der Corona-Rebellen 
Düsseldorf am 31. Oktober 2020 – von 
der „Sklavenmaske dieses Verbrecher-
regimes“ schwadroniert. Hier wird eine 
weitere Umdeutung des Freiheitsbegriff s 
sichtbar, nämlich die Erzählung von der 
Diktatur, die im Zuge der Bekämpfung 
von Covid-19 errichtet worden sei und 
gegen die angeblich die Grundrechte 
und die Freiheit zu verteidigen seien. 
Die verquere und instrumentelle Inan-
spruchnahme des Demokratischen wird 

demnach aus der Verdrehung histori-
scher und aktueller Tatsachen abgeleitet, 
indem staatliche Maßnahmen zur Ein-
dämmung der Pandemie als „Ermäch-
tigungsgesetz“ und Ausdruck einer 
„Corona-Diktatur“ diff amiert werden, 
gegen die die Pandemie-Leugner*in-
nen mit Bezugnahme auf Art. 20, Abs. 
4 GG das „Recht auf Widerstand“ in 
Anspruch zu nehmen versuchen. Ver-
quere Geschichtsverdrehungen paaren 
sich dort mit grundgesetzfeindlichen 
Forderungen nach Errichtung einer 
„verfassungsgebenden Versammlung“ 
durch die Querdenker-Bewegung, die 
u.a. dazu geführt haben, dass diese sich 
zu einem geheimdienstlichen Beobach-
tungsobjekt entwickelt hat.

EIN „EXTREMISMUS NEUER ART“?

Zuerst hat daher die baden-württem-
bergische Verfassungsschutzbehörde 
„Querdenken 711“ und seine regionalen 
Ableger im Land zum Beobachtungsob-
jekt erhoben. Im Zentrum steht hierbei 
zunächst die Einschätzung „staatsfeind-
licher Bestrebungen“, die bei Teilen der 
Bewegung aufgrund ihrer Verbindun-
gen zu den sogenannten Selbstverwal-
tern der Reichsbürger-Szene sowie den 
Vermischungen der Protest-Szene mit 
Akteur*innen extrem rechter Organi-
sationen und Netzwerke feststellbar sei-
en. In einer gemeinsamen Analyse der 
Geheimdienste von Bund und Ländern 
heißt es, zum Teil befänden sich „unter 
den Demonstranten Normalbürger, 
zum Teil klassische Rechtsextremisten.“ 
Es sei aber auch von einem „neuartigen 
Extremismus“ auszugehen – „Gruppen, 
die Verschwörungsmythen verbreiten 
und damit das Vertrauen in staatliche 
und weitere Institutionen unterminie-
ren wollen.“ Um welche Art von neu-
em „Extremismus“ es sich dort handeln 
soll, bringt der Hamburger Verfassungs-
schutzchef Torsten Voß mit dem Begriff  
eines „neuen Verschwörungs-Extre-
mismus“ zum Ausdruck – ein Beispiel 
hierzu sei die Verbreitung der QAnon-
Verschwörungserzählung. Andere Lan-
desämter des Inlandgeheimdienstes 
schlossen sich diesen Einschätzungen 
an und seit April dieses Jahres beob-

Alexander Häusler, Helmut Kellershohn (Hg.)
Das Gesicht des völkischen Populismus
Neue Herausforderungen für eine kritische 
Rechtsextremismusforschung
ISBN 978-3-89771-770-1   Dezember 2018
Seiten: 216, Reihe: Edition DISS Band: 41
Ausstattung: Softcover

Angesichts des Einzugs der AfD in den Bundes-
tag ist es angebracht, einmal grundsätzlich über 
Konzepte der Rechtsextremismusforschung 
nachzudenken. Dabei wird die grundsätzliche 
Kritik am dominanten Typus der Rechtsextre-
mismusforschung und an dessen normativer 
Gebundenheit an staatspolitische Vorgaben ge-
teilt. Alternative Forschungsansätze müssen sich 
in einem doppelten Sinne als kritisch verstehen: 
einerseits als Kritik der Rechtsextremismusfor-
schung im herkömmlichen Sinne, andererseits 
als gesellschaftskritische Aufarbeitung der Phä-
nomene, um die es in dieser Forschung geht.

Die Aufgabe kritischer Rechtsextremismusfor-
schung ist es, die aktuellen Entwicklungen der 
populistischen und extremen Rechten in ihren 
unterschiedlichen Erscheinungsformen vor dem 
Hintergrund gesellschaftlicher Veränderungen 
und Umbrüche im gesellschaftlichen und politi-
schen System des neoliberalen Kapitalismus zu 
untersuchen. Die komplexen synchronen und 
diachronen Verschränkungen machen es erfor-
derlich, unterschiedliche kritische Ansätze und 
Perspektiven und deren jeweiligen Vorzüge zu 
berücksichtigen und miteinander zu vermitteln. 
Die Intention, mit der dies erfolgen sollte, ist kei-
ne rein wissenschafts- und theorieimmanente, 
sondern zielt auf eine vernünftige und solidari-
sche Gestaltung der Gesellschaft.
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achtet der Verfassungsschutz nun auch 
bundesweit Personen und Gruppen in 
der „Querdenker“-Bewegung. Beden-
kenswert ist hierbei, dass diese Protest-
szene nicht als neue Erscheinungsform 
unter der Rubrik Rechtsextremismus 
aufgeführt wird: In Abgrenzung dazu 
schufen die Geheimdienstler*innen 
eine neue Kategorie des sogenannten 
Extremismus: die „Delegitimierung des 
Staates“.

ODER ALTER WEIN IN NEUEN 
SCHLÄUCHEN?

Wirklich neu sind jedoch weder Ver-
schwörungserzählungen noch die sog. 
Reichsbürger-Ideologie. Esoterische, 
rechte und antisemitische Verschwö-
rungstheorien haben nicht nur eine 
lange Geschichte, sondern sind gewis-
sermaßen identitätsprägend für ext-
rem rechte Weltanschauungen. Populär 
lässt sich dies veranschaulichen an den 
Geschichten von Adolf Hitler, der als 
junger arbeitsloser, gescheiterter Kunst-
maler in Wien vom Antisemitismus des 
Deutschnationalen Georg Schönerer 
stark beeinfl usst wurde und laut der 
Historikerin Brigitte Hamann auch die 
Ostara-Heft e des mit Schönerer eng 
verbundenen Lanz von Liebenfels sowie 
Schrift en von Guido von List, dem Be-
gründer der rassistisch-okkultistischen 
Ariosophie las.  Ariosophie, Th eosophie 
und zu Teilen auch die Anthroposophie 
Rudolf Steiners sind esoterische Glau-
benslehren, die weltanschauliche Brü-
cken zur extremen Rechten geschaff en 
haben, welche aktuell bei den sog. Co-
rona-Protesten erneut als geistige Ver-
bindungslinien zwischen esoterisch-al-
ternativen und extrem rechten Milieus 
sichtbar werden. 

Auch die Impfgegnerschaft  hat eine 
Tradition in diesen Kreisen: Schon früh 
fanden sich Anknüpfungspunkte zu den 
gesellschaft lichen Milieus, die heute 
noch die Impfgegner*innen mitprägen. 
So sprachen sich schon die theosophi-
sche Vordenkerin Madame Blavatsky 
(1831-1891) und auch der Anthropo-
soph Rudolf Steiner (1861-1925) gegen 

das Impfen aus, was eine Teilerklärung 
für die Vielzahl von Esoteriker*innen 
und sog. Naturheilkundlern auf heuti-
gen Demonstrationen ist. Verknüpfun-
gen zum Antisemitismus gibt es spätes-
tens seit Eugen Dühring (1833-1921), 
einem frühen Sozialdemokraten der 
Eduard Bernstein beeinfl usste und heu-
te noch bekannt ist wegen Friedrich En-
gels Gegenschrift  des „Anti-Dühring“. 

Seine Th ese ist in Kurzform die, dass 
Impfen von jüdischen Medizinern aus 
kommerziellen Gründen durchgesetzt 
wird, eine Vorstellung, die sich heute 
wieder bei der „Germanischen Neuen 
Medizin“ fi ndet. So schrieb Dühring 
1879: „Eine ähnliche Bewandtnis hat es 
mit dem Impfzwang. Der ärztliche Be-
ruf ist wohl unter allen gelehrten Ge-
schäft szweigen nächst dem der Litera-
ten am stärksten von Juden besetzt. Die 
künstliche Beschaff ung einer Menge 
von Nachfrage nach ärztlichen Diensten 
ist ein Gesichtspunkt, dessen Betätigung 
immer ungenierter geworden ist. Sozial-
ökonomisch betrachtet, also auch von 
dem Impfaberglauben selbst abgesehen, 
ist der Impfzwang immer ein Mittel, 
durch welches dem ärztlichen Gewerbe 
eine unfreiwillige Kundschaft  zugeführt 
wird. So etwas ist mehr als Monopol; 
es ist ein Zwangs- und Bannrecht und 
weniger unschuldig als die mittelalterli-
chen, die sich doch nur auf so etwas wie 
Brauen und Mahlen, aber doch nicht bis 
in unser Blut hinein erstreckten. Die Ju-
den sind es aber auch hier gewesen, die 
durch die gesamte Presse und durch ihre 
Leute und Genossen im Reichstage das 
Zwangsrecht als selbstverständlich be-
fürwortet, dem Streben der Ärzte über-
all den Stempel bloßer Geschäft lichkeit 
aufgedrückt und die Besteuerung der 
Gesellschaft  durch Aufnötigung ärzt-
licher Dienste zum Prinzip gemacht 
haben.“  Bereits hier sind einige ver-
schwörungstheoretische Behauptungen 
heutiger Pandemieleugner*innen er-
kennbar: Politik und Presse setzen sich 
angeblich für unklare, verschleierte (jü-
dische) Interessen ein.

DAS QUERFRONT-THEOREM

Seit den Corona-Protesten ist erneut der 
Querfront-Begriff  öff entlich bemüht 
worden, so etwa auf der Homepage der 
Grünen: „Viele Corona-Proteste der 
letzten Wochen und Monate zeichnen 
sich durch die Bildung einer Querfront 
verschwörungstheoretischer und rech-
ter Akteure aus.“ 

Der Begriff  Querfront kennzeichnet ur-
sprünglich das Bestreben unterschied-
licher politischer Gruppierungen von 
rechts und links zur Zusammenarbeit, 
um das „System“, die liberale Ordnung, 
zu zerstören. Solche Konzepte stammen 
aus den 1920er Jahren. In der Weimarer 
Republik gab es immer wieder vage An-
näherungen rechter und linker Grup-
pen, Einzelpersonen und Positionen, 
ohne dass daraus realpolitische Bünd-
nisse folgten. Beispielsweise versuchte 
Armin Moeller van den Bruck Sozia-
lismus und Nation bereits 1923 theo-
retisch näherzubringen.  Rund um die 
Zeitschrift  „Die Tat“ entwickelte sich 
zwischen 1929 und 1933 im Umkreis 
der sog. Konservativen Revolution unter 
Leitung von Hans Zehrer ein Autoren-
kreis, der linke und rechte Positionen 
vertrat und Querfrontstrategien entwi-
ckelte. Das bekannteste realpolitische 
Querfrontkonzept war der Versuch des 
letzten Reichskanzlers der Weimarer 
Republik General Kurt von Schleichers 
mit eher „rechten“ Vertretern vor allem 
der freien Gewerkschaft en und der SPD 
sowie dem „linken“ Flügel der NSDAP, 
repräsentiert vor allem durch Gregor 
Strasser, eine stabile „Querfront-Regie-
rung“ zu bilden. Ein Versuch, der be-
kanntlich nicht zuletzt daran scheiter-
te, dass Strasser sich nicht gegen Hitler 
durchsetzen konnte. Die heutige Be-
wegung der Pandemie-Leugner*innen 
kann deshalb nicht als Querfront-Bewe-
gung bezeichnet werden, weil sie keine 
nennenswert starke linke Strömungen 
aufweist. Allerdings tauchen im kultu-
rellen Rahmenprogramm der Proteste 
Beispiele für von Querfront-Ideen be-
einfl usste Menschen auf. So das Duis-
burger-Rap-Duo Die Bandbreite. Die 
beiden Rapper wurden aus den „Falken“ 
ausgeschlossen, traten über Jahre auf 
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Mahnwachen für den Frieden auf, sind 
jetzt auf Pandemieleugner*innen-Ver-
anstaltungen zu treff en, wie in Köln 
26.06 etwa Wojna (Marcel Wojnaro-
wicz), einer der beiden Musiker. Zudem 
sind sie als Impfk ritiker unterwegs und 
mit dem der antisemitischen „Germani-
schen Neuen Medizin“ nahestehendem 
Impfgegner Hans Tolzin nach eigenen 
Angaben befreundet. Ihre Texte sind 
krude Mischungen aus oberfl ächlich 
linken Schlagworten, Israel-Anfeindun-
gen und Anfeindungen an die Adresse 
der Bundesregierung, sie wolle angeb-
lich einen neuen Faschismus aufb auen. 
Das reicht, um vom Herausgeber des 
Compact-Magazin Jürgen Elsässer ge-
lobt zu werden. Der frühere Linke und 
heutige Rechtsextremist Elsässer hatte 
schon zur Zeit der sog. Montags-Mahn-
wachen für den Frieden im Jahr 2014 
versucht, eine „nationale Front“ von 
Antiimperialist*innen, Friedensbe-
wegten, Verschwörungsgläubigen und 
extremen Rechten zusammenzubrin-
gen. Um sich herum sammelten die 
Compact-Macher den angeblich frie-
densbewegten Teil der Anhängerschaft  
eines stumpfen, antiimperialistisch ver-
brämten Antiamerikanismus, die sog. 
Reichsbürger-Bewegung, eine Schar 
rechtsesoterischer „Alternativ-Medien“ 
und sog. Truther-Projekte. Truther 
sind Verschwörungserzähler, die der 
offi  ziellen Version über den Verlauf der 
Terror-Anschläge vom 11. September 
2001 eine angebliche „Wahrheit“ gegen-
überzustellen versuchen. Gewisserma-
ßen aus der Tradition dieser sog. Mon-
tags-Friedenswachen entwickelte sich 
eine verschwörungsgläubige „Wahr-
heitsbewegung“, die Wissenschaft  und 
die sog. Mainstream-Medien ablehnte 
und zeitweise über eigene Internet-Sen-
der wie dem Quer-DenkenTV verfügte. 
Als dessen Initiator trat ein gewisser Mi-

chael Vogt in Erscheinung, der auch in 
der sog. Wissensmanufaktur aktiv war, 
welche später u.a. bei den sog. Alterna-
tiven Wissenskongressen mitwirkte, die 
von AfD-Aktivisten in NRW organisiert 
wurden. Hier schließt sich der Kreis 
der rechten Querdenker-Schar wieder 
und ganz vorne dabei ist wiederum 
das rechtsextreme Compact-Magazin, 
dass sich als Leitblatt der ganzen Pan-
demie-Leugner*innen zu inszenieren 
versucht.

RECHTE MILIEUVERSCHIEBUNG

Was also eher neu ist an dem ganzen 
Querdenker-Wahnsinn, lässt sich bei-
spielsweise an dem Positionswechsel 
der Wähler*innen bestimmter Milieus 
nachvollziehen, die vor der Pandemie 
noch eher im sog. Alternativmilieu zu 
verorten gewesen sind. Eine Untersu-
chung des Soziologen Oliver Nachtwey, 
der mit seinem Forschungsteam Pande-
mie-Leugner*innen im süddeutschen 
und schweizerischen Raum befragt hat, 
bestätigt dies. Laut Untersuchung gab 
die Mehrheit der Befragten an, früher 
eher grün gewählt zu haben, und die 
Forscher*innen konnten einen bekun-
deten Wählerwandel von den Grünen 
hin zur AfD feststellen. Diese Informa-
tionen verweisen darauf, dass es auch in 
der grünen Anhängerschaft  und den da-
mit kulturell verbundenen Milieus einen 
Kern von Anhänger*innen  ganzheit-
licher Medizin, von Anthroposophie, 
Impfgegnerschaft , Esoterik, Wissen-
schaft sskepsis und schlichtem politi-
schen Querulantentum gegeben hat, die 
vor der Pandemie noch scheinbar alter-
nativ verankert gewesen sind und die 
nun im Zuge des Protestgeschehens im 
Sog von Querdenken neue Wahrheiten, 
neue peer-groups und politische Anker 

gefunden haben. Ob dieses Milieu sich 
künft ig jedoch mit bekennenden Nazis 
und Hooligan-Schlägern wohler füh-
len wird, steht auf einem anderen Blatt. 
Ob die AfD im Superwahljahr als neue 
Trittbettfahrerin der Pandemie-Leug-
ner*innen Erfolg haben wird, ist zwar 
zweifelhaft . Trotzdem setzt die Rechts-
außenpartei propagandistisch auch auf 
diese Karte: So verkündete AfD-Strip-
penzieher Gauland: „Wir sind eine Be-
wegungspartei, die auch Kontakt zu be-
stimmten Protestgruppen pfl egen sollte. 
Das gilt für ‚Querdenken‘, aber auch für 
Pegida in Dresden oder für den Verein 
Zukunft  Heimat aus Cottbus.“ Schon 
bald werden die bislang noch wenig 
diskutierten sozioökonomischen Fol-
gen des Ausnahmezustandes mehr ins 
öff entliche Bewusstsein dringen und 
auch die Wahlkämpfe prägen. Neben 
der Anbiederung an die rechte Quer-
denker-Bewegung könnte dann der völ-
kische Sozialpopulismus der AfD zum 
rechten Protestangebot in der Wahlka-
bine dienstbar gemacht werden. 

Alexander Häusler ist wissenschaftlicher Mit-
arbeiter des Forschungsschwerpunktes Rechts-
extremismus/Neofaschismus der Hochschule 
Düsseldorf.

Kurzstudie zum Th ema:

Fabian Virchow/Alexander Häusler 
(2020): Pandemie-Leugnung und ext-
reme Rechte in Nordrhein-Westfalen. 
CoRE-NRW-Kurzgutachten 3. Bonn: 
CoRE.

https://www.bicc.de/uploads/tx_bicct-
ools/CoRE_Kurzgutachten3_2020.pdf
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»Deutschland – aber normal« (AfD) 
WAS HEISST HIER »ABER«?

von Jürgen Link

In Corona-Zeiten, in denen eine Massenstimmung geradezu 
erschütternder ›Sehnsucht nach Normalität‹ weit verbreitet zu 
sein scheint, versucht die AfD, dieser Massenstimmung mit 
ihrer Wahlkampfparole eine eindeutige Richtung zu geben. 
Diese Richtung steckt off enbar in dem alles andere als ›deut-
schen Klartext‹ redenden Wörtchen »aber«. Schaut man in dem 
sehr umfangreichen Programm nach, so fi ndet man »normal« 
fast gar nicht – außer in Zeile 304 des Entwurfs, wo die AfD 
verspricht, die deutsche »Volkswirtschaft  auf einen normalen 
Entwicklungspfad zurückzuführen«. Das ist der eine von zwei 
kleinsten gemeinsamen Nennern jedes Normalismus: die Ba-
siskurve des Normalwachstums (neben der der Normalvertei-
lung).  Normalwachstum wollen selbstverständlich alle (außer 
dissidenten Wachstumskritikern). Das »aber« muss sich also 
suggestiv auf Forderungen beziehen, die sich bloß implizit als 
»normal« präsentieren. Das wiederum bedeutet, dass »normal« 
als beliebig füllbare Sprechblase, als »leerer Signifi kant«, als 
›diskursiver Dollar‹ aufgegriff en wird – so wie der hegemoniale 
mediopolitische Diskurs ihn täglich verwendet – aufgegriff en, 
um ihn dann »aber« in spezifi scher Weise zu drehen und ›fest-
zuklopfen‹.

Nebenbei und vordergründig ist die Parole auch als Provoka-
tion gegen die »Altparteien« lesbar: Werden sie etwa so blöd 
sein, sich pauschal gegen »Normalität« zu erklären, weil sich 
die AfD für »Normalität« erklärt? Das werden sie selbstver-
ständlich nicht, vielmehr werden sie behaupten, nicht die AfD, 
sondern sie selbst wären Garanten der wahren Normalität. Auf 
dieser Ebene liefe es also auf ein Schattenboxen mit Sprechbla-
sen hinaus, so wie um »Freiheit« oder »Verantwortung« (bei-
de natürlich auch im Programm der AfD prominent, so wie in 
dem aller Parteien). Gegen ein ideologiekritisches simples 
Abhaken des Falls spricht aber die eingangs erwähnte 
ins Existentiell-Pathetische gehende sehnsüchtige 
Massenstimmung: »Gebt uns unsere Normalität 
zurück!« Hier ist mehr als eine Sprechblase ver-
loren gegangen – das grenzt an die Sehnsucht 
eines traditionalen Kollektivs, dem man sei-
ne Religion genommen hat. Religionen 
organisieren in vormodernen Gesell-
schaft en minimale Lebensrhythmen 
auch über oft  harte Klassengren-
zen hinweg: Rhythmen der Ar-
beit und der Feste, der Fa-
milienbildung und der 
G e n e r a -
tionen, 

des Schlafens, Wohnens und Essens, der Wir- und der Ich-Bil-
dung. Genau diese basalen Rhythmen sind nun durch die Co-
rona-Notstände radikal gestört. Nur Minderheiten reagieren 
noch religiös darauf – die Mehrheit normalistisch. Die Eur-
hythmie (minimale gute Lebensrhythmen) moderner Massen 
heißt off enbar »Normalität«, und es ist zu fragen, auf welche 
Weise sie ein funktionales Äquivalent von Eurhythmie gewähr-
leisten kann.

»Normalismus« soll die Spezifi k moderner Normalitäten 
(gegenüber Lebens-und Alltagsrhythmen allgemein) bezeich-
nen. Eine Normalismustheorie ist natürlich komplex – aber 
die Corona-Krise erlaubt die verkürzte Verwendung, weil sie 
auch hierbei wie ein Mikroskop wirkt. Erstens: Noch in keiner 
modernen Krise hat sich derartig alles um statistische Kurven 
gedreht wie jetzt – bis hin zur Ausstattung statistischer Nor-
malitätsgrenzen (Dezimalsystem!) mit Gesetzeskraft . Das ent-
spricht der normalismustheoretischen Einsicht: Voraussetzung 
für moderne Normalitäten sind verdatete Gesellschaft en. Ver-
datete Gesellschaft en sind solche, die ihre Massenprozesse 
fl ächendeckend und routinemäßig statistisch transparent ma-
chen. Zweitens: Verdatung ist die Basis für Normalismus – es 
muss aber noch ein Wille zur Normalisierung hinzukommen. 
Dieser Wille zielt auf Herstellung von Massenverteilungen 
mittels Um-Verteilung nach Maßgabe grob angenäherter Nor-
malverteilungen (Schaff ung breiter »Mitten« und Ausdünnung 
von »Extremen«, Mainstreaming von Abweichungen aller 
Art). In der Coronakrise gehören dazu alle fi nanziellen Kom-
pensationen für drohende ›Abstürze‹ und ›Abhängungen‹ aus 
der normalen Mitte-Zone. Drittens: Normalwachstum und 
Normalverteilung bilden bloß den Kern einer ausgedehnten 
›Kurvenlandschaft ‹ aus Tausenden statistischer Kurven, durch 
die die verschiedenen Teilsysteme und Teilzyklen der hoch 
spezialisierten modernen Gesellschaft  kartiert und dann nor-
malistisch gemanagt werden können. Auch dafür bildet die Co-

rona-Krise ein Lehrstück: Hier geht es darum, vor allem die 
gesundheitsbezogenen Kurven mit den ökonomischen, 

sozialen und ökologischen zu kombinieren. Viertens: 
Die Kurvenlandschaft  insgesamt soll also die reale 

Basis des jeweiligen Normalitätsgrades der Ge-
sellschaft  abbilden. Diese Kurvenlandschaft  

ist mit einer riesigen Kuppel zu vergleichen, 
die wie ein künstlicher Himmel über der 

Gesellschaft  schwebt und die den nor-
malisierten modernen Massen eben 

jenes Gefühl minimaler Sicherheit 
und Eurhythmie verschafft  , das 

in vormodernen Zeiten die 
Religionen lieferten.

dem aller Parteien). Gegen ein ideologiekritisches simples 
Abhaken des Falls spricht aber die eingangs erwähnte 
ins Existentiell-Pathetische gehende sehnsüchtige 
Massenstimmung: »Gebt uns unsere Normalität 
zurück!« Hier ist mehr als eine Sprechblase ver-
loren gegangen – das grenzt an die Sehnsucht 
eines traditionalen Kollektivs, dem man sei-
ne Religion genommen hat. Religionen 
organisieren in vormodernen Gesell-
schaft en minimale Lebensrhythmen 
auch über oft  harte Klassengren-
zen hinweg: Rhythmen der Ar-
beit und der Feste, der Fa-
milienbildung und der 
G e n e r a -

rona-Krise ein Lehrstück: Hier geht es darum, vor allem die 
gesundheitsbezogenen Kurven mit den ökonomischen, 

sozialen und ökologischen zu kombinieren. Viertens: 
Die Kurvenlandschaft  insgesamt soll also die reale 

Basis des jeweiligen Normalitätsgrades der Ge-
sellschaft  abbilden. Diese Kurvenlandschaft  

ist mit einer riesigen Kuppel zu vergleichen, 
die wie ein künstlicher Himmel über der 

Gesellschaft  schwebt und die den nor-
malisierten modernen Massen eben 

jenes Gefühl minimaler Sicherheit 
und Eurhythmie verschafft  , das 

in vormodernen Zeiten die 
Religionen lieferten.
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Fünft ens: Sämtliche Kurven tendieren spontan zu Abweichun-
gen nach unten oder nach oben vom ›Gleichgewicht‹ der idea-
len Basiskurven. Deshalb gehören ständige Kurven-Prognosen 
sowie »Warnungen« und insbesondere »Frühwarnungen« zum 
alltäglichen Normalismus. Solche Abweichungen von der Nor-
malität sollen »Denormalisierungen« (Verlust von Normali-
tät) heißen. Normal ist es, dass die kleinen Denormalisierun-
gen routinemäßig normalisiert werden. Eine ernsthaft e Krise 
beruht auf eher seltenen großen Denormalisierungen – bis 
hin zum Kollaps (»Crash«) wesentlicher Kurven. In der Coro-
na-Krise sind ganze Kurvenfächer kollabiert. Die von den Ent-
scheidungseliten verfügten Kompensationen haben die Schul-
denkurve ›exponentiell‹ gesteilt (eine exponentielle Tendenz 
signalisiert extreme Denormalisierung), ohne dass die entspre-
chenden ökonomischen und sozialen Kurven wieder »selbst-
tragend« wären. Sechstens: Eine große Denormalisierung wie 
die durch Corona zwingt die Entscheidungseliten zu Notstands-
maßnahmen. Auch Notstandsmaßnahmen werden im Nor-
malismus mit der Kurvenlandschaft  begründet. Man zeigt an 
der Denormaliserung der Gesundheitskurven die »Notwendig-
keit« der Maßnahmen. 

Dieser theoretische Exkurs war notwendig, um die aktuelle 
Massenstimmung im Frühjahr 2021 (und dann auch die In-
tervention der AfD in den Normalismus) zu begreifen. Diese 
Massenstimmung einer bereits die Panik streifenden Sehnsucht 
nach »Rückkehr zur Normalität« um jeden Preis beruht auf 
zwei Faktoren: Zum einen auf der Sorge, dass die Denormali-
sierung existentiell wichtiger Kurven lange andauern könnte – 
zum anderen auf dem wachsenden Verdacht, dass die Entschei-
dungseliten selbst ›nicht durchblickten‹, und dass ihre Auswahl 
von Basiskurven, vor allem die absolute Privilegierung der Kur-
ve der Wocheninzidenz, möglicherweise den realen Prozess der 
Pandemie nicht belastbar spiegele und also auch ein Großteil 
der Maßnahmen kontraproduktiv sei. 

Diesen Verdacht greift  die AfD auf und radikalisiert ihn, in-
dem sie die gesundheitliche Denormalisierung leugnet und 
deshalb die Notstandsmaßnamen ablehnt, um angeblich die 
normale Demokratie zu verteidigen. Das ist ein dreistes Täu-
schungmanöver, was schnell klar wird, wenn man sich die im 
Programm konnotativ beschriebene »Normalität« näher an-
schaut: Das sind die insgesamt ausführlichsten Kapitel über 
»Migration«, »Islam«, »Energie«, »Familie«, »Leitkultur« usw. 
Darin wird eine enge, rigide, disziplinäre und autoritäre Spiel-
art von »Normalität« als Rezept gegen die Krise propagiert. 
Diese Spielart ist durch eine relativ schmale »normale Mitte« 
und durch breite Zonen von »Anormalitäten« gekennzeichnet. 
Die Normalitätsgrenzen zwischen Mitte und Anormalität sind 
hart und abschreckend – sie stigmatisieren die »Anormalen« 
(»rassischer«, nationaler, sexueller, bildungsmäßiger Art). Sol-
che engen Stigmagrenzen waren für den Normalismus des 19. 
Jahrhunderts typisch (weshalb man von »Protonormalismus« 
sprechen kann). Demgegenüber hat sich bei uns seit dem Zwei-
ten Weltkrieg und endgültig seit der 68er Zeit eine neue Spielart 
von Normalismus durchgesetzt, der »fl exible Normalismus«, 

der die normale Mitte-Zone möglichst ausdehnt und die Nor-
malitätsgrenzen möglichst entstigmatisiert und porös hand-
habt.  Damit sollen die Minderheiten (die im Fall der Frauen 
die Mehrheit waren) inkludiert, integriert und so normalisiert 
werden.

Der Sinn des »aber« ist damit klar: Die AfD lehnt den fl exib-
len Normalismus radikal ab und plädiert ebenso radikal für 
die »Rückkehr« zum rigide-disziplinären Protonormalismus. 
Wie passt dazu aber die Ablehnung der Corona-Notstände? 
Es gehört zu den Ambiguitäten jedes und also gerade auch 
des fl exiblen Normalismus, dass Notstände die Normalität 
zeitweise (Brüning) oder ganz (Hitler) aufh eben und dass sie, 
soweit überhaupt noch normalistisch, ausschließlich proto-
normalistisch gemanagt werden können. Die Spahnschen Er-
mächtigungen (vergleichbar natürlich nicht mit den hiltler-
schen, wohl aber durchaus mit den brüningschen) gefährden 
also tatsächlich nicht nur die Demokratie, sondern auch den 
fl exiblen Normalismus. Die AfD ist also die letzte, deren Ab-
lehnung glaubhaft  ist. Aus den Minderheiten-Abschnitten des 
Programms atmet eine regelrechte Notstandsgeilheit, die aber 
(faschistisch im Wortsinne) zunächst auf Subjekte setzt, die aus 
eigenem Antrieb »die Straße« (heute vor allem auch die me-
diale Öff entlichkeit) von allen »Anormalen« ›säubern‹ wollen. 
Typisch sind die Drohungen gegen Flüchtlingshelferinnen und 
andere Minderheiteninitiativen.

Gegen dieses unmissverständliche »Aber« der AfD gilt es den 
fl exiblen Normalismus zu verteidigen. Doch sollte man nicht 
meinen, damit wäre es getan. Das eigentliche Problem wird 
die ominöse »neue Normalität« (new normal) nach Normali-
sierung der Gesundheitslage sein. Es wird dann um die neue 
Kopplung der ökonomischen, sozialen und ökologischen Kur-
ven gehen. Eine einfl ussreiche Kapitalfraktion fordert ›Durch-
starten‹ und verspricht ein Superwachstum (an den Börsen 
schon vorweggenommen). Sie fordert dazu »radikale Disrup-
tion«, z.B. durch Wegfall des Büro- und Pendelsegments der 
Dienstleister (»Digital fi rst!«), will das aber wegen der Schul-
denkurve nicht weiter kompensieren. Diese Disruptionsten-
denz inszeniert sich extrem fl exibel-normalistisch – bis hin zu 
neuen CDOs (Chief Diversity Offi  cers) in den Konzernvorstän-
den. Was aber, wenn die drohenden ökologischen Krisen so 
nicht wegzumanagen sind oder aber sogar die versprochenen 
Exponentialkurven (sie sind nicht normal!) kollabieren?  Dann 
braucht es eventuell transnormalistische Alternativen – aber 
das ist ein anderes, eigenes Kapitel.

Jürgen Link ist Literatur-, Kultur- und Diskurswissenschaftler und steht dem 
DISS seit vielen Jahren nahe. Er hat die Konzeption der Kritischen Diskursana-
lyse (KDA) in vielfältiger Weise inspiriert und intellektuell bereichert.
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Standortnationalismus – Völkischer Nationalismus – 
Autoritärer Staat
ANMERKUNGEN ZUM NEUEN WAHLPROGRAMM DER AFD

2  Im Folgenden beziehe ich mich auf den Leitantrag der Bundesprogrammkommission (https://cdn.afd.tools/wp-content/uploads/
sites/111/2021/02/Leitantrag-Bundestagswahlprogramm-2021-Dresden.pdf). Pi-news schreibt dazu: „Auf dem Bundesparteitag kam es zu ei-
nigen erstaunlichen Korrekturen im AfD-Wahlprogramm, wozu neben der Forderung nach einem ‚Dexit‘ und einer klaren Anti-Corona-Maß-
nahmepolitik vor allem die Formulierung einer Alternative zur gegenwärtigen Einwanderungspraxis gehört.“ (http://www.pi-news.net/2021/04/
japan-als-migrationspolitisches-vorbild-ist-ein-paradigmenwechsel-der-afd/) Auf die letzte Korrektur gehe ich unter Punkt 7 ein. 
3  Die Forderung nach einem ‚Dexit‘ auf dem Bundesparteitag, die im Leitantrag wie im Europawahlprogramm nur als ultima ratio enthalten war, 
wird in der Jungen Freiheit vom ‚Abendländler‘ David Engels heft ig als unklug und – vom Standpunkt einer „Großraumwirtschaft “ – als antiquiert 
kritisiert (vgl. JF17/21, 18). 
4  Langfristig hält die AfD „eine grundsätzliche Reform des Geldsystems für notwendig, hin zu einem freien Währungswettbewerb oder einem 
goldgedeckten Währungssystem.“ (22)
5  Hier zitiert nach Th omas Biebricher: Die politische Th eorie des Neoliberalismus, Berlin 2021, 60. 
6  Vgl. z.B. Christoph Butterwegge: Modernisierter Rechtsextremismus in Europa. Zusammenhänge von Neoliberalismus und Rechtsextremis-
mus, in: Peter Bathke/Susanne Spindler (Hg.): Neoliberalismus und Rechtsextremismus in Europa. Zusammenhänge – Widersprüche – Gegenstra-
tegien, Berlin 2006, 15-33.

Von Helmut Kellershohn

EINLEITUNG 

Die AfD ist in ihrem neuen Wahlpro-
gramm, das in seiner Endfassung noch 
nicht vorliegt,2 durchdrungen von der 
Idee, Deutschland bzw. die deutsche 
Wirtschaft  auf einen „normalen Ent-
wicklungspfad zurück[zu]führen“. Re-
normalisierung bedeutet für die AfD 
zum einen Renationalisierung, d.h.

1. mittelfristig die Rückentwicklung 
der Europäischen Union von einem 
„EU-Zentralstaat“ oder „Bundesstaat“ 
zu einem „Staatenbund souveräner Na-
tionalstaaten“ (18) bzw. zu einem „Euro-
pa der Vaterländer“3 und

2. die Aufk ündigung des „untergehen-
den Euro-Systems“ durch die „Wieder-
einführung“ (18) nationaler Währun-
gen („ggf. unter paralleler Beibehaltung 
des Euro oder einer ECU-ähnlichen fl e-
xibleren Verrechnungseinheit“).4

Renormalisierung bedeutet zum ande-
ren

3. auf nationaler Ebene eine „markt-
wirtschaft liche Wirtschaft spolitik“ 
(16) durchzusetzen, die auf folgenden 

Grundsätzen beruht: „Schutz des Eigen-
tums, Vertragsfreiheit, die Einheit von 
Handeln und Haft ung, Berufsfreiheit, 
eine wettbewerbliche Wirtschaft sord-
nung“ (16). Unverkennbar handelt es 
sich hier um die Essentials einer neoli-
beralen Wirtschaft spolitik. Erinnert sei 
hier an die sechs Prinzipien der Wett-
bewerbsordnung, die der Ordolibera-
le Walter Eucken in seinem Klassiker 
„Grundsätze der Wirtschaft spolitik“ für 
konstitutiv hielt: „ein funktionierendes 
Preissystem, eine stabile Währung, of-
fene Märkte, Privateigentum, Vertrags-
freiheit und uneingeschränkte persön-
liche Haft ung […].“5

Treibendes Motiv dieser Renormalisie-
rung und Renationalisierung ist das, 
was Christoph Butterwegge immer als 
„Standortnationalismus“ bezeichnet 
hat,6 dessen Träger der souverän agie-
rende „nationale Wettbewerbsstaat“ 
(Joachim Hirsch) ist. Es gehe darum, 
den „Wirtschaft sstandort Deutschland 
international wettbewerbsfähig“ (17) zu 
halten. Zu fragen ist, welche Forderun-
gen die AfD stellt, um die Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft  zu 
wahren. Kern der Problematik ist die 
Art und Weise, wie sich der Staat auf 
die Marktwirtschaft  beziehen, welche 
Wirtschaft s-, Technologie- und Finanz-
politik betrieben werden soll, um Wett-

bewerbsfähigkeit zu generieren, ohne zu 
nicht-marktkonformen Mitteln (jeden-
falls aus der Sicht der AfD) greifen zu 
müssen. Relevant sind in diesem Zu-
sammenhang auch die Ausführungen 
zur Klimapolitik, schließlich ist dies ein 
Politikfeld, auf dem durch den „Green 
New Deal“ vermeintlich die stärksten 
Bedrohungen für den Wirtschaft sstand-
ort ausgehen. Die AfD zaubert, noch 
reichlich unausgegoren, aber immerhin, 
einen „Blue Deal“ aus dem Hut.

Darüber hinaus werden von der AfD 
unter wettbewerbspolitischen Gesichts-
punkten solche gesellschaft lichen Be-
reiche und Politikfelder in Betracht ge-
zogen, die ihrer Meinung nach für den 
Erhalt einer marktwirtschaft lichen Ord-
nung von Belang sind. In Frage kom-
men hier vor allem die Familienpolitik 
und der Bereich Bildung, Wissenschaft  
und Forschung, insofern sie sich auf 
die Quantität und Qualität des für die 
Wirtschaft  zur Verfügung stehenden 
Arbeitskräft epotentials beziehen. Das 
berührt unmittelbar die Frage der Mi-
gration, denn rein marktwirtschaft lich 
betrachtet könnte man der Auff assung 
sein, dass Zuwanderung für ein größe-
res Angebot auf den Arbeitsmärkten 
sorgen und den Standort Deutschland 
stärken könnte. 
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Bekanntlich ist das keineswegs die Auf-
fassung der AfD, sieht man mal da-
von ab, dass sie ausnahmsweise „hoch 
qualifi zierte Zuwanderer“ (37) durch-
aus „willkommen“ heißen möchte (so 
noch im Leitantrag). An diesem Punkt 
wird deutlich, dass der Nationalismus 
der AfD nicht nur die Ansprüche des 
„Standorts“ zu seinem Anliegen macht, 
sondern auch exklusive identitätspoli-
tische Belange ins Auge fasst, die nach 
einer mehr oder weniger radikalen Be-
grenzung von Zuwanderung verlangen. 
In dieser identitätspolitischen Hinsicht 
sind des Weiteren all die Passagen des 
AfD-Wahlprogramms von Relevanz, in 
denen ‚Gemeinschaft (en)‘ imaginiert 
werden. Aussagen zur (patriarchali-
schen) Familie, zu Volk und Nation, 
zur Leitkultur oder etwa zur „heimat-
liche[n] Landschaft “ (68) verweisen auf 
den völkischen Nationalismus der AfD 
und dessen Kern, die Konstruktion des 
Volkes als weitgehend ethnisch homo-
gener Abstammungsgemeinschaft  (38).

Es sind von dorther zwei Ebenen im 
Wahlprogramm der AfD zu unterschei-
den, die in einem Spannungsverhältnis, 
wenn nicht gar in einem Widerspruch 
zueinander stehen: einerseits die Ebene 
der nationalstaatlich verfassten Eigen-
tümermarktgesellschaft , auf der die 
Standortinteressen kapitalistischer Pri-
vateigentümer verhandelt werden; an-
dererseits die Ebene der einstmals von 
Alexander Rüstow so genannten „Vi-
talpolitik“, auf der die Belange der Ge-
meinschaft  als ‚Gegenhalt‘ zur konkur-
renzorientierten Wirtschaft sordnung 
thematisiert werden, nicht zuletzt im 
Sinne einer völkischen Identitätspolitik.

Eine dritte Ebene ist die des Staates. In 
der ihm angedachten Rolle als Hüter der 
Wettbewerbsordnung und als Wahrer 
der Standortinteressen der deutschen 
Wirtschaft  steht der real existierende 
Staat aus der Sicht der AfD auf dem 
Prüfstand. Der Staat steht im Verdacht, 
sich unsachgemäß in die Belange der 
Wirtschaft  einzumischen, Rechtsstaats-
prinzipien zu verletzen und sich in den 

7  Dieser Begriff  geht zurück auf Gerd Wiegel: Völkischer Neoliberalismus. Vom populistischen Spagat einer modernisierten Rechten, in: Dietrich 
Heither/Gerd Wiegel (Hg.): Die Stolzdeutschen. Von Mordspatrioten, Herrenreitern und ihrer Leitkultur, Köln 2001, 143-171.

„Schicksalsfragen der Nation“ (8) als in-
kompetent zu erweisen. Schuld daran ist 
die „politische Klasse“, eine „politische 
Oligarchie“, die „die Schalthebel der 
staatlichen Macht, der politischen Bil-
dung und des informationellen und me-
dialen Einfl usses auf die Bevölkerung in 
Händen“ (7) hält. Um dem „totalitäre[n] 
Gebaren“ (7) der Regierung gegenzu-
steuern, bedient sich die AfD des Arse-
nals neoliberaler Staatsvorstellungen, in 
denen es immer darum geht, den Staat 
gegen ‚unangemessene‘ gesellschaft li-
che Interessen und deren Pendant, das 
korrupte Establishment, abzuschotten: 
Einbau von Elementen der direkten 
Demokratie in das Verfassungssystem, 
strikte Gewaltenteilung, Beschränkung 
der Macht der Parteien, Veränderungen 
des Wahlsystems, Beendigung angeblich 
diskriminierender Praktiken (Gleich-
stellungspolitik!) – und dies alles im Na-
men von „Freiheit und Verantwortung“ 
(10) und Volkssouveränität. Das Ideal 
des Staates, das der AfD vorschwebt, ist 
der autoritär geführte nationale Wettbe-
werbsstaat auf völkischer Basis in einem 
„Europa der Nationen“. Es ist das Pro-
gramm eines völkischen Neoliberalis-
mus.7

Im Folgenden gehe ich auf einige zen-
trale Punkte des AfD-Wahlprogramms 
ein. Vollständigkeit wird nicht ange-
strebt, vielmehr geht es mir um die in-
nere Systematik des Programms.

1. WIRTSCHAFTS- UND TECHNOLO-
GIEPOLITIK

Im Sinne des Standortnationalismus 
möchte die AfD verhindern, dass – 
unter den Bedingungen einer schwä-
chelnden „weltweite[n] Konjunktur“ – 
„politisch initiierte, manche Branchen 
brachial treff ende Umbrüche – wie die 
‚Klimarettung‘ – immense Investitionen 
und Umstrukturierungen“ erfordern, 
die die „Basis der deutschen Wirtschaft “ 
(16) gefährden. Zumal die Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie die export-

Isolde Aigner, Jobst Paul, Regina Wamper
Autoritäre Zuspitzung
Rechtsruck in Europa
ISBN 978-3-89771-769-5
Unrast-Verlag, 2019
Seiten: 220
Reihe: Edition DISS Band: 40
Ausstattung: Softcover

Nicht nur in Deutschland, sondern in vielen 
Ländern Europas haben extrem rechte Parteien 
und Bewegungen in den letzten Jahren mas-
siv an Zuspruch gewonnen – nicht nur ›auf der 
Straße‹, sondern auch bei Wahlen. Hintergrund 
dieses Rechtsrucks sind vor allem die verstärkten 
Fluchtbewegungen nach Europa, die damit zu-
sammenhängende administrative Krise und die 
islamistischen Anschläge in mehreren europäi-
schen Städten. Doch kenntnis- und aufschluss-
reich wie gewohnt zeigt das Duisburger Institut 
für Sprach- und Sozialforschung (DISS) in dieser 
Publikation, dass es ist nicht zuletzt die global 
durchgesetzte Liberalisierung des Marktes ist, 
auf die der Rechtsruck aufsetzt und die ihn letzt-
lich weitertreibt.
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orientierte und „von internationaler 
Arbeitsteilung abhängige() deutsche 
Volkswirtschaft “ im besonderen Maße 
treff en würden. 

Speziell liegt der AfD der deutsche Mit-
telstand am Herzen. Dieser „Stabilitäts-
anker“ der Wirtschaft , der den „Großteil 
der Arbeitsplätze“ bereitstelle, schaff e – 
im Gegensatz zu den „Großkonzernen 
– „oft  ohne staatliche Subventionen und 
Steuererleichterungen“ (16). Der Mittel-
stand leide unter der „Doppelbelastung 
durch politisch initiierte Strukturbrü-
che und pandemiebedingte Einschrän-
kungen“. Die umfangreichen „Rettungs-
pakete“ könnten nicht die „Erholung 
der Realwirtschaft  ersetzen oder über 
Nacht herbeiführen“. Mit Hilfe dieser 
Rettungspakete werde aber „eine Um-
verteilung im Sinne der ‚Großen Trans-
formation‘8 zum Nachteil unserer Kon-
kurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt 
vorangetrieben.“ (16)

Aus dieser Problembeschreibung leitet 
die AfD mehrere Forderungen ab:

1. Befreiung der Wirtschaft  „von poli-
tisch herbeigeführten Belastungen“ 
(„komplett“)

2. „Entschädigung der Wirtschaft s-
sektoren […], die von den Co-
rona-Maßnahmen besonders 
betroff en sind“ (gemeint ist wohl 
vor allem der Mittelstand, dessen 
„Entlastung“ gefordert wird)

3. Erringung der „Technologiefüh-
rerscha� “ mittels eines „Blue-
Deal“

Dieser letzte Punkt ist der AfD beson-
ders wichtig, weil sie erstens demonst-
rieren will, dass sie keineswegs eine Geg-
nerin des technischen Fortschritts ist 
(sie lobt überschwänglich „deutsche[n] 
Erfi ndergeist“) und Renormalisierung 
nicht mit Rückwärtsgewandtheit zu ver-
wechseln ist. Die AfD off eriert, ganz un-
bescheiden, einen „Blue-Deal“ als Kont-
rapunkt zum „Green New Deal“.  

8  „Welt im Wandel – Gesellschaft svertrag für eine Große Transformation (engl. World in Transition – A Social Contract for Sustainability) ist der 
Titel des Hauptgutachtens des Wissenschaft lichen Beirats der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) aus dem Jahr 2011. Es 
wurde im Vorfeld der Konferenz der Vereinten Nationen über nachhaltige Entwicklung 2012 (Rio+20) erstellt. Hauptanliegen der Autoren ist es, 
eine weltweite Transformation zu einer klimaverträglichen Gesellschaft  ohne Nutzung fossiler Brennstoff e in Gang zu setzen bzw. zu beschleunigen. 
Der WBGU spricht sich [auch] gegen die Nutzung der Kernenergie aus.“ 

(https://de.wikipedia.org/wiki/Welt_im_Wandel_%E2%80%93_Gesellschaft svertrag_f%C3%BCr_eine_Gro%C3%9Fe_Transformation)

Ihr „Entwicklungsplan“ sieht vor, den 
ganzen Bildungs- und Forschungsbe-
reich auf MINT-Fächer auszurichten, 
neue wissensbasierte Produkte zu för-
dern und die „Dynamik kleiner inno-
vativer Einheiten“ (17) zu nutzen. Be-
vorzugte zukunft strächtige Bereiche 
sind: der pharmazeutisch-medizinische 
Komplex, Quantencomputing, Welt-
raumnutzung, Infrastruktur. Die „Rah-
menbedingungen für Investitionen“ 
sollen verbessert werden und „Staats-
eingriff e in den Energiemarkt“ (17) 
unterbleiben. Der Staat soll „effi  zien-
ter“ werden, was Bürokratieabbau ein-
schließt. Gefordert wird beispielsweise

• „Entschlackung und Flexibilisie-
rung des Arbeitsrechts“ (wird nicht 
näher erläutert)

• „Benachteiligung des Mittelstands 
gegenüber multinationalen Groß-
konzernen beenden“

• „Regulierungen und Subventionen 
überprüfen und, wo möglich, ab-
bauen bzw. zeitlich befristen“ (18). 

Die AfD verbindet ihren „Entwick-
lungsplan“ mit einer Polemik gegen 
„sozialistische ‚Industriepolitik‘“, ein 
Seitenhieb u.a. gegen das Konzept des 
Bundeswirtschaft sministers Altmaier. 
Unternehmerische Aktivitäten des Staa-
tes, direkte staatliche Einfl ussnahme 
auf die Wirtschaft , Steuerung der Wirt-
schaft  per „Vorgaben und Subventionen“ 
(18) sind der AfD ein Dorn im Auge 
(wenngleich sie in Richtung Mittelstand 
wohl ein Auge zudrücken möchte!). Das 
sei alles „Staatswirtschaft “ und führe in 
den „Niedergang“. Man beruft  sich auf 
die soziale Marktwirtschaft  á la Erhard 
und wiederholt das alte ordoliberale Be-
kenntnis: „Die Aufgabe des Staates soll 
die Erhaltung des Wettbewerbs und die 
Verhinderung von Monopolen, Kartel-
len und sonstigen den Marktmechanis-
mus schädigenden Einfl üsse [sic!] sein.“ 
Auch die „Schaff ung ‚europäischer Mo-
nopole‘ oder staatlich verordneten [sic!] 

Preiserhöhungen für vermeintlich gute 
Zwecke“ (18) lehnt die AfD ab. Wie eine 
solche antimonopolistische Staatspolitik 
durchgesetzt werden kann und wie sie 
vereinbar ist mit der propagierten Er-
ringung der „Technologieführerschaft “, 
darüber schweigt die AfD.

2. KLIMAPOLITIK

Wenn von „Staatswirtschaft “ und von 
„vermeintlich gute[n] Zwecke[n]“ die 
Rede ist, ist die Kritik an der Klima-
politik nicht allzu fern. Zwar verzichtet 
die AfD in ihrem Programm auf den 
dystopischen Begriff  der „Ökodiktatur“. 
Und sie begnügt sich nicht damit, den 
Klimawandel zu leugnen. Vielmehr hält 
sie den Klimawandel für eine Art ‚Ge-
zeiten‘-Vorgang, für einen immer wie-
derkehrenden natürlichen Vorgang, 
dem man auch positive Seiten abgewin-
nen könne (Stichwort: „Ergrünen der 
Erde“). Deshalb sei der Kampf gegen 
den Klimawandel ein Kampf gegen 
Windmühlen. Welchen Zweck verfolgt 
die AfD mit dieser Th ese, mit der sie die 
„Große Transformation“, den „Great Re-
set“ ablehnt, wie er z.B. von den ‚aufge-
klärten‘ Akteuren des Weltwirtschaft sfo-
rums vertreten wird?

1. Es ist bereits deutlich geworden, dass 
der AfD vor allem die deutsche Indus-
trie und der technische Fortschritt am 
Herzen liegt. Sie plädiert auch in puncto 
Klimapolitik für einen Technikoptimis-
mus und damit für eine „positive Zu-
kunft serwartung“ (62). Denn: „Nicht 
Verzicht, Rückschritt und Sozialismus 
haben die Umweltbelastungen redu-
ziert, sondern technischer Fortschritt 
und eine auf klaren Regeln basierende 
Marktwirtschaft .“ (62) Ein Argument, 
das insofern nicht stimmt, als unter dem 
Strich die Umweltbelastungen gestiegen 
sind – trotz oder gerade wegen des tech-
nischen Fortschritts. 
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2. Was aber die AfD besonders interes-
siert, ist nicht der technische Fortschritt 
als solcher, sondern sind die Kapital-
fraktionen, die nach Meinung der AfD 
Träger des technischen Fortschritts sein 
sollten und die durchaus staatlicherseits 
unterstützt werden sollten. „Gesicher-
te und günstige Energieversorgung ist 
eine der Grundvoraussetzungen von 
Wohlstand, Sicherheit und Gesundheit. 
Diese sicherzustellen ist Kernaufgabe 
des Staates.“ (62) Sicherheit und Preis-
wertigkeit sind die beiden Kriterien, 
an denen sich staatliches Handeln, das 
die „Rahmenbedingungen“ dement-
sprechend gestalten soll, zu orientieren 
hat. Denn: „Teure Energie und knappe 
Energie lässt Industrie abwandern und 
schränkt den Lebensstandard breiter 
Teile der Bevölkerung, gerade auch der 
unteren Einkommensgruppen, dras-
tisch ein.“ (62) Von dorther lehnt die 
AfD den „Green New Deal“ der EU ab, 
weil er ihrer Meinung das nicht gewähr-
leistet und zudem auf „Planwirtschaft “ 
(= Sozialismus) setzt.

3. Der von der AfD vorgeschlagene 
„Energiemix“ geht auf Kosten „‘erneu-
erbarer‘ Energielieferanten“ (62). Die 
AfD wünscht sich neben Solar- und 
Windanlagen (deren Betrieb staatlicher-
seits restringiert werden soll)

• eine Verlängerung der Laufzeiten 
für die verbliebenen, im Welt-
maßstab angeblich sehr sicheren 
Kernkraft werke und „die Neuein-
richtung von sicheren Kernkraft -
werken“ (63) plus begleitender For-
schung in Kernforschungszentren 
(„Brutreaktoren“, „Fusionsenergie“)

• die „Verstromung von Braun- und 
Steinkohle als grundlast- und regel-
fähige Energiequelle“ (deutsche 
Kohlekraft werke seien die „weltweit 
saubersten und effi  zientesten“)

• Gaskraft werke (Fertigstellung von 
Nord Stream 2, auch Flüssiggas ist 
genehm).

Neben der Förderung dieser ‚alten‘ 
Energien und der sie produzierenden 
Unternehmen spricht sich die AfD ge-

9  Der rechtslibertäre Vordenker Markus Krall will die Höhe der Gesamtsteuern auf „maximal 15 Prozent des Bruttosozialprodukts“ (JF-Magazin 
Finanzen) festgesetzt wissen. Gesetzt den Fall, dieser Prozentsatz wäre auch Maßstab für die Höhe der Staatsausgaben, wäre man ungefähr auf dem 
Niveau des Kaiserreiches.

gen die Wasserstoff wirtschaft  und gegen 
Elektromobilität sowie die Nutzung von 
„Energiepfl anzen“ aus.

Gefördert werden sollen angemessene 
Rahmenbedingungen für die „privat-
wirtschaft liche Luft - und Raumfahrt“ 
und die Schaff ung einer „europäi-
sche[n] [!] Zuliefererindustrie“ mit dem 
Ziel der „weiteren Erschließung des 
Weltraumes für die Wissenschaft  als 
Rohstoff quelle und [sic!] als möglicher 
neuer Lebensraum für den Menschen“ 
(63), auch auf der Basis „internationaler 
Raumfahrtprogramme“. Weiterhin sol-
len Gentechnik und Kunststofft  echnik 
sowie „Abfallbeseitigungs- und Roh-
stoff rückgewinnungstechniken“ weiter-
entwickelt und genutzt werden. In der 
Entwicklungspolitik sieht man Spiel-
raum für die Möglichkeit des Exports 
von „Wiederaufb ereitungstechnologien“ 
in die Entwicklungsländer, denen man 
im Übrigen die „Verschmutzung der 
Meere“ zur Last legt. 

4. Mit diesen Projekten im Energie- und 
High Tech-Bereich, die man dem „Blue 
Deal“- Projekt der AfD zuordnen kann, 
will die AfD erstens den von ihr be-
fürchteten „Gesellschaft sumbau“ (62) 
durch den „Green New Deal“ entgegen-
treten und zweitens den Unternehmen, 
die in den von der AfD priorisierten 
Industriebereichen tätig sind, profi table 
Investitionsmöglichkeiten erschließen 
helfen – insgesamt wohl nach Meinung 
der AfD ein ‚liberaler Interventionis-
mus‘ (im Gegensatz zu dem als „plan-
wirtschaft lich“ denunzierten Interven-
tionismus des Green New Deal). Dass 
ein solcher technikaffi  ner Interventio-
nismus nicht zu einem „Gesellschaft s-
umbau“ führen würde (ebenso wie eine 
neoliberale Wirtschaft spolitik), bleibt 
das Geheimnis der AfD. Produktivkraft -
entwicklung unter kapitalistischen Pro-
duktionsverhältnissen führt immer zu 
gesellschaft lichen Veränderungen, und 
zwar in hohem Maß unkontrolliert, je 
weniger sie durch politische Steuerung 
moderiert werden.

5. Im Gegensatz zu einer Auff assung, es 
ginge der AfD darum, so weiter zu ma-
chen wie bisher oder sich gar rückwärts 
zu orientieren, muss betont werden, dass 
sie sich eher an die alte Devise von Franz 
Josef Strauß hält, konservativ sei, an 
der Spitze des technischen Fortschritts 
zu marschieren. Sie schlägt allerdings 
einen anderen Entwicklungspfad vor als 
den, der mit dem „Great Reset“ geplant 
ist. Und auch der AfD geht es um den 
Profi t, z.B. den der Autoindustrie. Be-
trachtet man das Ganze im Hinblick auf 
die Interessen kapitalistischer Unter-
nehmen, so lautet das Kalkül der AfD: 
Ökologisches Wirtschaft en (samt gesell-
schaft licher Akzeptanz) mag gut sein, 
aber der Profi t muss stimmen. Wenn 
nicht, werden Unternehmen nach Alter-
nativen Ausschau halten, von denen die 
AfD glaubt, sie bieten zu können.

3. STEUERPOLITIK

Der neoliberale Grundton im Bundes-
tagswahlprogramm, das sollte deutlich 
geworden sein, ist unübersehbar. Das 
zeigt sich auch in dem Kapitel, das sich 
mit den Steuern beschäft igt. Bekannt-
lich hatte die AfD in ihrem Grund-
satzprogramm (GP 2016) neben der 
Schuldenbremse die Einführung einer 
Abgaben- und Steuerbremse gefordert, 
„um die maximale Summe der Belas-
tung auf einen bestimmten Prozentsatz 
im Verhältnis zum Bruttoinlandspro-
dukt festzuschreiben“ (GP 2016, 74). 
Der fi nanzielle Spielraum des Staates 
soll damit weiter eingeschränkt werden. 
Der Prozentsatz wird allerdings auch 
im Wahlprogramm nicht genauer be-
stimmt. Die AfD hält es off ensichtlich 
nicht für nötig, die Finanzierung ihres 
Entwicklungsprojekts durchzurechnen, 
sondern begnügt sich damit, Ände-
rungspläne bezüglich der Steuergesetz-
gebung in die Welt zu setzen.9

Die AfD schlägt vor, die Steuern auf die 
Mehrwertsteuer und die Einkommen-
steuer zu konzentrieren. Das bedeutet:
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1. die Aufh ebung der sog. Substanz-
steuern: Das sind die Grundsteuer (auf 
Haus- und Grundbesitz), die Vermö-
genssteuer (ist zurzeit ausgesetzt) und 
die Erbschaft s- und Schenkungssteuer;

2. die Aufh ebung der Gewerbesteuer: 
das betrifft   die Kommunen, als Ersatz 
bietet die AfD ein „kommunales Zu-
schlagsrecht auf die Ertragsteuern der 
Gemeindebürger und der ortsansässi-
gen Unternehmen“, gemeint sind wohl 
ein höherer Anteil der Gemeinden an 
der Lohn- und Einkommensteuer und 
ein „Zuschlagsrecht“ auf die Körper-
schaft ssteuer, die bislang nicht den Ge-
meinden zufl ießt;

3. Die Aufh ebung der Grunderwerbs-
steuer (eine Verkehrssteuer);

4. die Aufh ebung „kleinere[r]“ Ver-
brauchssteuern, wie der Energie-, 
Schaumwein-, Kaff ee-, Biersteuer und 
solcher Kommunalsteuern wie Vergnü-
gungs-, Schankerlaubnis-, Jagd- und 
Fischerei- sowie die Zweitwohnungs-
steuer;

5. die endgültige Aufh ebung der Solida-
ritätssteuer. 

Schaut man sich diese Forderungen 
unter dem Gesichtspunkt an, wer davon 
profi tieren würde, so wird eine soziale 
Schiefl age deutlich. Von der Aufh ebung 
der Substanzsteuern und der Gewerbe-
steuern würden Unternehmen aller Art 
einen Vorteil haben, besonders aber, 
das betont die AfD am Beispiel der Erb-
schaft s- und Schenkungssteuern, der 
gewerbliche Mittelstand. In zweiter Li-

10  Krall will überhaupt die Einkommenssteuer abschaff en!
11  „Bei einer Geburtenrate von 1,5 Kindern schrumpft  ein Volk um ca. 30% pro Generation.“ (39)

nie dann Haus- und Grundbesitzer aller 
Art sowie Immobilienbesitzer, die ver-
mieten. Der Wegfall der Grunderwerbs-
steuer würde ‚Besserverdienenden‘ 
zugutekommen, die es sich leisten kön-
nen, Wohnungseigentum zu erwerben. 
Nur von der Aufh ebung der „kleineren 
Verbrauchssteuern“, sieht man mal z.B. 
von der Zweitwohnungssteuer ab, wür-
den zum Teil die sogenannten „kleinen 
Leute“ profi tieren. Da auch noch der 
Name Kirchhof fällt, kann man daraus 
schließen, dass die AfD mit einem Spit-
zensteuersatz bei der Einkommensteuer 
von 25 Prozent liebäugelt.10 Der Schwer-
punkt der Steuereinnahmen läge also 
auf der Mehrwertsteuer, die bekanntlich 
das Portemonnaie der „kleinen Leute“ 
relativ am meisten belastet. Auff allend 
ist, dass mit der Aufh ebung der Grund- 
und Gewerbesteuer vor allem die Kom-
munen betroff en sind.

Vor diesem Hintergrund wäre es inter-
essant zu erfahren, wie sich die AfD die 
Verteilung der Staatsausgaben vorstellt. 
Sinkende Staatseinnahmen und damit 
der Zwang zu Einsparungen führen zu 
Konfl ikten zwischen den verschiedenen 
Ressorts. Natürlich soll der Staat effi  zi-
enter und „schlanker“ werden, Bürokra-
tie soll abgebaut werden. Das spart Geld 
(falls es gelänge), ebenso der Verzicht 
auf einen Green New Deal oder die ge-
forderte Schließung des „Asylparadies 
Deutschland“ (34). Aber den Blue-Deal 
gäbe es sicherlich nicht zum Nulltarif, 
ebenso wenig die „Wiederherstellung der 
Wehrfähigkeit Deutschlands“ „durch 
umfangreiche strukturelle, personelle 
und materielle Aufb auprogramme“, die 
„Wiedereinsetzung der Wehrpfl icht“ 
und die Einführung eines „allgemeinen 
Gemeinschaft sdienstjahres“ (25). Glei-
ches gilt für die Aufrüstung der Polizei 
im Bereich der inneren Sicherheit (28ff .) 
Wie aber steht es mit den Sozialausga-
ben?  - Sozialpolitik ist in den Augen der 
AfD primär Bevölkerungs- und Famili-
enpolitik und zielt auf die Schnittstelle, 
an der sich das Interesse an der ausrei-
chenden Reproduktion des Arbeitskräf-
tepotenzials und der Wunsch am Erhalt 

der Familie „als Sozialisationsraum und 
emotionale intergenerative Lebensge-
meinschaft “, als „Keimzelle unserer Ge-
sellschaft “ (39) trifft  .

4. FAMILIENPOLITIK 

Wie bereits in den früheren Program-
men konzentriert sich die AfD auf die 
„Notwendigkeit einer aktivierenden, 
also geburtenfördenden Familienpoli-
tik“ mit dem Ziel, „die demografi sche 
Katastrophe, in die wir geraten sind, 
[nicht] weiter zu verschlimmern“ (39). 
Man wolle eine „positive, familien-
freundliche Sozialpolitik“. Schließlich 
gehe es dabei um die „Bestandserhal-
tung“ des deutschen Volkes11 und den 
Erhalt der „sozialen Sicherungssysteme 
und letztlich unserer kulturellen Identi-
tät“ (39). Das Ideal ist die 3-Kind-Fami-
lie (41), die optimalerweise „von einem 
Gehalt leben kann“ (40). 

Bemerkenswert ist, was die AfD zu den 
Ursachen der „demografi schen Katas-
trophe“ schreibt. Während sie sich auf 
der einen Seite technikaffi  n und wett-
bewerbsfreundlich gibt, argumentiert 
sie in puncto Familie traditionalistisch, 
ganz im Sinne der eingangs angespro-
chenen „Vitalpolitik“. Der Geburten-
rückgang wird kulturpessimistisch ge-
deutet, als Ausdruck eines Wertezerfalls 
und Einstellungswandels. Schuld daran 
sei ein Sozialstaat, der als „Helfer in allen 
Lebenslagen“ wahrgenommen werde, 
mit der Konsequenz, dass das Bild der 
Familie als „generationsübergreifende 
Wirtschaft s- und Versorgungsgemein-
schaft “ in den Hintergrund getreten sei. 
Stattdessen sei der „Hang zur vorrangi-
gen ökonomischen Wohlstandsoptimie-
rung während der Lebenserwerbsphase 
zum Leitbild einer materiellen Gesell-
schaft “ getreten. Was die AfD kritisiert, 
ist das Übergreifen von Wertorientie-
rungen, die ihr im Bereich der Öko-
nomie durchaus angebracht erscheinen 
und die man zusammenfassend unter 
den Begriff  des ‚Besitzindividualismus‘ 
subsumieren könnte, auf das System 
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Familie. Die Orientierung auf „Selbst-
verwirklichung“ habe dazu geführt, 
dass der Kinderwunsch in der Lebens-
planung „zugunsten von Einkommen 
und Karriere“ (39) verdrängt werde. Das 
Anliegen der AfD ist es also, gegensätz-
liche Wertorientierungen in Einklang 
zu bringen: in der Sphäre der Wirtschaft  
Leistungs-, in der Sphäre der Familie 
Gemeinschaft sorientierung. Welches 
Familienbild der AfD vorschwebt, soll 
im Folgenden gezeigt werden.

Neben einer ideologischen Off ensive für 
das „in den Familien überlieferte Werte- 
und Bezugssystem“ sowie für eine Auf-
wertung der Familienarbeit und gegen 
die „ideologisch motivierte Desorien-
tierung von links-grüner Seite“ („pseu-
dofamiliäre Leitbilder“), empfi ehlt die 
AfD eine Vielzahl von juristischen und 
fi nanziellen Maßnahmen, insbesonde-
re mit Blick auf die „mittlere Einkom-
mensschicht“ (40). Hier ein (unvollstän-
diger) Überblick (40ff .):

1. Steuerliche Vergünstigungen: Darun-
ter fallen Familiensplitting, „Anhebung 
des Kinderfreibetrags“, „vollständige 
steuerliche Absetzbarkeit von kinder-
bezogenen Ausgaben“, „Absenkung der 
Mehrwertsteuer für Artikel des Kinder-
bedarfs“;

2. Finanzielle Zuwendungen und Sub-
ventionen (auch an Dritte):  Dreijäh-
riges Kinderbetreuungsgeld für Eltern 
bzw. Großeltern, Ehe-Start-Kredit (ge-
bunden an die deutsche Staatsbürger-
schaft ), Unterstützung von BAFÖG-
Empfängern mit Kindern, Förderung 
von Wohnungskauf (statt Förderung 
von Energieeffi  zienzhäusern), Anreize 
für Unternehmen, die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie zu erleichtern, „nach 
Kinderzahl gestaff elte Lohnsubventio-
nen an Arbeitgeber“ beim berufl ichen 
Wiedereinstieg der Eltern, „Schaff ung 
günstiger Mietwohnungen“;

3. Rechtliche Veränderungen: „Ver-
pfl ichtende Schwangerschaft skonfl ikt-
beratung“ zum „Schutz des Lebens“, 
Abtreibungen als Ausnahme (medizi-
nische, kriminologische Indikation), 
Meldepfl ichtigkeit von Abtreibungen 

(Verstöße sind zu ahnden), Verbot der 
Leihmutterschaft , „kinderfreundliche 
Gesellschaft  als Staatsziel“ (aber keine 
„Kinderrechte“ im GG), Änderungen 
im Scheidungsrecht (Berücksichtigung 
„schwerwiegende[n] Fehlverhalten[s] 
gegen die eheliche Solidarität bei den 
Scheidungsfolgen“), „Kinder in den Fa-
milien belassen, Kindesentzug nur in 
Ausnahmen“;

4. Sonstige Maßnahmen: Unterbin-
dung von Missbrauchsmöglichkeiten 
beim Kindergeld (Vorwurf gegen Ar-
beitsmigranten!), Familienbeauft ragte 
statt Gleichstellungsbeauft ragte, ‚ideo-
logiefreie‘ Kinderbetreuung in Kitas 
und Schulen (statt „Genderwahn“ und 
„Frühsexualisierung“).

Zusammenfassend kann man sagen, 
dass die AfD erstens nichts gegen Staats-
interventionismus hat, sofern es um 
eine bevölkerungspolitisch motivierte 
Familienpolitik und die rechtlich-öko-
nomische Rekonstruktion des tradi-
tionellen bürgerlich-patriarchalischen 
Familiensystems geht, wenn auch mit 
einigen Zugeständnissen an die moder-
ne Arbeitswelt, die allerdings auf Kosten 
der Frauen gehen. Darüber, wie ‚fa-
milienfreundliche‘ Reallöhne für wohl 
vorwiegend männliche Alleinverdie-
ner durchgesetzt werden können, gibt 
die AfD keine Auskunft , was auf einen 
zentralen Widerspruch verweist: Der 
Erhalt der (männlichen) Alleinverdie-
ner-Familie setzt entsprechende Real-
löhne voraus, die freilich mit der inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft  nur schwerlich 
vereinbar sind. Zweitens hält die AfD in 
diesem Fall, gewissermaßen kompen-
satorisch, staatliche Interventionen mit 
steuerlichen Vergünstigungen, höheren 
fi nanziellen Zuwendungen und Sub-
ventionen und einer Veränderung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen für 
notwendig. Drittens spielt die AfD ihr 
Familienkonzept systematisch gegen 
andere Politikaufgaben aus. Unter dem 
Stichwort „kulturelle Identität“ (40) 
werden nicht-deutsche BürgerInnen be-
nachteiligt; Gleichstellungspolitik dient 
selbstverständlich nicht der Erhaltung 
der „kulturellen Identität“ und Energie-

ISBN 978-3-89771-772-5 , Unrast-Verlag, 2019, Seiten: 
272, Reihe: Edition DISS Band: 43, Ausstattung: Soft-
cover

Das Buch ist eine Bestandsaufnahme der sozial- und 
wirtschaftspolitischen Konzepte und Debatten inner-
halb der AfD und der Neuen Rechten und unterzieht 
diese einer kritischen Analyse. Die Beiträge berück-
sichtigen dabei drei Dimensionen: erstens die Ebene 
der Akteure, also der Kräfte, die die Debatte bestim-
men; zweitens geht es um konkrete Themenfelder, in 
die mit Konzepten, - Thesenpapieren etc. interveniert 
wird; und drittens geht es um die jeweiligen ideolo-
giepolitischen Perspektiven und deren Verortung im 
Spannungsfeld zwischen Neoliberalismus und völki-
schem ›Antikapitalismus‹, sowohl unter dem Blickwin-
kel der innerparteilichen Auseinandersetzungen als 
auch unter dem der Relevanz für die von der AfD an-
gesprochene Wählerkoalition. Darüber hinaus spannt 
das Buch einen ideengeschichtlichen Bogen zurück 
zur sogenannten ›Konservativen Revolution‹, die der 
Neuen Rechten als eine Art Steinbruch von Ideen und 
Argumenten dient, die je nach Lage und Intention ak-
tualisiert und angepasst werden.

»Einige Beitrage sind eher für wissenschaftlich Arbei-
tende von Interesse, die thematische Breite macht das 
Buch aber für alle Antifaschist_innen lesenswert und 
rechtfertigt den Preis voll und ganz.« – Bernd Brenner, 
Lotta

»Alles in allem bietet der Sammelband einen sehr ge-
lungenen und lesenswerten Überblick über die Mate-
rie.« – Sascha Schmidt, der rechte rand

» … unverzichtbar für jeden, der sich theoretisch oder 
praktisch mit der AfD auseinandersetzt.« – Michael 
Bittner, junge Welt
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sparmaßnamen müssen weichen, wenn 
es um die Schaff ung von Wohnraum 
geht. 

Insgesamt zeigt sich, wie in den bishe-
rigen Programmen, dass für die AfD 
Sozialpolitik im Wesentlichen pronata-
listische Bevölkerungs- und Familien-
politik ist. Das gilt auch für die Renten-
politik, in der die familiaristische und 
identitätspolitische Perspektive gleich-
falls dominiert.12 Familienpolitik steht 
im Dienste der „Bestandserhaltung“ des 
deutschen Volkes  – bezogen auf die Er-
fordernisse des Arbeitsmarkts und der 
sozialen Sicherungssysteme, bezogen 
auf die patriarchalische Kernfamílie als 
„kulturelle Identität“ verbürgende In-
stanz und bezogen auf die Familie als 
primäre Erziehungsinstanz und „emo-
tionale intergenerative Lebensgemein-
schaft “, die „Sicherheit, Obhut, Heimat, 
Liebe und Glück“ (39) gewährleistet.

5. BILDUNG, WISSENSCHAFT UND 
FORSCHUNG

Die AfD gibt die Devise aus: „Deutsch-
land muss wieder ein Land der Spitzen-
forschung werden.“ (55) Zur Bildungs- 
und Forschungspolitik hieß es bereits 
(siehe oben Punkt 1), man müsse sie an 
den MINT-Fächern orientieren. Im Ab-
schnitt „Bildung, Wissenschaft  und For-
schung“ des Programms ist davon aller-
dings keine Rede mehr, sieht man mal 
von der Ausweitung des Informatikun-
terrichts auf alle weiterführenden Schu-
len ab. Man argumentiert vergleichs-
weise konservativ. Selbstverständlich 
möchte die AfD keine „Gleichmacherei“, 
sondern ein „leistungsorientiertes, diff e-
renziertes Bildungswesen“ (53), in dem 
die „Leistungsunterschiede zwischen 
den Schülern innerhalb einer Schulform 

12 Was die Rentenfrage anbetrifft  , arbeitet die AfD die Beschlusslage vom Kalkarer Sozialparteitag in ihr Wahlprogramm ein, jedoch mit zwei 
Ausnahmen: 1. Selbstständige (mit deren unterschiedlichen Einkunft sarten) zahlen nicht in die GRV ein; 2. die staatliche Anlage von Spardepots 
pro Kind mit deutscher Staatsangehörigkeit in Höhe von 100 Euro pro Monat entfällt. Neu dagegen sind Ausgleichszahlungen („pauschalierte Ein-
malzahlungen“) für besonders benachteiligte Ostrentner und die Anhebung des Steuerfreibetrags bei der Rentenbesteuerung.
13  Als Grund für den Niveauverlust wird (neben der üblichen Kritik an „Gleichmacherei“) die Kompetenzorientierung angegeben, die „Bildung 
und das Streben nach Erkenntnis“ (54) in den Hintergrund dränge. In diesem Zusammenhang wird das Wirken von Lobbygruppen moniert.
14  Die Inklusion wird abgelehnt („ideologisch motiviert“) und auf die ‚segensreiche‘ Arbeit der Förder- und Sonderschulen verwiesen. Der „For-
derung der Vereinten Nationen“ (54) nach Teilhabe behinderter Schüler_innen am Billdungsystem sei damit Genüge geleistet.
15  Der Begriff  „Sozialstaat“ taucht nur an dieser Stelle des Programms auf!

begrenzt bleiben“, und selbstverständ-
lich beklagt man die „Absenkung des 
Niveaus“.13 Als Allheilmittel  empfi ehlt 
die AfD strukturelle Veränderungen: die 
Restauration des dreigliedrigen Schul-
systems (verschämt spricht die AfD 
von einem „mehrgliedrige[n] Schulsys-
tem“)14, die Stärkung des „berufl iche[n] 
Bildungs- und Ausbildungssystem[s]“ 
– statt immer „höhere[r] Abiturienten-
quoten“ – sowie die rechtliche Ermög-
lichung von Aufnahmeprüfungen an 
den Hochschulen. Der Bologna-Prozess 
in der EU soll rückgängig gemacht, die 
Grundfi nanzierung der Hochschulen 
erhöht und „politische Zielvorgaben zu 
Studentenzahlen, Studienerfolg und an-
deren Quoten“ (55) beendet werden. 

Größere Aufmerksamkeit widmet das 
Programm wieder (wie im Falle der Fa-
milienpolitik) der identitätspolitischen 
Seite. Kern des Anliegens ist die Forde-
rung nach der Vermittlung „deutsche[n] 
Kulturgut[s]“ (54). Hervorgehoben wer-
den „Literatur, Musik, Geschichte“. Das 
dazu vermittelte Wissen sei „immanen-
ter Bestandteil der deutschen Identi-
tät“ und müsse daher „ab der Grund-
schule“ verpfl ichtender Unterrichtsstoff  
sein. Nicht zum deutschen Kulturgut 
gehöre die „Gender-Ideologie“ (56), 
die den „Erkenntnissen der Biologie“ 
widerspreche. Gender Studies an den 
Hochschulen, gender-gerechte Sprache, 
Gleichstellungsbeauft ragte und Gen-
der-Quoten werden daher abgelehnt.

„Unsere deutsche Kultur“ (55) ist des 
Weiteren Maßstab für den Umgang mit 
muslimischen Schüler_innen, denen 
Islamunterricht verwehrt und die Teil-
nahme „am Sport- und Schwimmun-
terricht sowie an Klassenfahrten“ zur 
Pfl icht erklärt wird. Koranuntericht (in 
deutscher Sprache) dürfe zudem nicht 
in verfassungsfeindlichen Moscheen er-

teilt werden. Die so geforderte „Anpas-
sung an unsere deutsche Kultur“ wird 
„weniger gebildeten“ Migrantenkindern 
aus „vornehmlich außereuropäischen 
Kulturkreisen“ (54) und „schulpfl ichti-
ge[n] Asylbewerber[n]“ erst gar nicht 
zugetraut. Erstere entsprächen „vielfach“ 
nicht den „Anforderungen des deut-
schen Arbeitsmarkts“, belasteten den 
„Sozialstaat daher dauerhaft “;15 durch 
Letztere werde der „Lernfortschritt ein-
heimischer Schüler […] beeinträchtigt“ 
(54). Der „Bildungsstand“ soll denn 
auch als „wesentliches Entscheidungs-
kriterium“ in der Einwanderungspolitik 
berücksichtigt werden.

6. KULTUR

Die Bewahrung der „deutsche Kultur“ 
– das sollte bereits deutlich geworden 
sein – gehört zu den ‚heiligen Kühen‘ 
der AfD. Der systematische Stellenwert 
dieses Abschnittes ergibt sich aus dem 
eingangs angesprochenen Spannungs-
verhältnis. Auf der einen Seite sorgt sich 
die AfD um den „Wirtschaft sstandort 
Deutschland“ (17) und dessen Basis, 
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die „wettbewerbliche Wirtschaft sord-
nung“16 (16); anders ausgedrückt: Um 
nach außen in der Konkurrenz der Nati-
onalstaaten unter den Bedingungen der 
Globalisierung17 bestehen zu können, 
bedarf es im Inneren einer eff ektiven 
Wettbewerbsordnung, d.h. möglichst 
freier Konkurrenzverhältnisse, die es 
freilich ohne Gewinner und Verlierer 
nicht gibt. Es stellt sich daher auf der 
anderen Seite die Frage nach dem „Zu-
sammenhalt der Gesellschaft “ (57). Für 
gewöhnlich wird dieses Th ema unter 
dem Stichwort „Sozialstaat“ verhandelt. 
Die AfD dagegen widmet sich dem Th e-
ma im Programmpunkt „Kultur“. 

WORAUF BERUHT NUN DER „ZUSAM-
MENHALT DER GESELLSCHAFT“?

1. Die AfD (nicht nur sie) propagiert 
eine „deutsche Leitkultur“, die von ei-
nem „Wertekonsens“ getragen wird, „der 
für unser Volk identitätsbildend ist und 
uns von anderen unterscheidet“. Welche 
Werte dies sind, ist allerdings bereits 
vorgegeben. Vage beruft  sich die AfD 
auf Christentum, Aufk lärung und „un-
sere() künstlerischen und wissenschaft -
lichen Werken“ (57), ohne zu explizie-
ren, welche Werte sie mit Christentum, 
Aufk lärung etc. verbindet, zumal z.B. 
der fundamentale Wert der christlichen 
Nächstenliebe oder der Rationalismus 
der Aufk lärung keineswegs unterschei-
dende Merkmale „unser[es] Volk[es]“ 
sind. Die so genannte „deutsche Leitkul-
tur“ ist folglich eine Leerformel. Gleich-
wohl wird ihr eine „gemeinschaft sstif-
tende Wirkung“ zugeschrieben, die sich 
z.B. im Grundgesetz manifestiere. Die 
polemische Abgrenzung gegen „Kultur-
relativismus und Multikulturalismus“, 
vor allem mit Blick auf den Islam, ist die 
Kehrseite solch inhaltsleerer Setzungen. 

2. Ein besonderes Augenmerk richtet 
die AfD auf die „Nationalsprache“ als 
dem „Herz einer Kulturnation“. Die 
deutsche Sprache sei daher auch „zen-
trales Element deutscher Identität“ 

16  Ein euphemistischer Begriff  für „Kapitalismus“. 
17  Interessanterweise wird die Globalisierung im gesamten Programm nicht erwähnt.

und müsse als „Staatssprache“ in das 
Grundgesetz aufgenommen werden, 
um ihrer Zurückdrängung „durch 
andere Sprachen“ (gemeint ist wohl 
das Englische) entgegenzuwirken. 
Anknüpfend an ihren Standortnatio-
nalismus fordert die AfD den Erhalt 
des Deutschen als „Lehr- und Wissen-
schaft ssprache“ und als Kommunika-
tionssprache in den Unternehmen. 
Eine verpfl ichtende Einführung der 
„‘gendergerechten Sprache‘“ wird ab-
gelehnt.

3. Als weiteren Kitt der Gesellschaft  
betrachtet die AfD das „Heimatge-
fühl“ (58) (Brauchtum, Mundartpfl e-
ge, lokale Kulturvereine, „heimische 
Architektur“) und das „Nationalbe-
wusstsein“, ohne das „ein Volk […] 
auf die Dauer nicht bestehen“ (58) 
könne. Wichtigstes Element ist dies-
bezüglich ein Verständnis der deut-
schen Geschichte, das sich „nicht nur 
auf die Tiefpunkte“ konzentriert, son-
dern „auch die Höhepunkte“ einbe-
zieht (vgl. Gaulands „Vogelschiss“-Re-
de), so als ob sich erstere durch die 
Erinnerung an letztere relativieren 
ließe. Eine Erinnerungskultur, die u.a. 
die „Schleifung von Denkmälern und 
Umbenennung von Straßen“ prakti-
ziert, wird als „ideologisch gepräg-
te(), moralisierende() Umdeutung der 
Geschichte“ gerügt. Vornehmlich die 
„‘Dekolonisierung‘ unserer Kultur“ 
wird als „Demontage unserer histo-
risch-kulturellen Identität“ gebrand-
markt.

Als konstitutiv für den Zusammenhalt 
einer Gesellschaft , die auf einer pri-
vatwirtschaft lich betriebenen Wettbe-
werbsordnung beruht, unterstellt die 
AfD – zusammenfassend – identitäts-
stift ende und gemeinschaft sbildende 
Elemente (Leitkultur, Nationalspra-
che, Nationalbewusstsein), deren zen-
traler Bezugspunkt ein spezifi scher 
Volksbegri�  ist.

ISBN 978-3-89771-774-9
200 Seiten, Oktober 2020
Reihe: Edition DISS Band: 45

Der Entfremdungsbegriff  (bzw. ein verwandter Be-
griff  wie Verdinglichung) hat Konjunktur. Die Debat-
te refl ektiert zum einen das neue Interesse an der 
Marx-Lektüre, das seit der Jahrtausendwende Aus-
druck der Krisenprozesse ist, die die kapitalistische 
»Welt« durchziehen und nach Erklärungsmustern 
suchen lassen. In diesem Zusammenhang wird auch 
das Verhältnis zwischen dem »frühen« Marx und dem 
Marx der »Kritik der Politischen Ökonomie«, zwischen 
Entfremdungskritik und der Kritik des Warenfetischis-
mus erneut thematisiert. Zum anderen verweist der 
Entfremdungsdiskurs auf die individuellen Leidens-
erfahrungen, die den Alltag der Menschen bestimmen.

Korrespondierend zum Entfremdungsbegriff  nimmt 
der Identitätsbegriff  einen immer breiteren Raum ein 
in der Debatte um die Gestaltung von nichtentfremde-
ten Lebensverhältnissen. ›Identität‹ (bzw. ›kollektive 
Identität‹) ist zur Chiff re geworden, unter der sich 
unterschiedliche Gruppen formen, denen es um eine 
Änderung vorherrschender Lebens- und Denkweisen 
geht, die sich unter den gegebenen gesellschaftlichen 
Bedingungen herausgebildet haben. 

Besondere Beachtung verdienen rechtspopulistische 
und extrem rechte Bewegungen. Auch sie operieren 
identitätspolitisch, indem sie das »Deutsch-Sein« (im 
völkischen Sinne) und das volksgemeinschaftliche Wir 
zum allein bestimmenden Identitätsmerkmal erhe-
ben. Identität ist aus dieser Sicht immer national- und 
volksbezogen. Entfremdung dagegen bedeutet stets 
Verlust des Nationalen und des »Volkshaften«. Auch 
die Vorstellungen von einer anderen, besseren Welt 
haben Konjunktur. 
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Idealtypisch kann man drei Hauptvari-
anten des Volksbegriff s identifi zieren18: 
Erstens das Volk als plebs, womit „die 
Angehörigen der ‚unteren Schichten’, 
das – in der Monarchie im Gegensatz zu 
den Herrschenden stehende – ‚einfache 
Volk’“ gemeint sind; zweitens Volk als 
demos, worunter „die Vorstellung einer 
‚Gemeinschaft ’ aller Bewohner des Staa-
tes, basierend auf gleichen politischen 
und rechtlichen Teilhabemöglichkeiten 
subsumiert“ wird; und drittens Volk als 
ethnos, womit „das Konzept einer auf 
gemeinsamen Merkmalen wie gleiche 
Abstammung, Sprache und Kultur be-
ruhenden ‚Gemeinschaft ’ bezeichnet“ 
wird. Dieser ethnische Volksbegriff  liegt 
dem völkischen Nationalismus der AfD 
zugrunde. Es verwundert daher nicht, 
dass auch das Merkmal „Abstammung“ 
im Programm angesprochen wird, typi-
scherweise nicht im Abschnitt „Kultur“, 
sondern im Zusammenhang mit der 
Behandlung des Th emas „Migration“ 
(siehe Punkt 7), das dem Aufb au eines 
„Schutzsystem[s] des 21. Jahrhunderts“ 
für Deutschland gewidmet ist. Der Eck-
pfeiler dieses Schutzsystems ist die von 
der AfD geforderte Revision des Staats-
bürgerrechts: „Das Geburtsortprinzip 
(Erwerb der deutschen Staatsangehö-
rigkeit durch Geburt in Deutschland, 
auch wenn keine Elternteil Deutscher 
ist) wollen wir wieder aus dem Gesetz 
streichen und zum Abstammungsprin-
zip zurückkehren, wie es bis zum Jahre 
2000 galt.“ (38) Dieses Abstammungs-
prinzip (ius sanguinis), im Deutschen 
Reich 1913 als Bestimmungsmerkmal 
der Staatsbürgerschaft  rechtlich veran-
kert, gehörte zu den völkischen Relikten 
im Grundgesetz und soll nun wieder 
restitutiert werden. 

Die auf „Abstammung, Sprache und 
Kultur“ beruhende Volksgemeinscha� 
– Kern des völkischen Nationalismus – 
gilt der AfD als Garantie für den „Zu-

18  Vgl. Jörn Retterath: Der Volksbegriff  in der Zäsur des Jahres 1918/19. Pluralistisches und holistisches Denken im katholischen, liberalen und 
sozialdemokratischen Milieu, in: Heidrun Kämper/Peter Haslinger/Th omas Raithel (Hg.): Demokratiegeschichte als Zäsurgeschichte. Diskurse der 
frühen Weimarer Republik, Berlin 2014, 97-122, hier S. 98.
19  Erwähnenswert ist noch die Forderung nach einer „‘Remigrationsagenda‘“ für „abgelehnte() und ausreisepfl ichtige() Asylbewerber“ (35). Der 
Kampfb egriff  „Remigration“ wurde von der Identitären Bewegung geprägt und bereits im Europawahlprogramm von der AfD übernommen.
20  Der Kompromisstext stammte von Alexander Gauland, Björn Höcke, Christoph Berndt, Roman Reusch und Andreas Lichert. Moldenhauer 
betont (s. Fn. 1), dass lediglich „einige Reizbegriff e und -sätze“ herausgenommen worden seien.
21  Moldenhauer ist Mitglied des AfD-Landesvorstands in Sachsen-Anhalt und Kreisvorsitzender der AfD-Magdeburg.

sammenhalt der Gesellschaft “, und 
zwar in doppelter Hinsicht: zum einen, 
wie eingangs bereits angesprochen, als 
‚Gegenhalt‘ zur kapitalistischen Wett-
bewerbsökonomie, zum anderen als Vo-
raussetzung dafür, dass überhaupt ein 
deutscher nationaler Wettbewerbsstaat 
weiter existieren kann. Insofern erklärt 
die AfD das „Volk“ im ethnischen Sinne 
zum Subjekt kapitalistischer Ökonomie, 
jenseits der Klassengegensätze, die die-
se Ökonomie durchziehen. In diesem 
Sinne kann von einem – eingangs ange-
sprochenen – völkischen Neoliberalis-
mus gesprochen werden. 

7. MIGRATION, ASYL 
UND INTEGRATION

Wie sieht nun das „Schutzsystem des 21. 
Jahrhunderts“ für Deutschland aus? – 
Der „Leitantrag“ der Bundesprogramm-
kommission will sich am „australischen 
Modell“ (33) der Zuwanderung orien-
tieren:

„Unser Modell für das 21. Jahrhundert 
hat neben der Ablösung der überhol-
ten internationalen Regelwerke, wie 
der Genfer Flüchtlingskonvention von 
1951, folgende Kernpunkte:

• Fokus auf humanitäre Hilfe in 
Krisenregionen selbst (intrakonti-
nentale Fluchtalternativen)

• Zurückweisung von Asylsuchenden 
bei Einreise an der Grenze gemäß 
Art. 16a Abs. 2 S. 1GG

• Ausschließlich qualifi zierte Ein-
wanderung nach australischem 
Vorbild

• Humanitäre Aufnahme nur für 
vom Bundestag ausgewählte, be-
sonders schutzbedürft ige Personen

Solange ein dauerhaft er und wirksamer 
Schutz der EU-Außengrenzen fehlt und 

die untaugliche überstaatliche Rechts-
lage fortbesteht, muss Deutschland die 
Kontrolle der Grenzen und die Unter-
bindung illegaler Grenzüberschreitun-
gen selbst in die Hand nehmen.“ (33f.)

Auf dem Bundesparteitag in Dresden 
wurde dieses Modell19 verschärft . Im 
Antrag von Andreas Lichert, AfD-Land-
tagsabgeordneter aus dem Umfeld des 
Instituts für Staatspolitik, wurde das 
japanische Modell der Zuwanderung, 
unterstützt von Björn Höcke, zur Ab-
stimmung gestellt und angenommen, 
dann aber nachträglich durch einen 
Kompromissantrag modifi ziert und er-
neut angenommen.20 Als „Wegbereiter“ 
(pi-news) des Antrags gilt Jan Molden-
hauer,21 der 2018 in der Wissenschaft li-
chen Reihe des Instituts für Staatspolitik 
die Studie „Japans Politik der Null-Zu-
wanderung – Vorbild für Deutschland“ 
veröff entlichte. Björn Höcke übernahm 
2019 in seiner Rede auf dem Kyffh  äu-
sertreff en das Anliegen der Studie: „Wir 
müssen den japanischen Weg gehen. 
[…] Es ist die 180 Grad-Wende in der 
deutschen, in der europäischen Einwan-
derungspolitik.“ 

Im Interview mit pi-news (vgl. Fn. 1) 
erläutert Moldenhauer diesen „japani-
schen Weg“, von dem er behauptet, dass 
er auf der Kompatibilität von ökonomi-
schen Erfordernissen und prioritär ge-
setzten identitätspolitischen, völkischen 
Belangen beruht: „Die Zuwanderungs-
politik der demokratischen und erfolg-
reichen Industrie- und Exportnation 
Japan fußt nicht auf einem Ökonomie-, 
sondern auf einem Identitätsprimat. 
Diese politische Schwerpunktsetzung 
führt dazu, dass dem Erhalt der Iden-
tität des japanischen Volkes Vorrang 
vor ökonomischen Fragen eingeräumt 
wird. Gleichzeitig werden ökonomische 
Belange insofern berücksichtigt, dass 
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Japan sich als eine der erfolgreichsten 
Wirtschaft snationen behaupten kann.“

Moldenhauer spricht von einem „Spa-
gat“, der auf einem „Bündel aufeinan-
der abgestimmter Elemente bzw. Maß-
nahmen“ beruhe. Darunter versteht 
er „erstens eine restriktive und damit 
inländerfreundliche Asyl- und Flücht-
lingspolitik, zweitens eine großzügige 
Entwicklungs- und Flüchtlingshilfe-
politik in betroff enen Regionen, also 
vor Ort, drittens eine Zuwanderungs-
politik, die auf der Re-Migration ausge-
wanderter ethnischer Japaner und deren 
Nachkommen, einem Gastarbeiterpro-
gramm mit konsequent durchgesetzter 
Rückkehrpfl icht und einer Spitzenkräf-
teanwerbungspolitik basiert, viertens 
eine Familienpolitik, die auf Fertilitäts-
anreize zur Anhebung der japanischen 
Geburtenrate setzt, fünft ens eine Tech-
nisierungsstrategie als Zuwanderungs-
vermeidungsstrategie und sechsten ein 
Wirtschaft smodell, das mit dem japa-
nischen Volkscharakter kompatibel ist 
und durch ein knappgehaltenes Arbeits-
kräft eangebot Produktivitäts-, Quali-
täts- und Innovationsanreize generiert.“

Moldenhauer ist überzeugt, dass das be-
schlossene AfD-Wahlprogramm „den 
Geist“ des japanischen Weges „atme[n]“ 
würde. Inwieweit das zutrifft   und in-
wieweit speziell eine gegen Null ten-
dierende „Zuwanderungsvermeidungs-
strategie“ im Programm zum Tragen 
kommt, muss anhand der Überprüfung 
des endgültigen Programmtextes ge-
klärt werden. Unabhängig davon muss 
betont werden, dass das Programm des 
Leitantrags schon jetzt, wie oben gezeigt 
(s. Punkt 6), identitätspolitische und 
ökonomische Ziele zu verbinden sucht.

8. DEMOKRATIE UND RECHTSTAAT

Um ihre Ziele durchzusetzen, strebt die 
AfD einen Umbau des Staates bzw. Ver-
fassungsänderungen an. Sie kritisiert 
die real existierende Demokratie vor al-

22  Vorbild für diese Argumentation ist James Buchanan: „Direkte Demokratie führt zu einer Reduzierung der Gesetzgebung zugunsten von Son-
derinteressen, die zunehmend zum Kennzeichen moderner indirekter Demokratie wird.“ (Zit. nach Biebricher 2021, 158; vgl. Fn. 1))
23  Ausgenommen von solchen Gesetzesinitiativen sollen die Materien sein, die in Art. 79 Abs. 3GG angesprochen werden.

lem mit Blick auf die Rolle der Parteien 
und des Parlaments.  Ganz im Stile Ro-
bert Michels‘ bemängelt sie Oligarchi-
sierungstendenzen in den „etablierten 
Parteien“. Diese eigennützig handelnde 
Oligarchie habe die „Schalthebel der 
staatlichen Macht, der politischen Bil-
dung und des informationellen und me-
dialen Einfl usses auf die Bevölkerung in 
Händen“ (7). Ihr „totalitäres Gehabe“ 
präge das Regierungshandeln. Die AfD 
greift  hier auf einen Typ neoliberaler 
Argumentation zurück, die sich Th omas 
Biebricher zufolge auf die „vermeintlich 
übermäßige Machtfülle der Demokratie 
in ihrer zeitgenössischen Form“ (Biebri-
cher 2021, 119; vgl. Fn. 1) bezieht und 
vor allem von Friedrich August v. Hayek 
in Sorge um das eff ektive Funktionieren 
von Märkten entfaltet wird. Welche Ge-
genmittel schlägt die AfD vor?

1. Die AfD empfi ehlt den Einbau von 
Elementen der „unmittelbaren Demo-
kratie“ in die Verfassungsordnung nach 
dem Vorbild der Schweiz. Die dortigen 
Volksabstimmungen seien Ausdruck 
„uneingeschränkter Volkssouveräni-
tät“ und würden „die Flut der oft mals 
unsinnigen Gesetzesvorlagen eindäm-
men und die Parlamente zu sorgfälti-
ger Arbeit zwingen“,22 statt dass z.B. die 
Abgeordneten „in eigener Sache – etwa 
Diäten-, Fraktions- und Parteienfi nan-
zierung und die Finanzierung von ‚par-
teinahen‘ Stift ungen“ entschieden. Auch 
die Wortbrüchigkeit „der etablierten 
Parteien bezüglich der EU mit den exis-
tenzbedrohenden Wirkungen [für die] 
nachfolgenden Generationen“ könne 
auf diesem Wege beendet werden. 

Als weitere Verfassungsänderungen 
schlägt die AfD vor: „Ohne Zustim-
mung des Volkes darf das Grundgesetz 
nicht geändert und kein bedeutsamer 
völkerrechtlicher Vertrag geschlos-
sen werden. Wir wollen dem Volk das 
Recht geben, den Abgeordneten auf die 
Finger zu schauen und vom Parlament 
beschlossene Gesetze zu ändern oder 
abzulehnen. Das Volk soll die Möglich-

keit erhalten, Gesetzesinitiativen einzu-
bringen und per Volksabstimmung zu 
beschließen.“ (7)23

Was erhofft   sich die AfD von einem der-
artigen Einbau direktdemokratischer 
Elemente in die Verfassung? – Vieles 
spricht dafür, dass sich die AfD hier 
der populistischen Propaganda mit 
ihrer Entgegensetzung von Volk (ver-
standen als Ethnos und Demos) und 
„politische[r] Klasse“ (7) bedient. Sie 
suggeriert die Einheitlichkeit des Volks-
willens, dessen inhaltliche Ausformung 
genau den Zielen entspräche, die die 
AfD als erwünscht defi niert und die sie 
gegen die „politische Oligarchie“ (7) 
durchgesetzt wissen möchte. In diesem 
Sinne heißt es: „Nach unserer Überzeu-
gung können die fundamentalen Krisen 
von Währung, Migration, Islam und 
Energie nicht von der Regierung und 
vom Parlament alleine tragfähig be-
wältigt werden. Das Volk als Souverän 
muss in direkter Mitbestimmung Träger 
solcher schicksalhaft en Entscheidungen 
sein.“ (8) Die populistische Propaganda 
und der Appell an die Volkssouveräni-
tät beruhen auf der Fiktion, dass, wäre 
das Volk nur direkt an den politischen 
Entscheidungen beteiligt (statt vermit-
telt über die Parteien), das Ergebnis im 
Sinne der Populisten ausfallen würde. 
Ohne diese Vereinnahmung des Volks-
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willens wäre der populistische Gegen-
satz Volk – Elite hinfällig.

Anzumerken bleibt noch, dass sich die 
AfD in ihrem Grundsatzprogramm 
zwar auch auf das Schweizer Modell 
der Volksabstimmungen beruft , tat-
sächlich aber in eine andere Richtung 
argumentiert, die eher an die Weimarer 
Verfassung erinnert. Dort plädiert sie 
für eine Stärkung der Rolle des Bundes-
präsidenten24 durch dessen Direktwahl 
(Grundsatzprogramm 2016, 13), so dass 
eher davon auszugehen ist, dass sie sich 
am Modell eines plebiszitären Präsidial-
systems orientiert. Die repräsentative 
Demokratie würde also von zwei Seiten 
in die Zange genommen bzw. überspielt 
werden, nämlich zum einen von unten 
durch Volksabstimmungen, zum ande-
ren von oben durch die Autorität des 
Bundespräsidenten.

2. Als weiteres Mittel, um der „über-
bordenden Staatsgewalt“ – verursacht 
durch „zahlreiche Gesetze und die 
politische Praxis“ (8) – Einhalt zu ge-
bieten, fordert die AfD eine strikte Ge-
waltenteilung, auch dies ein Anliegen 
führender neoliberaler Th eoretiker, wie 
Th omas Biebricher gezeigt hat (Biebri-

24  Die Schweiz kennt weder ein Staatsoberhaupt noch einen Regierungschef.
25  In diesem Punkt (Spenden) ist die AfD bekanntlich ja besonders ‚vorbildlich‘ (s. die Skandale um Meuthen, Weidel, Reil).
26  Das Verbot von Unternehmensbeteiligungen, vor allem an Medienunternehmen, richtet sich speziell gegen die SPD.
27  Die Formulierung, das Mandat dürfe „nicht unter bezahlten Nebentätigkeiten leiden“, ist allerdings ‚windelweich‘ und dürft e auch AfD-Abge-
ordneten gefallen.

cher 2021, 87ff .; vgl. Fn. 1). Im Grund-
satzprogramm heißt es: „Es geht dabei 
im Kern um die wechselseitige Kont-
rolle der legislativen, exekutiven und 
judikativen Funktionen eines Staates.“ 
Diese Kontrolle sieht die AfD gefährdet: 
„Ehemalige Politiker auf Richterstühlen, 
Abgeordnete die zugleich Kanzler, Mi-
nisterpräsident oder Minister sind und 
sich insoweit selbst kontrollieren, sowie 
parteipolitische Netzwerke, die durch 
verbotene, verfassungswidrige Ämter-
patronage entstehen, können nicht län-
ger toleriert werden.“ (8) 

Die AfD fordert daher, um mit dem 
ersten Punkt („ehemalige Politiker auf 
Richterstühlen“) zu beginnen, eine 
„Entpolitisierung der Justiz“, um die 
„Unabhängigkeit der dritten Gewalt“ zu 
gewährleisten. Sie will u.a.

• eine „Karenzzeit für Richter“ in der 
„Verfassungs-, der Verwaltungs- 
und der Finanzgerichtsbarkeit“, 
d.h. sie dürfen vor ihrer Tätigkeit 
zehn Jahre lang „keiner Partei oder 
politischen Organisation angehört 
haben“ (8)

• den Ausbau der „Selbstverwal-
tung der Justiz“ und beruft  sich 
auf einen „Modellvorschlag des 
Deutschen Richterbundes, einen 
Justizwahlausschuss und einen 
Justizverwaltungsrat einzurichten“ 
(8), um vor allem die „Verfassungs-
gerichte und Rechnungshöfe […] 
vor parteipolitischer Einwirkung zu 
schützen“.

Bezogen auf den zweiten Punkt verlangt 
die AfD

• die „Trennung von Amt und Man-
dat“ 

• die Abschaff ung der parlamenta-
rischen Staatssekretäre und der 
politischen Beamten

• und die Besetzung der Beamten- 
und Richterstellen „ausschließlich 
nach Qualifi kation“ (gegen die sog. 
Ämterpatronage), was im Übrigen 
auch für Minister gelten soll, unab-
hängig von ihrer parteipolitischen 
Karriere.

3. Sowohl die von der AfD vorgeschla-
genen direktdemokratischen Elemen-
te als auch die Forderung nach einer 
strikten Gewaltenteilung richten sich 
gegen die Parteien, zu denen sich die 
AfD off ensichtlich nicht rechnet. „Die 
Allmacht der Parteien und deren In-
anspruchnahme des Staates gefährden 
unsere Demokratie.“ (9) Dem möchte 
die AfD entgegenwirken, indem sie ers-
tens die bisherige Parteienfi nanzierung 
(bzgl. Stift ungsfi nanzierung, Spenden-
regelungen25) infrage stellen will26 und 
zweitens den Einfl uss der Wähler auf die 
„personelle Zusammensetzung der Par-
lamente“ durch die „freie Listenwahl“ 
– „mit der Möglichkeit des Kumulie-
rens, Panaschierens und Streichens von 
Kandidaten“ - stärken möchte. Weitere 
Forderungen wenden sich gegen das 
„Berufspolitikertum“, das zur „Mono-
polisierung der Macht“ (9) beitrage. Die 
AfD fühlt sich dem „Ideal des Bürger-
abgeordneten“ (9) verpfl ichtet, Man-
dats- und Amtszeiten sollten begrenzt 
und die Regeln für Nebentätigkeiten 
verschärft  werden.27 Quotenregelungen 
lehnt die AfD selbstverständlich ab.

FAZIT

Die Kritik der AfD an der repräsenta-
tiven Demokratie, die unter der Knute 
der Parteien stünde, unterliegt einer 
Prämisse, die im Programm in einer 
Nebenbemerkung eingefl ochten wird: 
„Im Zentrum unseres Menschenbildes 
stehen Freiheit und Verantwortung. Wir 
gehen von der Befähigung und Bereit-
schaft  jedes Einzelnen aus, in Freiheit 
und Verantwortung sein Leben zu ge-
stalten und seine Angelegenheiten und 
die seiner Familie zu besorgen. Gänge-
lung und Indoktrination durch Staat 
oder gesellschaft liche Gruppen lehnen 
wir ab.“ (10) Das klingt zunächst sym-
pathisch, erweist sich aber mit Blick auf 
die innere Systematik des Programms 
als zutiefst ideologisch.
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Das Verhältnis von Staat und gesellschaftlichen 
Klassen in der Theorie von Nicos Poulantzas
von Wolfgang Kastrup

In der letzten Ausgabe des DISS-Journals, Nr. 40 vom Novem-
ber 2020, habe ich in dem Artikel „Klasse und Klassenkampf 
– längst überholte Begriffe?“ Bezug genommen auf die aktuelle 
Diskussion über dieses Thema und damit auch auf die Frage, ob 
der Klassenbegriff in der Marxschen Tradition überhaupt noch 
Gültigkeit hat. In dieser Debatte ergibt sich auch die Problema-
tik, wie das Verhältnis von Staat und gesellschaftlichen Klassen 
begriffen werden muss. Karl Marx selbst hat bekanntermaßen 
keine Staatstheorie vorgelegt. Bevor ich diesbezüglich auf die 
besondere Bedeutung der Theorie des griechisch-französischen 
Wissenschaftlers Nicos Poulantzas (1936-1979) eingehe, möch-
te ich Bezug nehmen auf die hierzu grundlegende Fragestel-
lung, die der sowjetische Rechtstheoretiker Eugen Paschukanis 
(1891-1937) aufwarf: „[…] warum bleibt die Klassenherrschaft 
nicht das, was sie ist, das heißt die faktische Unterwerfung ei-
nes Teils der Bevölkerung unter die andere? Warum nimmt sie 
die Form einer offiziellen staatlichen Herrschaft an, oder – was 
dasselbe ist – warum wird der Apparat des staatlichen Zwanges 

nicht als privater Apparat der herrschenden Klasse geschaffen, 
warum spaltet er sich von den letzteren ab und nimmt die Form 
eines unpersönlichen, von der Gesellschaft losgelösten Appa-
rats der öffentlichen Macht an?“ (Paschkukanis 2003, 139)

Wie beantwortet nun Poulantzas diese zentrale Fragestellung 
und damit die Rolle des Staates in einer kapitalistischen Ge-
sellschaft? 

In der Einführung zur Staatstheorie formuliert Poulantzas, dass 
in der gesamten politischen Theorie des 20. Jahrhunderts im-
mer wieder die entweder offene oder verdeckte Frage gestellt 
werde nach den „Beziehungen zwischen Staat, Macht und ge-
sellschaftlichen Klassen“. (Poulantzas 2002, 39) Für ihn stellt der 
Staat ein „materielles Gerüst“ dar, das nicht auf „die politische 
Herrschaft reduziert werden“ könne. (Ebd., 42) Der Staat sei 
nicht einfach ein Produkt der herrschenden Klassen und diese 
hätten den Staat auch nicht einfach in Besitz genommen. Die 
Produktionsverhältnisse und die gesellschaftliche Arbeitstei-
lung seien Grundlage für den Aufbau des Staates und der Macht. 

Es konnte gezeigt werden, dass staatliche 
Eingriffe, mag man sie auch als ‚liberale 
Interventionen‘ kennzeichnen, durchaus 
zum Repertoire der AfD gehören, sofern 
sie aus ihrer Sicht der Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wirtschaft auf dem 
Weltmarkt nützlich erscheinen (Standort-
nationalismus). Der von ihr vorgeschla-
gene Entwicklungspfad des „Blue Deal“ 
steht in Konkurrenz zu einem anderen 
Entwicklungspfad, dem „Green New 
Deal“, der ökonomische und ökologische 
Imperative miteinander in Einklang 
bringen will. Die AfD lehnt diesen Pfad, 
den sie als „staatswirtschaftlich“ und 
„sozialistisch“ brandmarkt, mit Verweis 
auf die Standortinteressen der deutschen 
Wirtschaft ab.

Zweitens ist das Vertrauen der AfD in die 
freie und verantwortungsvolle Lebensge-
staltung der Menschen nicht allzu groß, 
will sie doch mit staatlichen Mitteln eine 
pronatalistische Bevölkerungs- und Fa-
milienpolitik durchsetzen, die rückwärts-

1  Friedrich August von Hayek: Die Entthronung der Politik, in: Daniel Frei (Hg.): Überforderte Demokratie? Zürich: Schulthess Polygraphischer 
Verlag 1978, 17-30, hier S. 23; das folgende Zitat auf S. 21.

gewandt mehr oder weniger patriarchali-
sche Familienverhältnisse rekonstruieren 
will. Eine gendergerechte Lebensweise ge-
denkt sie mit allen Mitteln zu verhindern.

Drittens schränkt sie „Freiheit und Verant-
wortung“ auf deutsche StaatsbürgerInnen 
ein. Ihr völkischer Nationalismus begreift 
das Volk als Abstammungsgemeinschaft 
und die Nation als ethnisch-kulturelle 
und für den Einzelnen identitätsstiftende 
Einheit. Ein solchermaßen konstituiertes 
Kollektiv-Subjekt erscheint ihr als Garant 
des „gesellschaftlichen Zusammenhalts“ 
und als Voraussetzung des nationalen 
Wettbewerbsstaats (völkischer Neolibera-
lismus).

Viertens: Wenn die AfD von „Freiheit und 
Verantwortung“ spricht, denkt sie vor al-
lem an die Freiheit des Privateigentums 
und näherhin an das „Sondereigentum 
an den Produktionsmitteln“ (Ludwig von 
Mises). Eine rechtsstaatlich abgesicher-
te, regelbasierte Wettbewerbsordnung ist 

ihr ein besonderes Anliegen. Sie hält es 
mit dem Grundsatz Friedrich August von 
Hayeks, „daß ein Staat freier Menschen 
sich gewisse Dinge, die an sich wün-
schenswert sein können, aus prinzipiellen 
Gründen versagen muß, daß die[s] aber 
eine demokratisch gewählte Repräsen-
tativversammlung mit unbeschränkter 
Gewalt nicht kann. Was er sich vor allem 
versagen muß, ist die sogenannte ‚soziale‘ 
oder ‚Verteilungsgerechtigkeit‘ anzustre-
ben. Die ist mit einer Gesellschaft freier 
Menschen unvereinbar“.1 Hayek plädiert 
daher für eine „beschränkte Demokratie“, 
in der sich die staatlichen Institutionen 
prinzipiell an einem marktkonformen 
Regelwerk orientieren. Die von der AfD 
kritisierte „Allmacht der Parteien und In-
anspruchnahme des Staates“ steht dem im 
Wege. In diesem Sinne erscheint ihr ein 
Staat erstrebenswert, der, so Hayek, als 
„Schiedsrichter […] dafür sorgt, daß die 
Regeln des Spiels des Marktes eingehal-
ten werden“. Dieser marktkonforme Staat 
wäre allerdings ein autoritärer Staat.

Dieser Artikel entstand im Rahmen eines vom Ministerium für Kultur & Wissenschaft 
NRW geförderten und in das Netzwerk CoRE-NRW eingebundenen Projekts zur Neuen 
Rechten.
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Die Analyse dieser Grundlage müsse den Staat mit den Klassen 
in Beziehung setzen. (Vgl. ebd., 42) Durch die vollständige Be-
sitzlosigkeit hinsichtlich Arbeitsgegenstand und Produktions-
mitteln ist der Arbeiter im Unterschied zum Feudalismus tat-
sächlich ‚frei‘, seine 
Arbeitskraft  als Ware 
anzubieten. Die Frei-
heit des Äquivalen-
tentausches auf dem 
Markt hat wiederum 
die Rechtsgleichheit 
des tauschenden Subjekts zur Voraussetzung. Die Instanz, die 
diese formale Gleichheit und Freiheit nicht nur im Konfl ikt-
fall garantieren und durchsetzen kann, muss deshalb von den 
Vertragsparteien getrennt sein. Die Instanz, die die Gleichheit 
und Freiheit gewährleistet, ist somit die formale Voraussetzung 
für die auf Akkumulation und Mehrwertproduktion zielende 
Produktionsweise. Diese Argumentationsweise geht auf den 
eingangs erwähnten Eugen Paschukanis zurück.

DIE „RELATIVE AUTONOMIE“ DES STAATES 

Poulantzas geht hier aber weiter, da er diese Argumentations-
weise für zu ökonomistisch ansieht, in der der Staat nur als Re-
fl ex der Ökonomie vorkommt. Die Trennung von Ökonomie 
und Politik ist für ihn das Entscheidende, in der das Politische 
in den kapitalistischen Produktionsverhältnissen konstitutiv 
vorhanden ist. Er spricht von der „konstitutive[n] Präsenz des 
Politischen in den Produktionsverhältnissen und ihrer Repro-
duktion.“ (Ebd., 47) Kapitalistische Ökonomie ist ihm zufolge 
immer politisch eingebettet, kapitalistische Mehrwertproduk-
tion und politische Herrschaft  setzen sich gegenseitig voraus. 
Aufgabe des Staates sei die Organisation eines kapitalistischen 
Gesamtinteresses: Erst durch den Staat werde die kapitalisti-
sche Klasse überhaupt Klasse, ansonsten existierten nur von-
einander getrennte Einzelkapitalisten, die in Konkurrenz zu-
einander stünden. „Der Staat konstituiert also die politische 
Einheit der herrschenden Klassen: Er etabliert diese Klassen 
als herrschende Klassen.“ (Ebd., 158) Die Funktionen des Staa-
tes seien „für die Gesamtheit der Bourgeoisie unentbehrlich“ 
– Poulantzas nennt hier die Energieforschung, die Kommuni-
kationsnetze und die erweiterte Reproduktion der Arbeitskraft  
(vgl. ebd., 212). „Dass der Staat diese Funktonen übernimmt, 
die für die Gesamtheit der Bourgeoisie von Allgemeininteresse 
sind, wird somit zu einer politischen Notwendigkeit.“ (Ebd.) Er 
betont hier den Terminus allgemein, es kommt ihm also nicht 
auf ein individuelles Kapital oder eine bestimmte Fraktion des 
Kapitals an. Der Staat besitze eine „relative Autonomie“ (ebd., 
158) zur ökonomischen Form, um dieses Allgemeininteres-
se der herrschenden Klassen zu organisieren. Diese „relative 
Autonomie“ des Staates bestehe im Verhältnis zu allen Klassen, 
der Staat sei nicht einfach nur Repressionsapparat, sondern 
auch ideologische Instanz und auch Ausdruck eines hegemo-
nialen Verhältnisses, das das Denken und Handeln der Men-
schen bestimme. Dies schließt materielle Zugeständnisse an die 

subalternen Klassen ein (Beispiel Sozialstaat), um das kapitalis-
tische Allgemeininteresse zu organisieren. Der Staat kann auf 
gesellschaft liche Widersprüche ‚relativ autonom‘ reagieren und 
so Konfl iktfelder begrenzen. Für Poulantzas ist der Staat kein 

„abgeschlossenes We-
sen“, kein „monolithi-
scher Block“, sondern 
ein „strategisches Feld“ 
(ebd., 170), auf dem die 
Auseinandersetzungen 
um Hegemonie auch 

innerhalb der verschiedenen Kapitalfraktionen und Staats-
apparaten stattfi nden. „Die Staatsapparate begründen und re-
produzieren die Hegemonie, indem sie ein (variables) Spiel von 
vorläufi gen Kompromissen zwischen dem Block an der Macht 
und bestimmten beherrschten Klassen inszenieren. Sie organi-
sieren und vereinheitlichen den Block an der Macht, indem sie 
die beherrschten Klassen ständig desorganisieren und spalten.“ 
(Ebd., 171) Poulantzas sieht den Staat „als ein Verhältnis, ge-
nauer als die materielle Verdichtung eines Kräft everhältnisses 
zwischen Klassen und Klassenfraktionen, das sich im Staat im-
mer in spezifi scher Form ausdrückt.“ (Ebd., 159). Werde der 
Staat so begriff en, vermeide man theoretische Sackgassen, die 
dazu führen, den Staat als Sache (Bourgeoisie beschlagnahmt 
den Staat als Instrument) oder den Staat als Subjekt (d.h. ten-
denziell absolute Autonomie, Staat steht außerhalb der Klas-
sen und zwingt den Klassen seine Politik auf) zu sehen. Beide 
Sichtweisen könnten die Etablierung der staatlichen Politik zu-
gunsten der herrschenden Klassen nicht erklären.
Bei der Analyse des kapitalistischen Staates müsse man sich im 
Übrigen immer der „historische[n] Reproduktion“ des Staates 
bewusst sein, d.h. die unterschiedlichen historischen Phasen 
bzw. Stadien beachten. Poulantzas nennt hierzu den liberalen 
und interventionistischen Staat und den aktuell herrschenden 
„autoritäre[n] Etatismus“. Als „Ausnahmeformen“ nennt er 
„Faschismen, Militärdiktaturen, Bonapartismen“ und ferner 
die „Regierungsformen“ des Staates. „Eine Th eorie des kapita-
listischen Staates muss die Metamorphosen ihres Gegenstandes 
kennen.“ (154)

AUTORITÄRER ETATISMUS 

Eine neue Staatsform, die des autoritären Etatismus, sah Pou-
lantzas Ende der 1970er Jahre für die westlich kapitalistischen 
Gesellschaft en aufgrund von erheblichen Veränderungen auf-
kommen. Er meint damit „ein gesteigertes Ansichreißen sämtli-
cher Bereiche des ökonomisch-gesellschaft lichen Lebens durch 
den Staat.“ (Ebd., 231f.) Dies gehe einher mit einem deutlichen 
Verfall „der Institutionen der politischen Demokratie sowie mit 
drakonischen und vielfältigen Einschränkungen der sogenann-
ten ‚formalen‘ Freiheiten, die man erst wirklich schätzen lernt, 
wenn sie einem genommen werden.“ (Ebd., 232) Poulantzas 
zufolge entspreche der autoritäre Etatismus „der gegenwärtigen 
Phase des Imperialismus und des Monopolkapitalismus in den 
herrschenden Ländern […].“ (Ebd.) Ob allerdings die 1970er 

ALEX DEMIROVIĆ: „KAUM EIN ANDERER AUTOR INNERHALB 
DER MARXISTISCHEN DISKUSSION HAT VERSUCHT, DERART 
SYSTEMATISCH EINE THEORIE DES KAPITALISTISCHEN STAA-
TES ZU ENTWICKELN.“ (DEMIROVIĆ 2007, 10)
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Jahre im westlichen Kapitalismus als Monopolkapitalismus ge-
kennzeichnet werden können, ist m.E. fraglich. Unabhängig 
davon: Wesentlich für den autoritären Etatismus sind nach 
Poulantzas strukturelle Veränderungen der Produktionsver-
hältnisse, der Ar-
beitsprozesse und 
der gesellschaft -
lichen Arbeitstei-
lung national wie 
weltweit. (Ebd.) 
Mit der neuen 
Staatsform seien 
Veränderungen der sozialen Klassen, der politischen Kämpfe 
und der Kräft everhältnisse gegeben, nicht aber eine klare „Ver-
stärkung des Staates“. „Der politische Etatismus ist mit der poli-
tischen Krise und der Krise des Staates artikuliert. Er ist zu-
gleich eine Antwort auf Elemente dieser Krise, einschließlich 
seiner eigenen Krise. Deshalb ist der Etatismus keine eindeu-
tige Verstärkung des Staates.“ (Ebd., 233) Er wendet sich mit 
dieser Argumentation u.a. gegen die Analysen der Frankfurter 
Schule, die nach seiner Ansicht „das Schreckensbild eines tota-
litären und allmächtigen Moloch-Staates zeichneten“, der „die 
Volksmassen“ durch Manipulationen integriert und die Men-
schen ihrer Subjektivität entraubt habe. (Ebd.) Der autoritäre 
Etatismus sei als Staatsform „erschreckend real“, er sei aber ein 
„Koloss auf tönernen Füßen“, da sich an seinen Polen ungleich-
mäßig „Stärkung und Schwächung des Staates“ entwickelten. 
(Ebd., 234) In den 1970er Jahren sei in den Ländern Spanien, 
Portugal, Griechenland, Italien und Frankreich der autoritäre 
Etatismus „durch eine Staatskrise gekennzeichnet“. (Ebd., 235) 
Er sieht in diesen Staatskrisen eine objektive Möglichkeit für 
die Linken, den Weg eines demokratischen Sozialismus einzu-
schlagen. (Ebd.) Dass diese Hoff nung illusorisch war, zeigt die 
historisch-politische Entwicklung. Vielleicht auch deshalb, weil 
Poulantzas die Bindungs- und Integrationskraft  des kapitalisti-
schen Staates vor allem durch die Zivilgesellschaft  mit der Fä-
higkeit zur Konsensbildung zwischen den Herrschenden und 
Beherrschten nicht gesehen hat – einer Zivilgesellschaft , die 
zum integralen Bestandteil des Staates gehört.

Die Konzeption des Staates hat Konsequenzen für politische 
Strategien: Poulantzas argumentiert für eine Doppelstrategie: 
Einerseits eine radikale Transformation der Staatsapparate, 
anderseits das Vorantreiben von basisdemokratischen Bewe-
gungen. Radikale Transformation meint bei Poulantzas nicht 
Zerschlagung oder Zerstörung dieses Apparates. Dies würde 
sich verbieten, wenn der demokratische Weg zum Sozialismus 
und der demokratische Sozialismus den politischen und ideo-
logischen Pluralismus der Parteien einschließt sowie die Aner-
kennung des allgemeinen Wahlrechts und die Ausweitung und 
Vertiefung aller politischen Freiheiten, einschließlich der des 
Gegners (ebd., 289). Es dürfe keine etatistische Transformation 
des Staatsapparates geben. „Eine Transformation des Staatsap-
parates im Sinne des Absterbens des Staates kann sich nur auf 
ein gesteigertes Eingreifen der Volksmassen in den Staat stützen 
– sicherlich mit Hilfe der gewerkschaft lichen und politischen 

Vertreter der Volksmassen, aber auch durch die Entfaltung ih-
rer eigenen Initiativen innerhalb des Staates.“ (Ebd., 290) Für 
Poulantzas bedeutet diese Transformation ein „etappenweises 
Vorgehen“, das sich nicht auf eine bloße Demokratisierung des 

Staates beschränke. 
Diese Transforma-
tion müsse dann mit 
der Entfaltung neuer 
Formen der „direk-
ten Basisdemokratie“ 
und der „Verbreitung 
von Netzen und Zen-

tren der Selbstverwaltung“ (ebd.) begleitet werden. Er schreibt 
zum Abschluss seiner Staatstheorie: „Der Sozialismus wird de-
mokratisch sein oder gar nicht.“ (Ebd., 294).

FAZIT

Poulantzas Werk verdient m.E. deshalb Beachtung, weil die 
angesprochenen Ausführungen zur Staatstheorie immer noch 
aktuell sind. Sei es, den Staat als gesellschaft liches Verhältnis 
zu begreifen, seine „relative Autonomie“, um das Allgemein-
interesse der herrschenden Klassen zu organisieren, sei es, 
seiner Analyse zufolge, die „Metamorphosen“ des kapitalisti-
schen Staates (Stichwort: autoritärer Etatismus) zu verstehen. 
Natürlich geht es nicht darum, seine Gedanken unkritisch zu 
behandeln, denn seine Darlegungen zum Übergang zum de-
mokratischen Sozialismus bieten sicherlich Möglichkeiten der 
kontroversen Debatte. Ebenso die „relative Unterentwicklung 
seines Ansatzes der politischen Ökonomie“ (Jessop 2007, 181) 
und die Nichtbeachtung der Bedeutung der Zivilgesellschaft  
(vgl. oben). Zu fragen ist, wenn nach Poulantzas die kapitalisti-
sche Ökonomie und der kapitalistische Staat umfassend trans-
formiert werden müssen, was das für die Ökonomie bedeutet: 
Genossenschaft sprinzip, Selbstverwaltung? Was ist dann mit 
der „abstrakt allgemeinen Arbeit“ (Marx), was also mit dem 
Markt, was mit der Warenproduktion, was mit dem Geld?
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PRAKTIKUM

In den letzten zwölf Monaten betreute das DISS rekordver-
dächtige 24 Praktikant/innen. Wegen Corona mussten diese 
zwar einen Teil der Wochentage im Homeoffi  ce arbeiten, aber 
die meisten konnten trotzdem auch viele wissenschaft liche und 
politische Diskussionen führen und am Sozialleben des Insti-
tuts teilhaben, was es an den Hochschulen derzeit kaum gibt. 
Danke an alle für die viele Arbeit und bereichernde Gespräche!

VORTRÄGE & WORKSHOPS

Am 12. Mai hielten Judith Friede und Benno Nothardt den On-
line-Vortrag „#120Dezibel: Frauenpower antifeministisch“ als 
Gäste der Linken Liste an der Uni Duisburg-Essen. Eine Wie-
derholung als Online-Workshop ist im Rahmen der „Langen 
Nacht der Bildung“ der Fachschaft en Politik und Soziologie an 
der Uni Münster am 4. Juni geplant.

Im April hatten wir zum ersten Mal einen KDA-Workshop als 
Videokonferenz angeboten. Wir hatten befürchtet, dass durch 
die Distanz das persönliche Kennenlernen zwischen den Teil-
nehmer/innen fehlen würde. Durch Übungen und Diskus-
sionen in Kleingruppen entstand aber eine überraschend per-
sönliche und vertrauensvolle Atmosphäre. Die Wiederholung 
Angang Juni ist schon ausgebucht. Für zukünft ige Workshops: 
siehe Homepage.

DISKURSWERKSTATT

In den letzten Monaten haben wir uns coronabedingt eine 
Auszeit genommen. Vielleicht schaff en wir aber noch vor dem 
Sommer wieder eine Diskurswerkstatt. Siehe: www.diss-duis-
burg.de/diskurswerkstatt.

NEWSLETTER

Das DISS verschickt derzeit ca. vier Mal pro Jahr einen News-
letter. Wer diesen bestellen oder abbestellen will, maile an 
info@diss-duisburg.de.

DISS-KOLLOQUIUM 

„DIE CORONA-KRISE – DER WEG IN EINE NEUE NORMALITÄT?“

Das für den 19.6.2021 geplante Kolloquium wurde coronabe-
dingt verschoben! Neuer Termin:

Samstag, den 11. Dezember 2021 von 10:00 – 17:00 Uhr
Jugendherberge Duisburg Sportpark
Kruppstraße 9, 47055 Duisburg

Bitte meldet euch an. Die Teilnehmendenzahl ist auf 40 begrenzt.

Die sogenannte Corona-Krise, ausgelöst durch die als Pande-
mie deklarierte Ausbreitung des Virus Covid-19 hat unser Le-
ben schon jetzt nachhaltig verändert. Die Pandemie kann auch 
als eine Konsequenz der weltweit zunehmend kapitalistisch ge-
prägten Produktions- und Lebensweisen betrachtet werden. So 
gesehen stellt sie eine logische Folge menschlichen Handelns 
dar und wäre eigentlich vorhersehbar gewesen. Tatsächlich 
aber trifft   sie die politischen, gesellschaft lichen und wirtschaft -
lichen Systeme der Welt und damit sehr viele Menschen völlig 
unvorbereitet. 

Durch die Pandemie und die Maßnahmen zur Eindämmung 
der Ausbreitung des Virus wird das soziale, ökonomische und 
politische Ungleichgewicht in der Gesellschaft  deutlicher sicht-
bar und möglicherweise auch verstärkt. Auch zeichnet sich ab, 
dass Prozesse beschleunigt werden, mit deren Hilfe sich die 
ökonomischen und politischen Eliten eine Lösung erhoff en, 
z.B. die Digitalisierung des Arbeitsmarktes sowie des Bildungs- 
und Gesundheitswesens. 

10:00 – 10:15  Begrüßung und Kaff ee
10:15 – 11:45  Jürgen Link: In welcher „neuen Normalität“ 
wird die „Corona-Krise“ enden? (Vortrag und Diskussion)
11:45 – 13:00  Massimo Perinelli: Corona und Rassismus. 
Die Krise der Solidarität im nationalen Shutdown  
(Vortrag und Diskussion)

13:00 – 14:00 Mittagessen
14:00 – 15:30 Guido Arnold: Corona-Solutionismus und 
Bevölkerungsmanagement: (post-)pandemische Ungleichbe-
handlung (Vortrag und Diskusssion)

15:30 – 16:00 Kaff ee und Kuchen
16:00 – 17:00 Gedenken an Siegfried Jäger, Möglichkeit zur 
Eintragung in ein Kondolenzbuch; geplant ist auch die Verstei-
gerung einiger Kunstobjekte von Siegfried Jäger zugunsten des 
DISS
ab 17:00   Gemeinsames Abendessen und Ausklang
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 Extremismus und Popkultur
 EINE KRITISCHE ANALYSE DER POPKULTURELLEN VIRULENZ  
 DER EXTREMISMUSTHEORIE AM BEISPIEL DES TATORTS   
 DORTMUND „HEILE WELT“ VOM 21. FEBRUAR 2021

von Lisa Wessel

„Tatort“ erfreut sich als älteste deutsche 
kontinuierlich ausgestrahlte Kriminal-
serie mit einem durchschnittlichen 
Marktanteil der sonntäglichen Erstaus-
strahlungen von 24,4 % (Media Perspek-
tiven 2020) auch aktuell ungebrochener 
Beliebtheit. In der Produktion geht es 
auch immer wieder darum, gesellschaft -
lich brisante Th emen aufzugreifen und 
im Rahmen einer Krimihandlung zu 
verarbeiten. 

Der Dortmunder Tatort „Heile Welt“, 
der am Sonntag, den 21.02.2021 um 
20.15 Uhr ausgestrahlt wurde, versucht, 
sich Diskursen um rassistische Polizei-
gewalt, Extremismus und ‚cancel cul-
ture‘ anzunähern. Im Folgenden soll 
die Darstellung der verschiedenen Ak-
teur*innen, sowohl kollektiv als auch 
individuell, kritisch betrachtet werden.

Es steht zunächst ein Mordfall im Vor-
dergrund: Im Keller eines Hochhaus-
komplexes wird die Leiche einer jungen, 
weißen Frau, Anna Slomka, gefun-
den. Im Verlauf des Films werden ver-
schiedene Akteure zu Verdächtigen im 
Mordfall, dieser fungiert jedoch haupt-
sächlich als Aufh änger für eine andere 
Geschichte: Als Abdul Azim Khaled, ein 
aus dem Irak gefl üchteter Verdächtiger, 
sich weigert, Bönisch auf das Revier zu 
begleiten, entscheidet sich diese, ihn 
festzunehmen und wendet dabei in Re-
aktion auf Khaleds Widerstand körper-
liche Gewalt an. Diese Festnahme wird 
von Anhängern einer rechtsextremen 
Partei, der „Neuen Mitte Dortmund“ 
gefi lmt und online gestellt, woraufh in 
aus rechten Kreise Beifall für Bönisch 
laut wird. In linken Kreisen jedoch, wo 
das Video von der Bloggerin Annika 
Freytag verbreitet wird, wird dieses als 
Beispiel für Polizeigewalt gewertet, was 
zu Beleidigungen, Bedrohungen und 

letztlich einem Angriff  auf die Kom-
missarin führt, deren persönliche Daten 
inklusive Adresse im Internet landen. 
Der Vorfall schlägt derweil auch poli-
tisch Wellen, Bönisch wird suspendiert 
und verzweifelt an den (Hass)-Kom-
mentaren im Netz. Die „Neue Mitte 
Dortmund“ versucht die Polizeiaktion 
für sich auszuschlachten und ruft  zu 
einer Gedenkkundgebung für Slomka 
auf, um gegen migrantisch positionier-
te Menschen zu mobilisieren. Bönisch 
entscheidet sich nach der Konfrontation 
mit einer jungen Kollegin mit rechtsext-
remer Einstellung, auf der Kundgebung 
das Wort zu ergreifen, um gegen Rassis-
mus Stellung zu beziehen. Kommissar 
Faber wiederum ist auf eigene Faust 
unterwegs und freundet sich im Lau-
fe des Films mit dem wohnungslosen 
Th omas Janowski an, der in leerstehen-
den Geschäft sräumen in der Hochhaus-
siedlung lebt, an. Dieser rettet ihn, als 
auf Bönischs Rede hin die Kundgebung 
eskaliert und es zu Ausschreitungen 
zwischen Rechtsextremen und Linken 
kommt, bei denen Faber bewusstlos ge-
schlagen wird. Danach wird klar, dass 
weder Khaled noch die anderen Ver-
dächtigen etwas mit dem Mord zu tun 
hatten, sondern dass es Th omas Jan-
kowski war, der Anna Slomka ermordet 
hat. Bönisch wiederum wird nach ihrem 
Auft ritt auf der Kundgebung zurück in 
den Dienst geholt und in der öff entli-
chen Wahrnehmung rehabilitiert. 

DIE DARSTELLUNG MIGRANTISIER-
TER MENSCHEN

Die einzigen migrantischen Akteur*in-
nen in „Heile Welt“ sind die Mitglieder 
der Familie Khaled, Hakim und Rana 
Khaled sowie deren Sohn Abdul Azim 
Khaled. Die Darstellung der Familie 
Khaled folgt dabei virulenten rassis-

Margarete Jäger, Max Kroppenberg, Benno 
Nothardt und Regina Wamper
#120Dezibel: Frauenrechte oder Antifeminis-
mus? Populistische Diskursstrategien der ext-
remen Rechten und Anschlussstellen im politi-
schen Mainstream.

Forschungsgesellschaft für gesellschaftliche 
Weiterentwicklung, 2019. 86 Seiten, online ver-
fügbar, ISSN 2699-1446. Lynn Berg, Andreas Zick 
(Hg.): FGW-Studie Rechtspopulismus, soziale 
Frage & Demokratie 02.
[http://www.disskursiv.de/2020/01/12/3005/]

Das Verhältnis der extremen Rechten in Deutsch-
land zum Feminismus ist durch einen ausgepräg-
ten völkischen Antifeminismus bestimmt. Das 
zeigt sich deutlich in deren Rezeption der #Me-
Too-Kampagne.
Durch die Kampagne #120Dezibel der Identi-
tären Bewegung wird keine spezifi sche Form 
des rechten Antisexismus hervorgebracht, auch 
wenn man vordergründig auf Frauenrechte re-
kurriert. Der völkische Antifeminismus in der ex-
tremen Rechten ist weiter vorherrschend. Bei der 
Kampagne und ihrer Rezeption in der extremen 
Rechten handelt es sich um eine populistische 
Diskursstrategie.
In der Debatte um ein Tötungsdelikt in Kandel 
im Jahr 2017 wurden in deutschen Leitmedien 
Ethnisierungen von Sexismus und von Femizi-
den vorgenommen. Dies bot Anschlussstellen 
für rechtspopulistische Interventionen in den 
Diskurs, wie sie die Kampagne #120Dezibel dar-
stellt. Gleichzeitig grenzen sich deutsche Leitme-
dien aber von Ethnisierungen ab, wenn diese von 
der extremen Rechten hervorgebracht werden.
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28 Diese Ethnisierung von Sexismus lässt sich auch entlang des Konzepts des Othering beschreiben, das seinen Ursprung in Edward Saïds Orien-
talism (Erstveröff entlichung 1987) hat, und welches Aram Ziai als „die Konstruktion eines Fremden, das als negative Projektionsfl äche zur (Re-)
Produktion einer positiven eigenen Identität dient“ (2016, 37), defi niert.
29 Auch diese Individualisierung und Externalisierung von Rassismus verläuft  entlang der Struktur des Othering, an dieser Stelle sei aber auf 
die abweichende Stoßrichtung verwiesen: Während es bei der klassischen Konzeption des Othering darum geht, eine diskriminierungskritische 
Perspektive zu eröff nen, die rassistische Stereotype in den Blick nimmt, geht es in diesem Fall darum, Rassismus als gesellschaft lich anerkanntes 
Problem im Sinne einer Entlastungshandlung auf andere zu projizieren. Wie das im Einzelnen aussehen kann, zeigt Felix Axster in seinem Text 
„Externalisierung, Othering, Rassismus“ (2019) in Bezug auf Antisemitismus bzw. den Kampf gegen Antisemitismus.

tischen Klischees. Hakim Khaled ist 
Imam der lokalen Moscheegemeinde 
und wird, entlang der Diskursforma-
tion der Ethnisierung von Sexismus28 , 
als Unterdrücker gegenüber seiner Frau, 
Rana Khaled, dargestellt. Bei einem Be-
such der Polizei versucht er mehrfach, 
ihr zu verbieten, mit den Kommissar*in-
nen Faber und Bönisch zu sprechen 
und erklärt diesen, dass seine Frau kein 
Deutsch spräche. Ob dies der Wahrheit 
entspricht oder von ihm als Mittel ge-
nutzt wird, um die Kontrolle über die Si-
tuation zu behalten, bleibt ungeklärt. Die 
Kommissar*innen jedoch scheinen von 
letzterem Auszugehen, da Frau Khaled 
bei der Anschuldigung Fabers, dass ihr 
Sohn mit Drogen deale augenschein-
lich eine starke Reaktion zeigt und von 
ihrem Mann beruhigt wird. Daraufh in 
dringt Kommissarin Bönisch immer 
stärker mit der Forderung, Deutsch zu 
sprechen, auf sie ein. Diese Darstellung 
reproduziert verbreitete Klischees über 
als muslimisch markierte patriarchale 
Familienoberhäupter und unterdrückte 
als muslimisch markierte Frauen. Das 
sexistische Verhalten von Hakim Kha-
led gegenüber seiner Frau wird so als 
‚typisch muslimisches Geschlechterver-
hältnis‘ ethnisiert.

Abdul Azim Khaled wiederum wird als 
sympathischer jugendlicher Delinquent 
erzählt, bei dem lange in der Schwe-
be bleibt, ob er den Anschuldigungen 
entsprechend tatsächlich mit Drogen 
handelt oder ebenjene Anschuldigun-
gen eine rassistische Zuschreibung sind. 
Am Ende wird jedoch klar: Abdul Azim 
Khaled verkauft  Drogen.

DIE DARSTELLUNG DER RECHTEN

Die Darstellung rechter Akteur*innen 
beschränkt sich weitgehend auf Nils 
Jacob als jungem aufstrebenden Politi-

ker der fi ktiven Partei „Neue Deutsche 
Mitte“, der explizit negativ dargestellt 
wird. Diese negative Darstellung beruht 
hauptsächlich auf Individualisierungs- 
und Externalisierungsstrategien29: 
Nils Jacob, seine Partei und die ihnen 
Zugewandten werden als Rechtsextre-
me dargestellt; so fi ndet die altbekannte 
Verknüpfung zwischen Rassismus und 
Rechtsextremismus bzw. Neonazismus 
statt, die zwar im scheinbar ‚modernen‘ 
Gewand des redegewandten jungen 
Mannes im Anzug daherkommt, aber 
letztlich dafür sorgt, dass gesellschaft li-
cher bzw. struktureller Rassismus nicht 
thematisiert werden.

Folgt man der Defi nition Birgit Rom-
melspachers, lassen sich drei Ebenen 
von Rassismus unterscheiden: Die Ma-
kroebene des strukturellen Rassismus, 
die Mesoebene des institutionellen Ras-
sismus und die individuelle Ebene. Für 
Makro- und Mesoebene legt Rommel-
spacher folgendes dar:

„Von strukturellem Rassismus spricht 
man, wenn das gesellschaft liche Sys-
tem mit seinen Rechtsvorstellungen 
und seinen politischen und ökono-
mischen Strukturen Ausgrenzungen 
bewirkt, während der institutionelle 
Rassismus sich auf Strukturen von 
Organisationen, eingeschliff ene Ge-
wohnheiten, etablierte Wertvorstel-
lungen und bewährte Handlungs-
maximen bezieht.“ (Rommelspacher 
2009, 30) (Hervorhebungen im Ori-
ginal)

Individuellen Rassismus beschreibt 
sie im Gegensatz dazu als auf „persön-
lichen Handlungen und Einstellungs-
mustern“ (ebd.) beruhend, die sich im 
Rahmen sozialer Interaktion zwischen 
Individuen entfalten. Diese Mikroebe-
ne von Rassismus ist diejenige, auf die 
sich die hier besprochene Produktion 

Felix Schilk
Souveränität statt Komplexität
Wie das Querfront-Magazin ›Compact‹ die politi-
sche Legitimationskrise der Gegenwart bearbei-
tet
ISBN 978-3-89771-768-8
Erscheinungsdatum: März 2017
Seiten: 192
Reihe: Edition DISS Band: 39
Ausstattung: Softcover

Compact, Jürgen Elsässers »Magazin für Souve-
ränität«, liefert dem Umfeld von AfD und Pegi-
da Stichworte, Symbole und Ideologeme. Die 
monatlich erscheinende Zeitschrift verbindet 
das Bedürfnis nach Homogenität und rigiden 
Ordnungsvorstellungen mit einer verschwö-
rungsideologischen Deutung gesellschaftlicher 
Krisenerscheinungen und bietet Projektionsfl ä-
chen für Sozialcharaktere, die sich durch einen 
selektiven und verhärteten Zugriff  auf die Wirk-
lichkeit auszeichnen.
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bezieht, während sie die anderen Ebe-
nen vernachlässigt: Wie oben bereits 
angerissen, wird Rassismus hier indivi-
dualisiert, also in Form einer rechtsext-
remen Person verkörpert und damit zur 
individuellen Einstellungsdimension. 
Dies fungiert als Entlastungsstrategie 
der ‚bürgerlichen Mitte‘ im Rahmen 
der Extremismustheorie (oft  auch als 
Hufeisentheorie verbildlicht), die von 
einer neutralen-bis-positiven bürger-
lichen Mitte der Gesellschaft  ausgeht 
und alles, was am ‚extremen Rand‘ 
vorkommt, pauschal verurteilt und so 
Rechtsextremismus und Linksextremis-
mus kontinuierlich gleichsetzt (Backes 
1989, 247-287). Mit diesem Fokus auf 
den individualisierten, extrem rechten 
Rand, verstellt der Tatort den Blick auf 
strukturellen und institutionellen (All-
tags-)Rassismus.

DIE DARSTELLUNG DER LINKEN

Auch die Darstellung linker Akteure ist 
eindimensional und auch sie werden auf 
Basis einer Extremismus-Unterstellung 
als negativ dargestellt. Hier werden Vor-
würfe einer linken ‚cancel culture‘ auf-
gerufen, die oft mals von einer extremen 
Rechten mobilisiert werden und an he-
gemoniale Diskurse anschlussfähig sind. 
‚Cancel culture‘ ist ein konservativer 
Kampfb egriff , der auf eine wahrgenom-
mene Einschränkung der Meinungs-
freiheit durch eine (angebliche) linke 
Diskursmacht abhebt. Beispiele dafür 
fi nden sich in hegemonialen Diskursen 
zuhauf, besonders virulent ist die ge-
sellschaft liche Debatte unter den Frage-
stellungen „Was darf Satire?“ und „Wie 
weit geht die Kunst- und Meinungsfrei-
heit?“. Hier lässt sich die Debatte um die 
österreichische Kabarettistin Lisa Eckart 
anführen, die durch antisemitische Äu-
ßerungen im Rahmen ihres Bühnen-
programms in die breite Öff entlichkeit 
gerückt ist und aufgrund dieser Aussa-
gen öff entlich kritisiert sowie von eini-
gen Veranstaltungen ausgeladen wurde. 
Dies wiederum wurde immer wieder als 
Versuch einer ‚cancellation‘ bezeichnet, 
also als Versuch, Lisa Eckart aus dem 
Diskurs auszuschließen und ihre Kar-
riere zu beenden. Faktisch ist diese ‚can-

cellation‘ kaum gegeben, besieht man 
sich die Tatsache, dass Eckart auch nach 
den Anschuldigungen nach wie vor im 
Rennen um einen hochdotierten Debüt-
preis war (NDR 2020) und gleicherma-
ßen an vielen Stellen zu einer begehrten 
Gesprächspartnerin zum Th ema ‚cancel 
culture‘ und ‚Was darf Satire?‘ geworden 
ist (vgl. stellvertretend Deutschland-
funk 2020, Spiegel 2021). In Bezug auf 
das Fehlen einer tatsächlichen ‚cancel-
lation‘ und der obigen Fehldarstellung 
gesellschaft licher Machtverhältnisse 
bezeichnet Karsten Schubert die Mobi-
lisierung von Meinungsfreiheit im Vor-
wurf der ‚cancel culture‘ als „Waff en des 
konservativen politischen Projekts […], 
mit dem emanzipative Änderungen ab-
gewehrt werden“ (Schubert 2020, 1). 

In „Heile Welt“ wiederum liegt der Fo-
kus nicht auf Kunst- und Meinungsfrei-
heit, dennoch lassen sich Anschluss-
fähigkeiten an die Debatte feststellen: 
Annika Freytag, die hier als linksextre-
mer Gegenpart von Nils Jacob in Stel-
lung gebracht wird, wird als stur und 
verbissen dargestellt und veröff entlicht 
nach der Zuspielung eines Videos, das 
Kommissarin Bönisch bei der gewalt-
vollen Festnahme Abdul Azim Khaled 
zeigt, dieses online und löst somit einen 
‚Shitstorm‘ gegenüber der Kommissa-
rin aus. Diese wird dann auch prompt 
körperlich angegriff en, wobei impliziert 
wird, dass der Angriff  von Linken aus-
ging. Auch hier rekurriert der Tatort auf 
die Extremismustheorie (Backes 1989, 
247-287). Dies wird auch dadurch her-
vorgebracht, dass das Unterfangen der 
linken Bloggerin Freytag insofern dis-
kreditiert wird, als dass dargestellt wird, 

wie sie kein sorgfältiges ‚fact checking‘ 
betreibt: Sie veröff entlicht ein Video, 
welches Bönisch und Nils Jacob im Ge-
spräch zeigt, um auf eine mutmaßliche 
Kollaboration zwischen Polizei und 
Rechtsextremen aufmerksam zu ma-
chen. Besagtes Video ist allerdings ein 
von der „Neuen Deutschen Mitte“ ma-
nipuliertes Video, sodass Freytag sich 
unwissentlich, aber fahrlässig zur Kom-
plizin der Rechtsextremen macht.

DIE DARSTELLUNG DER POLIZEI

Die Polizei ist die Akteur*in, der im 
Tatort der meiste Raum zur (Selbst-)
Darstellung eingeräumt wird. Grund-
sätzlich lässt sich dabei feststellen, dass 
die Darstellung der Polizei positiv ist, 
sie ist (zum größten Teil) eine neutra-
le Instanz, die sich beim Versuch, den 
Rechtsstaat zu sichern, von allen Seiten 
unter Beschuss sieht. In der Schlüssel-
szene des Tatorts, in der Bönisch Abdul 
Azim Khaled festnimmt, sieht sie sich 
alleine einer Gruppe als bedrohlich in-
szenierter migrantisierter Jugendlicher 
gegenüber. So wird eine klassische Ge-
genüberstellung produziert: Eine weiße 
deutsche Frau sieht sich konfrontiert 
mit einem jungen migrantischen Mann, 
eine Symbolfi gur, die Villa/Hark treff end 
als „die Figur des zu sexueller Trieb-
kontrolle nicht oder nur unzureichend 
befähigten, inferioren muslimischen 
Jungmannes“ (Villa und Hark 2017, 
41) bezeichnen. So werden Genderas-
pekte mobilisiert, die einen anderen 
Aspekt der oben bereits thematisierten 
Ethnisierung von Sexismus darstellen 
und eine beliebte Strategie rechter Ak-

Kommissarin Martina Bönisch in-
mitten der im Tatort gezeigten Aus-
schreitungen zwischen linken und 
rechtsextremen Gruppen.
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teur*innen sind, um ihre Anhänger*in-
nen zu mobilisieren und die spätestens 
seit der Silvesternacht 2015 in Köln eine 
massive Anschlussfähigkeit an hegemo-
niale Diskurse erfahren hat. An dieser 
Stelle wird also Abdul Azim Khaleds 
Festnahme als quasi-emanzipatorischer 
Moment geframed, den Bönisch mit 
der Aussage begleitet, sie müsse sich als 
weibliche Kommissarin ja nun wirklich 
nicht alles gefallen lassen. Rechtsextre-
mismus in der Polizei wird aus legiti-
mer Quelle, die nicht in einem der als 
extrem beschriebenen Milieus verhaft et 
ist, nur einmal als tatsächliches Phä-
nomen thematisiert. Dies ist der Fall, 
als die weibliche Polizistin, die in den 
Personenschutz für Kommissarin Bö-
nisch involviert ist, sich ihr gegenüber, 
im Glauben eine ‚Verbündete‘ gefun-
den zu haben, als Anhängerin rechts-
extremen Gedankenguts outet. Auch 
hier fi ndet wieder eine Vereinzelung/
Veranderung statt, die als Basis einer 
symbolischen Grenzziehung dient: Dies 
ist so der formative Moment, in dem 
Bönischs Positionierung durch ihre an-
gewiderte Reaktion klargemacht wird, 
er dient als Moment der kathartischen 
Reinwaschung der Kommissarin von 
den Vorwürfen des Rassismus. Letztlich 
ist diese Konfrontation mit der Kollegin, 
die zur „Neuen Deutschen Mitte“ ge-
hört, der Auslöser für Bönischs Auft ritt 
auf der Kundgebung der Partei, bei dem 
sie die Anwesenden dazu aufruft , sich 
nicht „infi zieren“ zu lassen vom „Wahn-
sinn“ der „Rassisten und Nazis“ (WDR 
21.02.2021, 1:07:54-1:08:23). Ob die 
dargestellten Äußerungen der betref-
fenden Polizistin Konsequenzen haben, 
wird letztlich nicht weiter thematisiert. 

FAZIT

Letztlich erzählt der Tatort entlang der 
Extremismustheorie die Geschich-
te einer guten bürgerlichen Mitte und 
bösen extremen Rändern, die in einer 
expliziten Gleichsetzung von Links- 
und Rechtsextremismus mündet. Die 
Produktion reproduziert dabei in der 
Darstellung der Familie Khaled explizit 
rassistische Stereotype und legt einen 
Fokus auf die Darstellung einer linken 
„cancel culture“. Die Nazis sind dabei 

entlang tradierter Vereinzelungs- und 
Veranderungsstrategien immer die An-
deren und struktureller Rassismus wird 
so auf zwei Ebenen dethematisiert: Zum 
einen verstellt der Tatort mit der Figur 
der einzelnen rechtsextremen Polizistin 
die Möglichkeit der Beschäft igung mit 
strukturellem Rassismus in der Polizei 
und der überfällig zu bearbeitenden 
Frage, inwiefern polizeiliche Strukturen 
rassistisches Handeln und die Bildung 
rechtsextremer Netzwerke begünstigen. 
Zum anderen verfehlt der Tatort hier 
auch auf gesamtgesellschaft licher Ebe-
ne den Kern der Th ematik: Rassistische 
Gesellschaft sstrukturen kapitalistischer 
Systeme werden nicht thematisiert. So 
bleibt der Tatort eine Geschichte, die 
zwar den Anschein macht, sich diff e-
renziert mit dem Th ema Extremismus 
auseinander setzen zu wollen, aber in 
der klassischen, relativierenden Heran-
gehensweise der Extremismustheorie 
stecken bleibt und so unkritisch prob-
lematische gesamtgesellschaft liche Dis-
kurse reproduziert und stabilisiert. 

Lisa Wessel studiert Friedens- und Konfl ikt-
forschung an der Goethe-Universität Frankfurt 
am Main und war Praktikantin am DISS. Gerade 
schreibt sie ihre Masterarbeit über die Kollekti-
vierungspraxen der Querdenken-Bewegung.
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Carola Rackete und das Leid der Gefl üchteten
DER DEUTSCHE MEDIENDISKURS IM JUNI & JULI 2019

30 Im vergangenen Jahr beantragte Griechenland die Aussetzung des Asylrechts für einen Monat. Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) 
unterstütze das Vorgehen Griechenlands (RP Online 2020).
31 Diese Debatte gipfelte prominent in einer Pro-Und-Contra-Diskussion zur Seenotrettung in der Zeit mit dem Titel „Oder soll man es lassen?“ 
(Die Zeit 2018).
32 Kursivierte Wörter oder Teilsätze stellen Aussagen dar.

Von Anna-Maria Mayer, Judith Friede, Fabian Marx, Benno 
Nothardt, Milan Slat, Christian Sydow

 “Everyone has the right to freedom of movement and residence 
within the borders of each state.” (United Nations 1948)

Plakat auf einer Demonstration am 06.07.2020 in Duisburg

Obwohl Freizügigkeit und Niederlassungsfreiheit in der 
UN-Menschenrechtscharta festgehalten sind, scheint es einst-
weilen so, als ob dies Staaten nicht immer bewusst sei. Euro-
päische Staaten, darunter auch Deutschland, nehmen häufi g 
eine abwehrende Haltung gegenüber Flucht und Migration ein. 
Diese gipfelt mitunter in Diskussionen um die Aussetzung des 
Menschenrechts auf Asyl30 oder um die Frage, ob Seenotret-
tung stattfi nden sollte oder nicht31. Die lebendige Humanität 
im Sommer 2015 währte nur kurz. Es ließ sich eine Verschie-
bung von einer „Willkommenskultur zur Notstandsstimmung“ 
(Jäger & Wamper 2017) feststellen. In dieser rückten Wünsche 
nach einer restriktiven Asylpolitik und das vermeintliche Leid 
der Aufnahmebevölkerung aufgrund von Migration in den Fo-
kus des Mediendiskurses. Diskussionen um menschenwürdi-
ges Einreisen nach Europa und Rechte von Gefl üchteten traten 
hingegen in den Hintergrund. 

Diese Stimmung kippte am 29. Juni 2019 zumindest kurzzeitig. 
An diesem Tag legte die Sea-Watch 3 mit 47 Gefl üchteten an 
Bord, entgegen italienischer Anweisung, im Hafen von Lam-
pedusa an und die verantwortliche Kapitänin Carola Rackete 
wurde verhaft et. Danach schien der Migrations- und Flucht-
diskurs auf mediopolitischer Ebene verändert: Nicht nur trat 
das Leid der Gefl üchteten wieder in den Mittelpunkt, sondern 
es wurde auch die europäische Politik und ihr Umgang mit Ge-

fl üchteten, wie auch die Kriminalisierung von Seenotretter*in-
nen kritisiert. Das machte uns neugierig und führte uns dazu, 
den Migrations- und Fluchtdiskurs in Printmedien ab dem 29. 
Juni bis zum Abebben der Kommentierung von Carola Rackete 
und der Seenotrettung Ende Juli 2019 in einer Kritischen Dis-
kursanalyse zu untersuchen, um Veränderungen, Verengungen 
und Erweiterungen im Sagbarkeitsfeld zu beobachten. Damit 
schließen wir an die Fluchtstudie des DISS zum Fluchtdiskurs 
in den Jahren 2015 und 2016 (Jäger & Wamper 2017) an.

VERÄNDERUNGEN IM SAGBARKEITSFELD 

Die bis zum 29. Juni 2019 prominentesten Aussagen Ethnisie-
rung von Sexismus32 , Migration als Last / Leid der Aufnahme-
bevölkerung und Migration spaltet / polarisiert ließen sich im 
Untersuchungszeitraum kaum bis gar nicht auffi  nden. An ihre 
Stelle traten die Aussagen Politikkritik, Leid der Gefl üchteten, 
Gemeinsame europäische Lösung und Asyl / Seenotrettung als 
moralisches / menschenrechtliches / christliches Gebot. Zu dieser 
Veränderung passt, dass eine Denormalisierung des Migrati-
ons- und Fluchtdiskurses nicht mehr primär dahingehend statt-
fand, dass Gefl üchtete als Denormalisierungsdrohung für die 
Aufnahmebevölkerung dargestellt wurden. Stattdessen wurde 
das Leid der Gefl üchteten und deren Sterben im Mittelmeer als 
Denormalisierung dargestellt. Allerdings wurde auch eine de-
normalisierende Wirkung von Migration und Flucht, bei der 
die Aufnahmebevölkerung leidtragend ist, weiterhin impliziert. 
Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn Migration und Flucht als 
ein administrativ zu lösendes „Problem“ konzipiert werden. 
Solange Migration und Flucht als Problem und nicht als na-
türliches Phänomen verstanden werden, kann immer auch eine 
restriktivere Asylpolitik oder Verweigerung der Aufnahme von 
Gefl üchteten als gangbare Option betrachtet werden. 

SEENOTRETTUNG ALS GEBOT 

Im Untersuchungszeitraum stellte sich anders als zuvor nicht 
mehr die Frage, ob gerettet werden sollte, sondern nur noch, 
wie diese Rettung stattfi nden sollte. Seenotrettung stellte im 
Diskurs um Carola Rackete ein unhintergehbares Gebot dar 
und Kriminalisierung von Seenotrettung wurde scharf kriti-
siert. Das Gebot der Seenotrettung beziehungsweise die Kritik 
an der Kriminalisierung von Seenotretter*innen lässt sich auch 
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heute noch im Diskurs fi nden. Der Fokus auf Seenotrettung als 
ein Gebot führte allerdings auch dazu, dass andere Rechtswirk-
lichkeiten (z.B.: italienisches Recht) gegen dieses abgewogen 
wurden. Dies kann an folgendem Zitat gezeigt werden:

„Mit dem gleichen Recht, mit dem die einen für die Seenotret-
terin eintreten und ihr unzweifelhaft es humanitäres Engage-
ment in den Vordergrund stellen, dürfen auch der italienische 
Innenminister Matteo Salvini und seine Sympathisanten eine 
harte Bestrafung verlangen.“ (Veser, FAZ, 04.07.2019)

Konkrete einklagbare Rechte, die Gefl üchtete haben, wie das 
Recht auf Asyl oder das Recht auf körperliche Unversehrtheit, 
bleiben unsagbar. Stattdessen wird die Rettung von schiffb  rü-
chigen Gefl üchteten als humanitäres Engagement von See-
notretter*innen und moralisches Handeln der Europäischen 
Union begründet.

CAROLA RACKETE – DIE HELDIN?

Die Konstruktion Racketes als Heldin ist zentral für den unter-
suchten Diskurs. So wird Rackete anhand der Charakteristi-
ka der Selbstlosigkeit, Glaubwürdigkeit, Rationalität und des 
Idealismus als perfekte Seenotretterin und Heldin konstruiert. 
Hierdurch kann sie als Projektionsfl äche für Kritik an fehlen-
den Handlungen der EU oder der Gesellschaft  im Allgemeinen 
genutzt werden. So zum Beispiel an folgender Stelle:

„Seenotretter wie etwa Carola Rackete sind nicht allein des-
halb Helden, weil wir als Gesellschaft  durch Egoismus, fahr-
lässige Trägheit und Uneinigkeit scheitern und den Menschen 
in off ensichtlicher Not nicht das Mindeste an Humanität zu-
kommen lassen.“ (o.A., taz, 10.07.2019).

Diese Heroisierung hat einerseits ein Mobilisierungspotential, 
um zu helfen oder politisch aktiv zu werden. So gab es etliche 
Demonstrationen zur Unterstützung von Rackete und einer 
humanen Migrationspolitik. Andererseits birgt die Heroisie-
rung aber auch die Gefahr einer gesellschaft lichen Verantwor-
tungsverlagerung an die Heldin, durch die sich die Zivilgesell-
schaft  und die Politik aus der eigenen Verantwortung entlassen.

DIE POLITIK UND DIE GEMEINSAME EUROPÄISCHE LÖSUNG

Die institutionalisierte Politik und ihre Akteur*innen wurden 
als die Verantwortlichen für das Leid der Gefl üchteten ausge-
macht und wurden daher zumeist kritisiert. Einzig die deutsche 
Politik schafft  e es zeitweise, sich aus der Täter*innen-Rolle zu 
befreien, indem Carola Rackete als Deutsche identifi ziert wur-
de und die Politik sie unterstützte. Durch diese Identifi kation 
wurde Deutschland teilweise als moralisch überlegen gegen-
über anderen EU-Staaten dargestellt. 

Andere EU-Staaten blieben durchgängig in der Täter*in-
nen-Rolle, wobei ihre Hauptschuld im Nicht-Handeln in An-
gesicht des Sterbens im Mittelmeer lag. Dieses könnte durch 
eine gemeinsame europäische Lösung gestoppt werden, so die 
mantrahaft  wiederholte Forderung. Wie eine solche Lösung 
aussehen könnte, blieb notorisch ungesagt. Es scheint egal zu 
sein, was gemacht wird, solange es alle tun. Dadurch ist diese 
Forderung anschlussfähig sowohl für Befürworter*innen einer 
off enen Gesellschaft  und Migrationspolitik, als auch für dieje-
nigen, die eine eff ektivere Fluchtabwehr wollen.

Im hegemonialen Diskurs derzeit kaum sagbar: Gefl üchtete als politisch han-
delnde Akteur*innen mit Subjektstatus, wie hier demonstrierende Frauen in 
Lesbos am 30.1.2020 (Are You Syrious 2020, Ausschnitt).

DIE GEFLÜCHTETEN UND IHR LEID

Eine weitere Verschiebung zeigte sich darin, dass wieder das 
Leid und die Not der Gefl üchteten in den Fokus der Kommen-
tierung rückten. Gefl üchtete wurden dabei als leidende, passive 
und hilfsbedürft ige Personen konzipiert, die keine individuel-
len Akteur*innen sind. Auch wenn diese Darstellung eine emp-
athiefördernde Wirkung erzielen kann, so erlangen Gefl üchte-
te zugleich keinen vollwertigen Subjektstatus und damit eine 
Gleichstellung mit der Aufnahmebevölkerung. Eine Darstel-
lung von Gefl üchteten als aktive, vorausschauend-handelnde 
Individuen oder politische Akteur*innen fehlte. Ebenso proble-
matisch waren die Darstellungen des Leides von Gefl üchteten. 
Insgesamt konnten sich drei Darstellungsarten unterscheiden 
lassen: 1) die Darstellung war abstrakt und entpersonalisierend, 
2) die Darstellung war konkret, aber wirkte aus den gerade ge-
nannten Gründen entmündigend oder aber 3) das Leid der 
Gefl üchteten wurde gegen das Leid der Aufnahmebevölkerung 
abgewogen. Die dritte Darstellungsweise fi ndet sich teilweise in 
der SZ, aber hauptsächlich in der FAZ:

„Es gibt in dieser Frage keine Lösung ohne Opfer. Entweder 
nimmt man in Kauf, dass Menschen ertrinken oder dass sie 
in Lager gesperrt werden, und hofft   auf den abschrecken-
den Eff ekt. Oder Europa öff net sich komplett – mit all den 
Folgen, die das hätte; die Flüchtlingskrise hat diese Folgen 
nur angedeutet. Das ist die Wahl, die wir haben. Keiner der 
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beiden Wege fällt leicht. Aber mit einem müssen wir leben.“
(Eppelsheim, FAZ, 05.07.2019)

FAZIT

Festhalten lässt sich, dass viele positive und teils auch bleibende 
Verschiebungen im Diskurs um Carola Rackete stattgefunden 
haben. Es kam wieder das Leid der Gefl üchteten in den Fokus 
der Kommentierung und verdrängte zeitweise die vermeint-
liche Last der Aufnahmebevölkerung aus dem hegemonialen 
Diskurs. Diese Verschiebung ist noch immer vorhanden, zum 
Beispiel in Bezug auf die Lagerbrände in den Flüchtlingslagern 
Moria am 8. September und Lipa am 23. Dezember 2020. Zu-
dem werden Seenotretter*innen nicht mehr kriminalisiert und 
eine gemeinsame europäische Lösung wird immer noch disku-
tiert. 

All diesen Verschiebungen zum Trotz werden Migration und 
Flucht aber später wieder als Last beziehungsweise Leid der 
Aufnahmebevölkerung konzipiert. Deutschland setzt immer 
noch mit unverminderter Härte auf Fluchtabwehr und res-
triktive Asylpolitik. So wurde in Deutschland trotz der Coro-
na-Pandemie und andauernden Bürgerkriegen im Jahr 2020 
wieder verstärkt abgeschoben und der Abschiebestopp nach 
Syrien Ende 2020 wurde nicht verlängert (Pro Asyl 2020). Ge-
fl üchtete werden im mediopolitischen Diskurs weiterhin als 
passiv und hilfsbedürft ig wahrgenommen und sollen nicht Teil 
der Aufnahmebevölkerung werden. 
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Brexitannia – a podcast and more ...
VORWÄRTS IN DIE VERGANGENHEIT ODER RÜCKWÄRTS IN DIE ZUKUNFT

von Robert Tonks

Das Großbritannienbild der Deutschen 
wird zurzeit nicht wie sonst liebevoll durch 
die Queen und die Royals, Rosamunde Pil-
cher und Inspector Barnaby sondern durch 
1. den Brexit, 2. die „Britische Varian-
te“ und 3. den Impfstoff  AstraZeneca be-
herrscht. Dabei wird 1. durch 2. und 3. in 
den Schatten gestellt. Die in den deutschen 
Medien penetrant wirkende nationale Zu-
schreibung der Coronavirusvariante als 
„Britische Mutante“ erinnert an Donald 
Trumps Bezeichnung von Covid-19 als das 
„chinesische Virus“, ein Terminus, der von 
der Weltöff entlichkeit heft ig kritisiert und 

nicht angenommen wurde. Dass eine Mu-
tante nach ihnen genannt wird, ist den Bri-
ten übrigens nicht bekannt. Die brasiliani-
schen und die südafrikanischen Mutanten 
kennen sie zwar. Die Virusvariante Covid 
B117 wird auf der Insel hingegen regional 
der Grafschaft  Kent zugeschrieben. Aber 
je mehr Infektionen und Todesfälle wegen 
Corona in Deutschland festgestellt werden, 
umso deutlicher sind sich die Medien hier-
zulande einig: Die Briten, vertreten durch 
ihren Ober-Clown Boris Johnson, sind mit 
den meisten Coronatodesfällen in Europa 
die bösen Jungs, die „bad boys“ – nach dem 
Motto: Erst machen sie den Brexit, dann 
kaufen sie den ganzen Impfstoff  auf – noch 
bevor er überhaupt zugelassen wurde! – 
und dann setzen sie ihn auch noch wie die 

Amerikaner und Israelis auf unverschämte 
Weise eff ektiv ein.

Bis zum 21. Juni 2021 will Johnson alle Co-
rona-Restriktionen aufgehoben haben. Sein 
Größenwahn ist kaum überhörbar. Dabei 
ist für die deutsche Medienlandschaft  glas-
klar: Der in Oxford erfundene Impfstoff  As-
traZeneca sei nicht zu empfehlen und dem 
in Deutschland entwickelten Vakzin Pfi zer/
Biontech weit unterlegen. Das deutsch-tür-
kische Gründerehepaar von Biontech er-
hielt als „visionäre Wissenschaft ler und 
Unternehmer“ vom Bundespräsidenten das 
Bundesverdienstkreuz. AstraZeneca wird 
zwar von transnational tätigen Experten-
gremien der WHO und der EU-eigenen 
EMA offi  ziell empfohlen. 
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Dabei kostet der Impstoff  AstraZene-
ca nur 4 Euro pro Dosis, Pfi zer/Bion-
tech hingegen sechs mal soviel. Aber das 
Paul-Ehrlich-Institut, eine der Bundesre-
gierung unterstellte Agentur, widersprach 
und die Regierung setzte den Einsatz des 
Impfstoff s der britisch-schwedischen Fir-
ma AstraZeneca aus. Unter dem Druck 
der oben genannten internationalen 
Fachleute ließ die Bundesregierung ihn 
dann doch wieder zu. 

Und die absolute Frechheit? „Unseren 
deutschen“ Impfstoff  Pfi zer/Biontech 
hatte – wie gesagt – Johnson uns und 
der schlafenden EU-Kommission auch 
noch vor Monaten unter der Nase weg-
geschnappt! Es drängt sich sogar langsam 
aber sicher die Frage auf: Haben Johnson 
sowie die Brexiterinnen und Brexiter mit 
ihrem Brexit den Weg für die „Britische 
Mutante“ geebnet? War nicht ihre heim-
tückische Strategie von vornherein, Euro-
pa durch eine Mutante der Pandemie in 
die Knie zu zwingen, bevor sie der EU 
und vor allem Deutschland den Impf-
hahn zudrehen? Realsatire beiseite, die 
Briten sind den Deutschen nicht ganz ge-
heuer. Jetzt erst recht nicht.

Seit ich in Deutschland lebe, weiß ich 
eins: Wir Briten werden zwar respektiert 
und „nicht wie Ausländer behandelt“, 
sind aber den Deutschen nicht wirklich 
geheuer. Vor diesem Hintergrund ha-
ben wir, meine deutsche Frau Iris Tonks 
(Mutter geborene Niederländerin, Vater 
Bio-Deutscher), mein Ko-Autor, der 
deutsche Medienproduzent Zakaria 
Rahmani (Mutter Bio-Marokkanerin, 
Vater Bio-Marokkaner) und ich, der 
deutsch-britische Doppelstaatler Ro-
bert Tonks (Mutter Bio-Waliserin, Va-
ter Bio-Engländer), im Sommer 2020 
Großbritannien bereist, um einen Pod-
cast zu produzieren, der wie eine Spu-
rensuche die Gründe für den Brexit auf-
decken sollte.

BREXITANNIA – GROSSBRITAN-
NIENS WEG AUS DER EU

Am 31. Januar 2020 trat Großbritan-
nien offi  ziell aus der EU aus. Ich wurde 

an dem Tag 65 Jahre alt und trat in den 
Ruhestand. Ich hatte eigentlich allen 
Grund zu feiern – aber für mich war das 
kein guter Tag.

Als Großbritannien 1973 der Euro-
päischen Gemeinschaft  beitrat, war 
ich gerade einmal 18 Jahre alt und zog 
von South Wales nach West Germa-
ny. Ich wurde EU-Referent und setzte 
mich seitdem für die europäische Idee 
ein. Dann schied ich aus dem Berufsle-
ben aus und das Vereinigte Königreich 
aus der EU. Was war passiert? Und wie 
konnte es nur soweit kommen?

Mit dem Audio-Podcast Brexitannia
entstand eine Dokumentation mit ei-
nem persönlichen Blick auf die letzten 
Jahrzehnte europäisch-britischer Bezie-
hungen und das aktuelle, pandemiege-
plagte Großbritannien in vier Episoden. 
Sie wurden im Dezember 2020 vom 
Westdeutschen Rundfunk ausgestrahlt 
und sind seitdem auf zahlreichen Pod-
cast-Plattformen abrufb ar. 

https://www1.wdr.de/radio/wdr5/sen-
dungen/tiefenblick/brexit-eu-grossbri-
tannien-politik-100.html
http://www.robert-tonks.de/archives/733

Episode 1 – Der Feind im Inneren: 
Besonders die ehemaligen Bergarbei-
ter-Regionen waren beim EU Referen-
dum 2016 Brexit-Hotspots, dieselben 

Regionen, die sich in den 1980er Jahren 
gegen die autoritäre Politik von Margret 
Th atcher wehrten.

Episode 2 – Auf der Suche nach Midd-
le England: Doch es stellte sich her-
aus, dass die Brexit-Befürworter vor 
allem aus „Middle England“ stammen. 
“Middle” ist hier soziologisch und nicht 
geografi sch gemeint,

Episode 3 – God Save the NHS: Ein ent-
schiedenes Motiv der Brexit-Kampagne 
war der rote Bus mit dem verlogenen 
Versprechen von Boris Johnson, die 
EU-Millionen direkt in den nationalen 
Gesundheitsdienst NHS zu investieren.

Episode 4 – Rule Britannia! Eine wie-
der erstarkte Empire-Nostalgie und die 
neu entdeckte Form des britischen Na-
tionalismus, „British Exceptionalism“, 
spielten beim Brexit-Votum eine ent-
scheidende Rolle.

REZEPTION IN DEUTSCHLAND

Die zahlreichen Rückmeldungen zu 
Brexitannia entstammen diversen Sei-
ten des hiesigen politischen Spektrums. 
Begeistert war zum Beispiel ein linker 
Veteran der deutschen Gewerkschaft s-
bewegung, der damals die britischen 
Bergarbeiter bei ihrem ein Jahr andau-
ernden Streik 1984 unterstützte. Eine 

God Save the NHS
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deutsche Zuhörerin und Fan des neo-
liberalen Th atcherismus forderte hinge-
gen die Richtigstellung unserer Darstel-
lung der autoritär-populistischen Rolle 
von Margret Th atcher in der damaligen 
Politik. Die Richtigstellung wurde als 
grundlos angesehen und abgelehnt.

Unsere empirisch belegbare Darstellung, 
dass zahlenmäßig die Mittelschicht, also 
„Middle England“, und nicht die „Ab-
gehängten“, für den Brexit verantwort-
lich ist, hat viele Zuhörende überrascht, 
ebenso die emotionale Bindung der Bri-
ten an ihr Gesundheitssystem NHS. Da-
bei sei der Tatbestand, dass der unter-
fi nanzierte National Health Service den 
Status einer Nationalikone genießt, für 
das Verständnis des Brexitvotums zen-
tral, bestätigten mehrere Großbritanni-
enkenner sowie in Deutschland lebende 
britische ZuhörerInnen. Einige franko-
phile ZuhörerInnen zeigten sich über-
rascht, dass Präsident de Gaulle zwei 
Beitrittsgesuche der Briten zur damali-
gen Europäischen Wirtschaft sgemein-
schaft  (EWG) 1963 und 1967 blockierte. 
Interessant ist zudem die Erkenntnis 
vieler, dass sie den Terminus British Ex-
ceptionalism noch nie gehört hatten.

Ein in London arbeitender deutsch-bri-
tischer Schauspieler regte eine englisch-
sprachige Version des Podcasts an. Auf 
Anfrage im Vorfeld hatte die BBC eine 
Kooperation abgelehnt. Schließlich 
wird Brexitannia seit Dezember 2020 
von zahlreichen Podcast-Plattformen in 
Deutschland und weiteren EU-Ländern 
angeboten.

Neulich meldete sich eine bekannte 
deutsche Hörfunkredakteurin a. D. bei 
mir. Sie fi ndet Brexitannia ebenso span-
nend wie informativ und regt an, dass 
wir eine Fortsetzung produzieren. Tja. 
Das ist in Covid-Zeiten einfacher gesagt 
als getan.

Ihr  Sohn, ein Deutscher, arbeitet in 
der Londoner City als Banker, ihre 
Schwiegertochter ist Waliserin. Bei den 
deutsch-britischen Familientreff en wird 
das Th ema Brexit vehement vermieden. 
Dass grundsätzlich nicht nur Briten hü-
ben wie drüben sich berufl ich wie privat 

vom Brexit negativ betroff en fühlen, ist 
mir seit dem tragischen, für Millionen 
Menschen mit weitreichenden Konse-
quenzen verbundenen, Ergebnis des 
EU-Referendums vom 23. Juni 2016 
bewusst. Die Betroff enheit wird voraus-
sichtlich anhalten, womöglich auch zu-
nehmen und die Gesellschaft  im kleinen 
wie im großen weiter spalten.

Die Zuhörerin erinnerte mich an das 
2018 erschienene Buch „Posh Boys“ 
über die Auswirkungen und den Ein-
fl uss der britischen privatfi nanzierten 
Eliteschulen (euphemistisch „Public 
Schools“ genannt) auf die heute noch 
bestehende und fl orierende britische 
Klassengesellschaft . Ich glaube, dass es 
im deutschsprachigen Raum ein Publi-
kum für die Th esen von Robert Verkaik 
in seinem sehr gelungenen Buch gibt, 
solange die Public-School-Eliten und 
die Hasardeure unter ihnen wie Boris 
Johnson, David Cameron et al. an der 
Macht sind.

DIE POSH BOYS

„Die spinnen, die Briten“, hört und liest 
man häufi g in Deutschland. Liegt die 
Akzeptanz der Hasardeure durch die 
britische Bevölkerung an einer Menta-
lität der Freude am Pferderennen und 
Wettspielen, also daran, dass 28 Mil-
lionen Briten regelmäßig wetten? War-
um hat Cameron das Referendum 2016 
überhaupt riskiert? Nach eigenen Anga-
ben wünschte er sich den Verbleib in der 
EU und setzte sich als damaliger Pre-
mierminister dafür ein. Allerdings hat 
er off ensichtlich auf das falsche Pferd 
gesetzt. Na, so ein Pech aber auch.

Das Demokratieverständnis im Verei-
nigten Königreich, der konstitutionellen 
Monarchie mit der ältesten parlamenta-
rischen Demokratie der Welt, setzt sich 
von dem seiner europäischen Nachbarn 
deutlich ab: Nicht nur das Referendum, 
sondern auch die regulären Direktwah-
len zum Unterhaus laufen seit eh und 
je wie ein Pferderennen ab. Egal wie 
knapp das Ergebnis auch sein mag: Th e 
fi rst horse past the post wins. � e winner 
takes it all. So ist es auch beim Brexit: 

NICHTS GELERNT?!
Konstruktion und Kontinuität 
des Antiziganismus
Katharina Peters / Stefan Vennmann (Hg.)
Situationspresse (Duisburg) 2019
ISBN 978-3-935673-46-4
211 Seiten, 18 Euro

Der Sammelband mit Aufsätzen zum Thema 
Antiziganismus vereint Beiträge aus der Wissen-
schaft und der Praxis zur in Deutschland leider 
immer noch am meisten verbreiteten Form des 
Rassismus. Er wurde vom Arbeitskreis Antiziga-
nismus im Duisburger Institut für Sprach- und 
Sozialforschung (DISS) erstellt – in Kooperation 
mit dem Verband für interkulturelle Arbeit (VIA).

Antiziganismus hat Tradition. Er ist trauriges 
Zeugnis einer Kontinuität von ausgrenzenden 
und menschenverachtenden Verhältnissen. Die 
spezifi sche Form von Rassismus wirkt seit Jahr-
hunderten in Deutschland und Europa in zahl-
reichen Variationen der immergleichen Stereo-
type sowie den damit verbundenen Gedanken-
mustern und Diskriminierungspraktiken. Dabei 
zeichnet sich Antiziganismus durch eine enorme 
Anpassungsfähigkeit und eine hohe Widerstän-
digkeit gegen seine Bekämpfung aus. Welche 
Wirkmechanismen und Strukturen lassen sich 
identifi zieren? Welche Strategien und Lösungs-
ansätze können diesem Ressentiment entgegen-
gesetzt werden?

Erhältlich über  den Verband für interkulturelle 
Arbeit (VIA) und über den Buchhandel (Verlag 
Situationspresse, Duisburg)
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Die 48 %, die 2016 für den Verbleib in 
der EU stimmten, fi nden keine Berück-
sichtigung.

Von all denjenigen Briten, die spinnen, 
ist gerade Johnson den Menschen hier-
zulande nicht ganz geheuer: Er wird ei-
nerseits als Lügner und Rechtspopulist, 
andererseits als Clown und Kuriosum 
dargestellt. Er ist für Deutsche vor allem 
ein Faszinosum.

Dabei ist jedeR ein Produkt der Ge-
sellschaft , in der sie/er lebt. John-
son ist nicht die Ausnahme und auch 
nicht allein. Sein Kabinett besteht aus 
Brexit-IdeologInnen elitärer Prove-
nienz. Sein Kabinettsminister Michael 
Gove ist wie Cameron einer seiner Pu-
blic-School-Erzrivalen an der Uni in 
Oxford gewesen.

Premierminister Johnsons aktuelle Me-
dienpräsenz im Zusammenhang mit 
der Impfstrategie der britischen Regie-
rung wird auf der Insel wie in den hie-
sigen Medien vielfach gespiegelt. Das 
wird voraussichtlich nicht abebben. 
Die Briten und ihr „Brexit Boris“ wer-
den voraussichtlich weiterhin kritisch 
beäugt. Johnsons momentaner Erfolg 
„an der globalen Impff ront“ befl ügelt 
den breiten Druck der Öff entlichkeit 
auf die deutsche Regierung. Aber ein 
Scheitern „der Brexit-Briten“ am Ende 
des Tages würde womöglich Spott und 
Schadensfreude hervorrufen. Letzteres 
nimmt Johnson anscheinend in Kauf. 
Er setzte bereits im Sommer 2020 auf 
das Rennpferd Vakzin, während die EU 
und Deutschland zögerten und weitere 
Untersuchungsdatensätze abwartet.

BREXITANNIA REVISITED?

Könnten wir uns die Fortsetzung unse-
rer Podcast-Reihe vorstellen? Sie sollte 
gegebenenfalls vor allem die vergan-
genen und aktuellen Entwicklungen in 
Sachen „Brexit, Corona, Britische Mu-
tante und Impfstrategie“, sowie einen 
Ausblick auf diese, behandeln. Aber bei 
einer weiteren Analyse sollte vor allem 
ein Diskursstrang zentral sein:

Unsere Podcast-Reihe endete mit Teil 4 
„Rule Britannia“. Darin thematisierten 
wir die in der sozialwissenschaft lichen 
Debatte erst in den letzten Jahren ent-
deckte Form des britischen Nationalis-
mus, genannt „British Exceptionalism“.
Neu an diesem Phänomen ist nicht der 
British Exceptionalism an sich, sondern 
seine wissenschaft liche Entdeckung. 
Seine elitäre Haltung ist nicht einer ver-
steckten Elite zuzuordnen, sondern er 
wird seit Jahrzehnten proaktiv von brei-
ten Teilen der britischen Medien und 
populären Kultur propagiert. Seine zen-
trale Th ese lautet: „Wir Briten sind die 
einzigen Europäer, die damals im Zwei-
ten Weltkrieg den Nationalsozialisten 
die Stirn gezeigt haben! Und wir haben 
gewonnen“. 

Laut Umfragen bleiben seit dem Refe-
rendum 2016 zwar die Brexit-GegnerIn-
nen konstant bei rund 50 % (mal mehr, 
mal weniger). Das gilt aber auch für die 
BrexitbefürworterInnen. Weite Teile 
der letzteren Gruppe in der heutigen 
britischen Gesellschaft  fühlen sich „ex-
ceptional“ – auf Augenhöhe mit ihrem 
„Boris“. Seine Lügen werden deshalb 
entschuldigt. Sein saloppes Auft reten, 
seine Sprache und Witze entsprechen 
ihrem Geist und Humor.

Aber diese empfundene gesellschaft -
liche Nähe könnte nicht weiter von der 
Realität entfernt sein. Seit Jahrhunder-
ten traditionell gekennzeichnet sind 
die teuren Posh-Boy-Schulen durch 
die Förderung eines betont männlichen 
„exceptionalism“ sowie einer elitären, 

Martin Dietzsch
Dreihundert Stolpersteine in Duisburg
Eine Bestandsaufnahme
November 2019

Kostenlose Online-Broschüre, 338 Seiten, DIN-A4
http://w w w.diss- duisburg.de/online-bib-
liothek/bucher-im-volltext/broschuere-ue-
ber-die-duisburger-stolpersteine/

Bis November 2019 wurden in Duisburg 300 
Stolpersteine verlegt. Die Leserinnen und Leser 
fi nden hier erstmals eine ausführliche und voll-
ständige Liste dieser Steine mit Verlegungsort, 
Fotos des jeweiligen Steines und dessen Umge-
bung, das Verlegungsdatum, sowie Kurztexte zu 
den Biografi en, die der Literatur und Zeitungsar-
tikeln entnommen sind und Verweise auf weite-
re Quellen.

Robert Tonks in einem Studio des WDR
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ich-bezogenen Risikobereitschaft . Die 
Eltern der Jungs sind wohlhabend bis 
megareich.

Meine Mutter (94 J.) bezeichnet John-
son und Cameron als verwöhnte Schul-
jungen, als „spoilt school boys“. Sie muss 
es wissen – als ehemalige Lehrerin an ei-
ner großen Gesamtschule in Süd-Wales, 
Caldicot „comprehensive school“, mit 
dem Job-Titel „Head of Girls‘ Welfare“. 
Viele der Eltern der Kinder an der Schu-
le in Caldicot sind ArbeiterInnen im 
Niedriglohnsektor, „the working poor“, 
oder sie leben von Transferzahlungen. 
An der Schule gibt es vielfach dauerhaf-
te Lerndefi zite und -behinderungen so-
wie Drogenprobleme und Prostitution 
in zweiter und dritter Generation.

Zu den teuersten Top-Eliteschulen mit 
Internat gehört hingegen Winches-
ter College, 42.000 Pfund pro Jahr pro 
Sohn betragen die Schulgebühren. Win-
chester College, gegründet im 14 Jahr-
hundert für die Söhne armer Eltern, ist 
die älteste public school im Lande. Die 
public schools setzten sich ursprünglich 
von dem Einfl uss der katholischen Kir-
che ab. Die Söhne reicher Eltern wurden 
nicht aufgenommen.

Heute werden die public schools durch 
den Geldbeutel und den gesellschaft -
lichen Status der Eltern der Söhne be-
herrscht. Winchester genießt heute nach 
Eaton und Harrow den besten Ruf. Die 
„Sensation“ ist aktuell: Mädchen werden 
erstmalig zu den Tages- und Abiturklas-

sen in Winchester zugelassen. Welcome 
to the 21st Century!

Auf der Suche nach einem „Posh Girl“ 
zum Interviewen telefonierte ich in 
Winchester mit Pamela. Ihr Vater und 
sie setzen sich für die Wiedereinfüh-
rung der Fuchsjagt ein. Die Regierung 
der Labour Partei unter Tony Blair 
(auch ein posh boy übrigens) hatte die-
sen über Jahrhunderte tradierten blood 
sport verboten. Angeführt vom jewei-
ligen lokalen Adligen zu Pferd war die 
Fuchsjagt nicht nur ein alljährliches 
Dorff est in jeder Grafschaft  gewesen, 
sondern ein Symbol des ruralen konser-
vativen Vereinigten Königreichs und ein 
Bollwerk gegen das gefühlt linke, urba-
ne Großbritannien.

Dass Pamela gerade zu Pferd unter-
wegs war, hörte ich klar und deutlich 
und fragte sie, ob sie Zeit habe, mit 
dem „DOUBLE-YOU-DEE-ARE Radio 
from Germany“ zu sprechen. Ich fragte:
„Are you on a horse? … „Of course!”, 
antwortete auf dem hohen Ross sitzend 
Pamela, die das Gespräch sofort been-
dete. Ohne Worte.

Onward to the past!

NACHTRAG: 

Den Text habe ich am 2. April 2021 abge-
schlossen. Seither ist einiges geschehen: 
Die Impfk ampagne hat auch in Deutsch-
land Fahrt aufgenommen; Prinz Philip 
– ein großer Europäer mit griechischen, 
dänischen und deutschen Verwandten 
und Verfechter der deutsch-britischen 
Verständigung – ist kurz vor seinem 
100. Geburtstag gestorben; Premiermi-
nister Johnson geriet zunehmend unter 
Korruptionsverdacht; zum Jahrestag des 
Karfreitagsabkommens vom 10. April 
1998 fl ammten die Unruhen in Nord-
irland wieder auf; britische und franzö-
sische Kriegsschiff e fuhren nach Jersey 
zur Kontrolle der Blockade des dortigen 
Hafens durch französische Kutter: das 
Handelsblatt meldete eine deutsche „Er-
folgsgeschichte“ der Pandemie: bis Ende 
2021 werden 6 Milliarden Euro Gewinn 
für die Impfstoff -Hersteller-Firma Bi-
ontech erwartet; die neue „indische Va-
riante“ des Coronavirus beschäft igte zu-
nehmend die Medien; Großbritannien, 
das Land mit der niedrigsten Infektions-
inzidenz in Europa, wurde von der Bun-
desregierung wegen der Verbreitung der 
indischen Variante auf der Insel  als Vi-
rusvariantengebiet eingestuft .

Robert Tonks wurde 1955 im damaligen Nie-
mandsland zwischen England und Wales gebo-
ren und zog vor fast einem halben Jahrhundert 
nach Deutschland. Der Sozial- bzw. Politikwis-
senschaftler arbeitete als Lehrer, Übersetzer, 
Dolmetscher, Prüfungsbeauftragter der Londo-
ner Handelskammer und als Europareferent in 
seiner Wahlheimat Duisburg. Seine Bücher zu 
Denglisch und Corona fi nden sich auf www.ro-
bert-tonks.de.

Robert Tonks und Zakaria Rahmani bei der Arbeit in Wales
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Politische Bewegungsbilder im Social Web

Jens Eder, Britta Hartmann & Chris Tedjasukma-
na: Bewegungsbilder. Politische Videos in Sozia-
len Medien, Berlin: Bertz+Fischer 2020, 128 S., 
10,00 Euro. ISBN: 978-3-86505-750-1

Rezension von Dirk Dieluweit 

Internetvideos sind inzwischen ein be-
deutendes Mittel der politischen Kom-
munikation. Bürger, NGOs und soziale 
Bewegungen produzieren Videos, um 
auf Probleme aufmerksam zu machen 
oder zum Handeln zu motivieren. Des-
halb wollen die AutorInnen zeigen, auf 
welche ästhetischen Formen und me-
dialen Strukturen Aktivisten zurück-
greifen, wenn Sie ihre Anliegen in Vi-
deoformaten präsentieren. Obwohl sich 
die öff entliche Aufmerksamkeit bisher 
auf Videos von Islamisten oder Neona-
zis richtete, soll der Schwerpunkt dieses 
Buches auf den Videos zivilgesellschaft -
licher Aktivisten liegen, die sich un-
abhängig von Regierungsinstitutionen 
oder Großkonzernen für gesellschaft li-
chen Wandel engagieren.

Im zweiten Kapitel beschreiben die 
AutorInnen Politik als Streit um gesell-
schaft liche Entscheidungen, der Kom-
munikation voraussetzt. Aufgrund ihres 

Realitätsdrucks und ihrer symbolischen 
Dichte können Videos auf vier Arten als 
Katalysatoren politischen Handelns die-
nen. Zum einen haben sie eine epistemi-
sche Funktion, indem Sie Wissen über 
Missstände verbreiten. Zweitens kön-
nen sie zum Handeln auff ordern und 
damit appellativ wirken. Auf einer aff ek-
tiven Ebene schüren sie Emotionen und 
eine performative Wirkung erzielen sie, 
wenn die Anwesenheit von Kameras po-
litisches Handeln beeinfl usst. Da solche 
Videos günstig produziert werden kön-
nen, bieten sie Gruppen, die über wenig 
Ressourcen verfügen, eine Möglichkeit, 
auf Missstände aufmerksam zu machen. 
Unter-Fünfzigjährige informieren sich 
inzwischen hauptsächlich per Inter-
net über das Tagesgeschehen. Deshalb 
können solche Videos dabei helfen, eine 
Gegenöff entlichkeit aufzubauen. 

Die AutorInnen unterscheiden fünf 
Arten politischer Videos voneinander. 
Erstens erwähnen sie Zeugenvideos, die 
gesellschaft liche Missstände dokumen-
tieren. Da vernetzte Smartphone-Ka-
meras inzwischen allgegenwärtig sind, 
ist die Zahl solcher Videos in den letz-
ten Jahren stark gestiegen. Ein beson-
ders prominentes Beispiel hierfür ist die 
Aufnahme, die zeigt, wie der Afroame-
rikaner George Floyd durch Polizeige-
walt ums Leben kam. Auch wenn solche 
Videos selten gerichtsfeste Beweismittel 
liefern, verschaff en sie sozialen Miss-
ständen mediale Aufmerksamkeit. Da-
gegen orientieren sich Webdocs oder 
Dokumentationsvideos an Kinodoku-
mentationen und am Fernseh-Journa-
lismus. Jedoch versuchen diese Pro-
duktionen Th emen anzusprechen, die 
in Massenmedien wenig präsent sind. 
Vlogs oder Video-Blogs stellen im Ge-
gensatz zu den vorherigen Videos eine 
Form des politischen Kommentars dar. 
Solche Formate kommentieren politi-
sche Th emen und bieten den Zuschau-
ern zusätzlich die Möglichkeit, eigene 
Kommentare zu hinterlassen. Dies er-
weckt den Anschein, direkt mit den 

Produzenten kommunizieren zu kön-
nen. Zuletzt erwähnen die AutorInnen 
Mobilisierungs- und Kampagnenvideos, 
die Zuschauer zum Handeln bewegen 
sollen. Solche Videos greifen häufi g auf 
Strategien aus dem Online-Marketing 
zurück und sind dementsprechend kurz 
und emotional aufgeladen. Dagegen 
wollen Videos, die Konzepte der Kom-
munikationsguerilla verwenden, etab-
lierte Zeichen und Medienformate neu 
interpretieren. Ein Beispiel hierfür sind 
Filme, die Imagevideos von Großkon-
zernen parodieren. 

Auch wenn es schon vor dem Durch-
bruch sozialer Medien Camcorder und 
8mm-Kameras gab, entstand die heuti-
ge Form des Video-Aktivismus erst mit 
dem Web 2.0. Unter Web 2.0 versteht 
man, dass Internetnutzer selbstprodu-
zierte Inhalte verbreiten. Allerdings 
stellen Großkonzerne die Plattformen 
bereit, die dies allererst ermöglichen. 
Auf der Ebene der Aktivisten bevorzugt 
dies Praktiken der fl exiblen Selbstorga-
nisation gegenüber dauerhaft en Organi-
sationen. 

Die in sozialen Netzen verbreiteten 
Kurzvideos schauen sich viele Nutzer 
beiläufi g auf mobilen Endgeräten an. 
Auch wenn solche Videos nicht so in-
tensiv wie Fernseh- oder Kinoforma-
te rezipiert werden, sind sie durchaus 
handlungsleitend und bedeutungs-
voll. Da Aktivistenvideos geteilt und 
kommentiert werden, helfen sie dabei, 
Gruppenidentitäten zu festigen, und 
tragen so dazu bei, dass Meinungen ge-
bildet werden. 

Wie sich Videos in sozialen Netzwerken 
verbreiten, hängt von den dort verwen-
deten Algorithmen ab. So werten so-
ziale Netzwerke aus, welche Inhalte die 
Nutzer konsumieren, um ihnen hier-
zu passende Angebote vorzuschlagen. 
Da die jeweiligen sozialen Netzwerke 
unterschiedliche Algorithmen verwen-
den, unterscheiden sich die Netzwerke 
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hinsichtlich der dort bevorzugten Vi-
deoformate voneinander. Während für 
Youtube Vlogs und längere Dokumenta-
tionen charakteristisch sind, fi nden sich 
bei Facebook überwiegend kurze Mobi-
lisierungs- und Kampagnenvideos, die 
aufgrund der verwendeten Texttafeln 
auch bei abgestelltem Ton angeschaut 
werden können.

In sozialen Netzwerken werden eff ekt-
hascherische und meinungsstarke Bot-
schaft en bevorzugt. Dies führt dazu, 
dass die politische Öff entlichkeit in 
Meinungslager zerfällt und politische 
Debatten emotionalisiert werden. Zu-
dem erwähnen die AutorInnen, dass 
Großkonzerne, die Videoplattformen 
betreiben, die Videoaktivisten für ihre 
eigenen Zwecke benutzen. Deshalb wird 
die Infrastruktur, auf die Videoaktivis-
ten angewiesen sind, nicht demokra-
tisch kontrolliert. Zwar können Akti-
visten dort unabhängig von staatlichen 
Institutionen Inhalte verbreiten. Auf der 
anderen Seite geben sie dadurch jedoch 
Gestaltungsspielräume preis.

Im dritten Kapitel geben die AutorIn-
nen einen Überblick über die Geschich-
te des Film- und Videoaktivismus. 
Ab den 70iger Jahren entstanden in 
Deutschland erste Videoinitiativen und 
Filmwerkstätten. Hier wurden lokale 
Th emen wie Wohnungsnot oder die 
Alltagssorgen von MigrantInnen aufge-
griff en. Mit der Verbreitung von Cam-
cordern in 1980er Jahren entstanden 
neue Möglichkeiten für Videoaktivisten. 
So wurden in den USA erste Gruppen 
gegründet, die Videos produzierten, in 
denen Diskriminierungserfahrungen 
von Homosexuellen angesprochen oder 
Polizeigewalt gegen Afroamerikaner ge-
fi lmt wurde. Videoaktivismus in seiner 
heutigen Form wurde jedoch erst mög-
lich, als Computer und Digitalkameras 
für jedermann verfügbar waren. Seit 
Mitte der 2000er Jahre betreiben zivil-
gesellschaft liche Initiativen zahlreiche 
Kanäle auf Video-Plattformen. In Län-

dern mit starker Zensur sind selbstpro-
duzierte Videos oft  die einzige Möglich-
keit, mit der Aktivisten auf Missstände 
aufmerksam machen können. Die Zeit 
zwischen 2009 und 2015 bildet laut den 
AutorInnen den Höhepunkt des Video-
aktivismus. Damals eigneten sich Akti-
visten die Möglichkeiten sozialer Me-
dien schneller an, als die Machthaber in 
totalitären Regimen diese kontrollieren 
konnten. 

Im vierten Kapitel sprechen die Auto-
rInnen Internet-Videos durchaus das 
Potential zu, öff entliche Debatten auf 
bestimmte Th emen zu lenken, Ursa-
chen zu benennen und Lösungsvor-
schläge anzubieten. Allerdings schaff en 
es einzelne Bilder selten, Identitäten 
und Werte langfristig zu verändern. 
Dies gelingt nur, wenn einzelne Bilder 
‚Bildschwärme‘ auslösen. Internetvi-
deos stehen in einer Aufmerksamkeits-
ökonomie in Konkurrenz zu Millionen 
von Kurzfi lmen und Unterhaltungs-
angeboten. Diese ständige Konkurrenz 
um Aufmerksamkeit erschwert es zivil-
gesellschaft lichen Aktivisten, sich gegen 
demokratiefeindliche Angebote durch-
zusetzen. 

Politik hat nach Meinung der AutorIn-
nen immer eine emotionale Dimension, 
weshalb sich emotionale und inhaltliche 
Zuspitzungen in den Videos politischer 
Aktivisten nicht vermeiden lassen. Al-
lerdings kann dies dazu führen, dass 
kontroverse Th emen nicht mehr sach-
lich dargestellt werden. Dieses Span-
nungsverhältnis zwischen sachlicher 
Darstellung und emotionaler Zuspit-
zung möchten die AutorInnen durch 
einen Pluralismus ästhetischer Formen 
aufl ösen. Hier fordern die AutorInnen, 
dass Videos, die zeigen, erzählen, ar-
gumentieren und symbolisieren, als 
gleichwertig angesehen werden. 

Damit Videos wirksam sein können, 
sind eff ektive Verbreitungsstrategien 
notwendig. Hier schlagen die AutorIn-

Paul Bey, Benno Nothardt (Hg.)
Kämpfe um Meinungsfreiheit und Medien
Im Spannungsfeld von Hate Speech, Fake News 
und Algorithmen
ISBN 978-3-89771-773-2
Unrast-Verlag, 2019
Seiten: 160, Reihe: Edition DISS Band: 44

Die politische Kultur ist aktuell in einen Kampf 
um Meinungsfreiheit und mediale Wahrheit ver-
wickelt. Während die einen den Medien weiter-
hin Unabhängigkeit und Objektivität bescheini-
gen, wird ihnen von der anderen Seite »Lügen-
presse«, »Political Correctness« und »Fake News« 
entgegengeschleudert. Die Autor*innen dieses 
Bandes untersuchen aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln den umkämpften Begriff  im Span-
nungsfeld von extremer Rechten, Leitmedien 
und Digitalisierung. Sie zeigen auf, mit welchen 
Strategien extreme Rechte Diskurse und digitale 
Algorithmen in sozialen Medien manipulieren, 
während sie gleichzeitig Meinungsfreiheit als 
Kampfbegriff  nutzen, um Kritik an diskrimi-
nierenden Aussagen als vermeintliche Zensur 
abzuwehren. Gezeigt wird auch, wie sich der 
umkämpfte Begriff  der Politischen Korrektheit 
verändert hat und Provokationen ein Teil des Er-
folgsrezeptes für den Aufstieg der AfD sind.

»In der Tradition des DISS immer sehr präzise und 
akademisch genau belegt, in der Konsequenz 
nicht immer gerade einfach zugänglich, aber un-
bedingt lesenswert.« – Jörn Malik, Lotta

» … höchst interessant und hilfreich, um sich 
für die Diskussion um das umstrittene Thema 
Meinungsfreiheit zu wappnen.« – Nina Rink, der 
rechte rand
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nen vor, Videos mit entsprechenden 
Selbstdarstellungspotentialen zu pro-
duzieren und die Hilfe von Infl uencern 
und Multiplikatoren in Anspruch zu 
nehmen.

Im fünft en Kapitel wird untersucht, wie 
sich Internetvideos auf die Öff entlich-
keit beziehen und welche Bedeutung 
sie in pluralen Demokratien haben. An 
dieser Stelle wird abermals erwähnt, 
dass Internetvideos marginalisierten 
Gruppen Gehör verschaff en können, al-
lerdings auch dazu genutzt werden, um 
Fake-News zu verbreiten. Hier loben die 
AutorInnen Videos der Black-Live-Mat-
ter-Bewegung, der es gelungen sei, eine 
Gegenerzählung zu den „Zero-Toleran-
ce“-Diskursen zu schaff en. Allerdings 
weisen sie auf die Gefahr hin, dass dies 
zur Entstehung von Echokammern 
führt. Um Empathie für die Opfer von 
Diskriminierung und Polizeigewalt zu 
erwecken, sprechen sich die AutorInnen 
abermals für eine emotionalisierende 
Erzählweise aus, die die Perspektive der 
Opfer darstellt.

Im sechsten und abschließenden Kapi-
tel fordern die AutorInnen erneut, dass 
mehrere Formate von Aktivistenvideos 
nebeneinander bestehen sollten, da so 
sichergestellt werde, dass möglichst viele 
Perspektiven und Erzählweisen berück-
sichtigt werden. Um gegen Fake-News 
vorzugehen, möchten sie zudem die 
Medienkompetenz der Bevölkerung 
stärken und entschiedener gegen Hetze 
und falsche Behaupten in sozialen Netz-
werken vorgehen.

Auch wenn es dem Buch gelingt einen 
knappen Überblick über Aktivistenvi-
deos und deren Verbreitung im Inter-
net zu bieten, bleibt die Argumentation 
der AutorInnen in mancher Hinsicht 
lückenhaft  und oberfl ächlich. So wäre 
zu diskutieren, inwiefern die Funktions-
weise sozialer Netzwerke mit den Mobi-
lisierungsstrategien und politischen In-
halten zivilgesellschaft licher Aktivisten 
vereinbar ist. So hat sich durch soziale 
Netzwerke eine Aufmerksamkeitsöko-
nomie etabliert, die darauf beruht, poli-
tische Inhalte zu emotionalisieren und 
zuzuspitzen. 

Da die Neue Rechte behauptet, durch 
überspitzte und emotionalisierte Ar-
gumente eine Alternative zur durchra-
tionalisierten und funktional diff eren-
zierten Moderne zu bieten, kommt die 
Funktionsweise sozialer Netzwerke den 
Mobilisierungsstrategien der Neuen 
Rechten sehr entgegen. Angela Nagle 
zeigt in ihrem Buch Die Digitale Gegen-
revolution (transcript 2018) denn auch 
überzeugend, dass die Alt-Right Aus-
drucksformen einsetzte, mit denen zu-
vor linke Aktivisten Inhalte überspitzt 
darstellten. Um dem entgegenzuwirken, 
ist es erforderlich, deutlich herauszu-
arbeiten, in welchem Verhältnis Inhalte 
und Mobilisierungsstrategien zueinan-
derstehen. Leider beschränken sich die 
AutorInnen hierzu nur auf den Hinweis, 
dass rechte Agitatoren mit Fake-News 
arbeiten.

Hätten die AutorInnen die Medienana-
lysen Bourdieus oder Virilios hinzuge-
zogen, hätte man zeigen können, wie 

Zeugenvideos die Mechanismen, die 
rassistische Polizeigewalt produzieren, 
verschleiern und dazu beitragen, Rassis-
mus als individuelles Fehlverhalten zu 
deuten. Darüber hinaus sollte man in 
diesem Zusammenhang diskutieren, in-
wiefern Internet- und Videoaktivismus 
postdemokratischen Protestformen 
Vorschub leistet. So weist Colin Crouch 
darauf hin, dass im Zeitalter der Post-
demokratie anlassbezogene Initiativen 
an die Stelle ausformulierter politischer 
Programme treten. Dies begünstigt 
wiederum eine Perspektive, die soziale 
Missstände auf individuelles Fehlver-
halten zurückführt und die Bedeutung 
sozialer Institutionen ausblendet.

Auch wenn die AutorInnen durchaus 
im Blick haben, dass soziale Netzwerke 
dazu beitragen, die politische Öff ent-
lichkeit zu spalten, halten sie dem nur 
Allgemeinsätze wie „Medienkompetenz 
stärken“ entgegen. Hier hätten die Auto-
rInnen herausarbeiten können, durch 
welche pädagogischen Formate dies 
umgesetzt werden kann.

Dieses Buch bietet zwar einen ersten 
Überblick über Probleme und Potentia-
le des Videoaktivismus, liefert allerdings 
nur begrenzt neue Erkenntnisse und 
weist zudem Redundanzen und Lücken 
auf. Deshalb kann dieses Buch allenfalls 
als Einstieg in das Th ema dienen.

Dirk Dieluweit ist Sozialwissenschaftler, lebt in 
Darmstadt und forscht zu sozialer Ungleichheit, 
Ethnizität und Migration
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Neue alte falsche Propheten

Leo Löwenthal: Falsche Propheten. Studien zur faschistischen Agitation, Ber-
lin: Suhrkamp 2021, 253 Seiten, 15,00 Euro. ISBN: 978-3-518-58762-1

Rezension von Stefan Vennmann

‚Juden, Kommunisten, Ausländer, Gewerkschaft en, Moskau, 
Washington, Verschwörung, letztlich Satan, Sintfl ut, Apoka-
lypse‘ – Das sind die zentralen Feindbilder, die Leo Löwent-
hal in seiner Studie über die amerikanischen faschistischen 
Agitatoren erkennt. Was Löwenthal an der faschistischen 
Agitation zu zeigen hofft  , ist nicht nur die potenzielle Gefahr 
einer politischen Bewegung. Die Studie versucht darüber hi-
naus ein theoretisches Problem zu explizieren, das auch die 
heutige Autoritarismus-Forschung begleitet. 1949 als Teil der 
Studies in Prejudice, der bekannten Schrift enreihe des ins Exil 
gezwungenen Frankfurter Instituts für Sozialforschung, erschie-
nen, erarbeitet Löwenthal aus den Reden und Pamphleten der 
US-faschistischen Agitatoren eine Fibel gängiger Verschwö-
rungsmythen. Die dargestellten Stereotype vom „Flüchtling“ 
(88) über den „jüdische[n] Einfl uss“ (131) bis hin zu vermeint-

lichen ‚Volksverrätern‘, die durch ein „oberstes Geschworenen-
gericht“ (156) gerichtet werden, zeigen deutlich, dass es sich bei 
den Forderungen der heutigen ‚autoritären Rebellion‘ nur um 
alten Wein in neuen Schläuchen handelt.

DIE GESELLSCHAFTLICHEN GRUNDLAGEN DER MALAISE

Der bedeutsame Punkt in Löwenthals Studie – für die weniger 
mit der Th ematik vertrauten Leser:innen leider nicht auf den 
ersten Blick erkennbar – ist nicht die Analyse des rhetorischen 
Geschicks des Agitators, der die „Bearbeitung des Publikums“ 
(21) zu Zwecken seines individuellen Willens zur Macht per-
fektioniert hat. Dieses Geschick wird nicht nur von Löwenthal 
bisweilen in harter Polemik infrage gestellt, sondern er bietet 
eine über die „Prädispositionen der Zuhörerschaft “ (19) und 
des Agitators hinausgehende Erklärung an: Die Agitation gegen 
liberale Institutionen lässt sich aus der Verfasstheit der moder-
nen, liberalen Gesellschaft  selbst heraus verstehen, die den 
Widerspruch zwischen vermeintlich individueller Freiheit bei 
gleichzeitiger Zurichtung durch gesellschaft liche Zwänge auf 
die Spitze treibt. 
Daher lässt sich der Erfolg faschistischer Agitation auch nicht 
über berechtigte Gefühle von Enttäuschung und Abhängigkeit 
erklären, die der Agitator abschöpft , sondern aus einer „in der 
Sozialstruktur verwurzelte[n] Konstante [...] der Malaise, des 
Unbehagens“ (37).

Das liberale Versprechen, als Individuum zur freien Entfaltung 
subjektiver Wünsche und Interessen ermächtigt zu werden, 
scheitert an den Voraussetzungen einer strukturell unfreien 
und ungleichen Gesellschaft . Gegenüber diesen Gefühlen von 
sozialer und ökonomischer Deprivation, die Angst und Miss-
trauen hervorbringen und die der Liberalismus trotz seines 
Versprechens nicht realiter entkräft en kann, bietet die faschis-
tische Agitation vermeintliche Lösungen: Sie benennt „angebli-
che Ursachen“ (21), ohne aber die objektiven Missstände zu be-
arbeiten, sondern nur indem sie ein subjektives Unbehagen in 
der Moderne über die Aneinanderreihung von Ressentiments 
anspricht. Das Unbehagen, das der Agitator als sein Medium 
nutzt, arbeitet mit Suggestion und falscher Konkretion: Einen 
aufgrund historischer Ressentiments leicht als Gefährder des 
status quo darzustellenden Feind anzugehen, wirkt wie eine 
Erlösung von der abstrakten, systematischen Ungleichheit der 
modernen Gesellschaft .

Diese psychische Ersatzbefriedigung wird dabei an den Hilf-
losen exerziert (161), an einem Sündenbock, dessen Verfol-
gung nur marginal mit sozialen oder rechtlichen Sanktionen 
geahndet wird. Die reale Angst vor dem Verlust von sozialer 
Stabilität wird zur Neurose, die der Agitator nicht behandeln, 
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sondern verstärken will. Weil er sich selbst nur im Fahrwasser 
der systemischen Ungleichheit an der Oberfl äche halten kann, 
ermutigt er die Masse sich „[a]uf zur Jagd“ (95) zu machen. Die 
Darstellung des Feindes, der vor lauter Schwäche nur heimlich 
und ohne wirkliche Macht agiert, erfüllt die Funktion, das Volk 
als ‚Gemeinschaft  der Gleichen‘ zu inszenieren, die sich über 
physische Gewalt als wehrhaft  erweisen kann.

Psychoanalytisch wird das Aufb egehren gegen das Unbehagen 
an der stetigen Drohung der modernen Gesellschaft  so verstan-
den, dass im ‚Vatermord‘ die Möglichkeit zur Egalität bereit-
gestellt wird. In der faschistischen Agitation richtet sich die Zu-
sammenrottung der ‚Brüderhorde‘ aber nicht gegen den ‚Vater‘ 
als Sinnbild realer, gesellschaft licher Hierarchie, um sich im 
Akt des Erschlagens von seiner Autorität zu befreien.33 Diese 
Revolte gegen die moderne Autorität ist im Grunde archaisch 
geprägt. Auf die sozialen Konfl ikte der Moderne wird nicht mit 
der Einsicht reagiert, Gesellschaft  in ihrer Überkomplexität 
begreifen zu wollen, sondern maximal vereinfacht physische 
Gewalt als legitimes Mittel zur Konfl iktbearbeitung behauptet 
(140). Dieser Versuch vormodernen, gewaltsamen Aufb egeh-
rens gegen moderne demokratische Institutionen ist das Indiz 
politischer Regression, der Rückfall hinter moderne Formen 
politischer Aushandlung und die Rückkehr zu autoritären For-
men von Herrschaft  (181), denen die demokratische Gesell-
schaft  gegenwärtig noch entgegensteht.

Mit der regressiven Kanalisierung des Unbehagens kommt dem 
Agitator aber, und dies betont Löwenthal nachdrücklich, nicht 
der Status eines allwissenden Verführers zu. Auch die Patholo-
gisierung des Agitators und die Reduktion der Anhänger:innen 
auf „Propaganda-Objekt[e]“ (117) lässt keinen Aufschluss über 
den Erfolg faschistischer Agitation zu (72). Vielmehr wird er-
forderlich, den Erfolg als Ausdruck einer irrationalen Gesell-
schaft  zu deuten, die in ihrer Abstraktheit die systematischen 
Probleme ungleicher Verteilung gesellschaft lichen Reichtums 
unverstanden und so nur die Angst vor dem eigenen Abstieg 
als simple Erklärung zurücklässt. Das Unbehagen ist dabei 
„weder eine Illusion des Publikums noch eine Erfi ndung des 
Agitators“ (39).34 Es wird zwar als Widerspruch der Moder-
ne wahrgenommen, aber auf die Moderne selbst und ihre in 
erster Linie antisemitisch imaginierten Exponenten projiziert 
(100), die nur gewaltsam bekämpft  werden müssten, um sich 
aller Probleme von Ungleichheit zu entledigen (66, 86). Dass 
die Refl exion über den Antisemitismus einen immensen Teil 
der Studie darstellt, ist daher wenig verwunderlich.

33  Freud, Sigmund: Totem und Tabu, in: Mitscherlich, Alexander et al. (Hg.): Sigmund Freud Studienausgabe, Band 9: Fragen der Gesellschaft , 
Ursprünge der Religion, Frankfurt 2000, 287-444.
34  Erstaunlicherweise vertritt Löwenthal auch solche Phrasen, dass der Agitator vermeintlich unter seinen Anhänger:innen „jeden Anspruch auf 
individuelle menschliche Existenz vernichtet“ (141), der Einzelne nur noch „als ein noch anonymeres Mitglied einer gesichtslosen Masse [...] – als 
eine bloße Nummer in einer Armee reglementierter Ziff ern“ (176) – hervortritt und sich im Zustand „hypnotischer Trance“ (179) befi ndet. Solche 
Vorstellungen stehen zwar dem gesellschaft stheoretischen Fundament der Falschen Propheten prinzipiell entgegen, entsprechen aber zugleich den 
Diagnosen vieler Exilintellektueller von Franz L. Neumann bis Hannah Arendt, die den Faschismus oberfl ächlich als Resultat gezielter Massenma-
nipulation verstanden haben.
35  Adorno, Th eodor W.: Die Freudsche Th eorie und die Struktur faschistischer Propaganda, in: Dahmer, Helmut (Hg.): Analytische Sozialpsycho-
logie, Frankfurt 1980, 335f.

Der Agitator ist auf paradoxe Weise wirklich der „Mann aus 
dem Volke“ (198), als der er sich inszeniert. Adorno bemerkt 
auf die Frage, wie die Agitatoren von den Mechanismen des 
Erfolgs der Manipulation wissen konnten, dass sich der Er-
folg nicht aus der Überlegenheit über die Zuhörerschaft  ergibt 
– wie die Lektüre Löwenthals oberfl ächlich bisweilen und in 
ihrem Fokus auf Behauptungen, Werte sowie Ziele und Metho-
den des Agitators selbst (143) verstanden wurde –, sondern in 
der Gleichheit. Der Agitator besitzt nur aus unterschiedlichen 
Gründen (Sozialisation, gesellschaft liche und politische Stel-
lung usw.) „die Fähigkeit, das, was in ihnen latent ist, ohne ihre 
Hemmungen auszudrücken“. Er dürfe daher nicht als Macht-
wesen missverstanden werden, da eine solche Deutung „selbst 
einer psychoanalytischen Erklärung bedarf.“35

Der Agitator soll also weder als moralisch schlecht Handelnder, 
noch das Publikum als zur Refl exion Unfähiges begriff en wer-
den (43). Löwenthals Studie ist vielmehr ein Appell, zwischen 
den Zeilen zu lesen und die Bedingungen des Erfolges der 
Agitation als in der gesellschaft lich produzierten Ungleichheit 
selbst zu erkennen. Die Studie leistet daher mehr als die Ent-
larvung faschistischer Rhetorik. Auch wenn die gesellschaft s-
theoretische Refl exion an vielen Stellen impliziter bleibt, als sie 
sein müsste, verweist sie doch deutlich auf die Notwendigkeit 
psychoanalytisch inspirierter Sozialwissenschaft , die in der Ge-
genwart ihresgleichen sucht, um der gegenwärtigen autoritären 
Agitation gegen die Demokratie theoretisch wie praktisch be-
gegnen zu können.

EIN SCHWACHES NACHWORT FÜR EINE NACH WIE VOR 
STARKE STUDIE

Da über Falsche Propheten viel diskutiert wurde, könnte von 
dem neuen Nachwort von Carolin Emcke erwartet werden, die 
Hoff nung auf eine Konkretion der gesellschaft stheoretischen 
Implikationen der Studie im gegenwärtigen Kontext zu expli-
zieren. Diese Hoff nung wird allerdings enttäuscht, denn Emcke 
scheint dem „Bann“ der „psychologische[n] Kunst“ (246) mehr 
Raum geben zu wollen, als es Löwenthals Intention war, um 
eine eigene Th ese zu formulieren. Löwenthal habe, so Emcke, 
erahnt, wie „monopolistische Giganten wie Google und Face-
book [...], die kein ökonomisches Interesse daran haben, demo-
kratische Gesellschaft en vor Lüge und Hetze zu schützen“ (250) 
als neues Sprachrohr der faschistischen Agitatoren fungieren. 
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So viel an dieser Überlegung auch stimmen mag, so wenig ent-
spricht sie doch Löwenthals Analyse. Emckes Darstellung fasst 
die technischen Möglichkeiten der modernen Gesellschaft  
nicht in ihrer problematischen Dialektik, sondern macht die-
se neuen, falschen Propheten durch eine wenig diff erenzierte 
Medienkritik verantwortlich und evaluiert so gerade nicht die 
gesellschaft stheoretischen Implikationen Löwenthals.

Ein neues Nachwort hätte – um Redundanzen dessen zu ver-
meiden, was die Studie selbst ausführlicher zeigt – die in der 
Rezeption Löwenthals zu kurz kommende Einordnung des 
theoretischen und politischen Kontextes der Studie refl ektieren 
können. Darüber hinaus hätte gezeigt werden können, ob und, 
wenn ja, an welchen Stellen die Struktur faschistischer Agita-
tion oder die Dynamik der kapitalistischen Gesellschaft  sich 
seit 1947 verändert haben, und inwieweit damit Löwenthals 
Erkenntnisse und theoretische Prämissen noch gelten bzw. wo 
sie konkretisiert oder sogar revidiert werden müssten.36 Zwar 
weist Emcke richtigerweise darauf hin, dass die Studie nicht als 
Folie einer sich wiederholenden Geschichte verstanden werden 
kann und das „America First“ (210) der Löwenthalschen Ana-
lyse nicht eins zu eins dem Wahlslogan Donald Trumps ent-
spricht (242) – mehr als dies zu konstatieren unternimmt sie 
allerdings nicht.

Gerade dieses Verständnis der theoretischen Einordnung hätte 
der Zielgruppe der Neupublikation, einem eher nicht-akade-
mischen Publikum, das über die Bedingungen und den Erfolg 
faschistischer Agitation aufgeklärt zu werden bereit ist, zuträg-
lich sein können, um nicht in die Simplifi zierung faschistischer 
Propaganda zu verfallen. Das Nachwort lenkt vom Kern der 
Argumentation ab, auf den Löwenthal mit seiner Studie hin-
weisen wollte. Denn sein Anspruch war nichts anderes – und 
hier steht er paradigmatisch für die Autoritarismus-Studien 
der Kritischen Th eorie insgesamt – als zu zeigen, dass die ge-
sellschaft lichen Grundlagen selbst der Hort sind, an dem der 
potenzielle Faschismus entsteht. Das Problem liegt nicht nur 
(aber auch) in der Rhetorik des Agitators, vielmehr aber in der 
Verfasstheit der Gesellschaft  selbst, deren Klassencharakter in 
Zeiten einer globalen Pandemie mehr als deutlich wird und 
eben jenes Unbehagen verstärkt, das der faschistischen Agita-
tion die Ausbeutung ermöglicht.

Stefan Vennmann promoviert an der Universität Duisburg-Essen und ist Mit-
arbeiter im AK Antiziganismus im DISS

36  Ziege, Eva-Maria: Antisemitismus und Gesellschaft stheorie. Die Frankfurter Schule im amerikanischen Exil, Frankfurt 2009, 270.

Siegfried Jäger, Jens Zimmermann (Hg.)
Lexikon Kritische Diskursanalyse
Eine Werkzeugkiste
ISBN 978-3-89771-755-8
Oktober 2019, 144 Seiten
Reihe: Edition DISS Band: 26

Die Diskurswerkstatt im DISS (Duisburger Institut für 
Sprach- und Sozialforschung) hat ein Begriff slexikon 
zur Kritischen Diskursanalyse erarbeitet. Dieses Lexikon 
enthält über 200 Defi nitionen zentraler Begriff e, die 
sich letzen Endes auf die Arbeiten von Michel Foucault 
beziehen. In einer Einleitung wird das zentrale Netz von 
Diskurstheorie und Diskursanalyse entfaltet, in dem 
sich diese Begriff e verorten lassen. 

Diskursanalyse (-theorie) im Allgemeinen und die Kri-
tische Diskursanalyse im Besonderen gehören mittler-
weile zum theoretischen und methodischen Kanon 
der geistes- und sozialwissenschaftlichen Forschung. 
Das Begriff slexikon will den aktuellen Stand der Kriti-
schen Diskursanalyse (KDA) theoretisch, methodisch 
und begriffl  ich erfassen. Es präzisiert Begriffl  ichkeiten 
und bietet darüber hinaus als Nachschlagewerk Hilfe-
stellungen für konkrete empirische Arbeiten sowie An-
regungen für die weitere theoretische Diskussion.

Neben einer solchen anwendungs-spezifi schen wis-
senschaftlichen Ausrichtung ist das Lexikon auch dazu 
geeignet, Studierenden den Zugang zu dem Standard-
werk Kritische Diskursanalyse (KDA). Eine Einführung 
(7. Aufl . 2015) zu erleichtern. Es kann komplementär zu 
dieser Einführung gelesen werden und so ein tieferes 
Verständnis der Theoriearchitektur und des methodi-
schen Vorgehens ermöglichen.



„Freiheit nur für die Anhänger der Regierung, 
nur für die Mitglieder einer Partei – mögen sie 
noch so zahlreich sein – ist keine Freiheit. Frei-
heit ist immer nur Freiheit des anders Denken-
den. Nicht wegen des Fanatismus der ‚Gerechtig-
keit‘, sondern weil all das Belehrende, Heilsame 
und Reinigende der politischen Freiheit an die-
sem Wesen hängt und seine Wirkung versagt, 
wenn die ‚Freiheit‘ zum Privilegium wird.“

Luxemburg, Rosa 1970: Die russische Revolution, in: Schriften zur Theo-
rie der Spontaneität, Reinbek bei Hamburg, 186f.

Diese Schrift „Die russische Revolution“ wurde 1918 im Gefängnis geschrieben, 
jedoch zu Lebzeiten von Rosa Luxemburg nicht mehr verö� entlicht. Erste Ver-
ö� entlichung im Jahre 1922 von Paul Levi.

„So breitet sich der Kapitalismus dank der 
Wechselwirkung mit nichtkapitalistischen 
Gesellschaftskreisen und Ländern immer mehr 
aus, indem er auf ihre Kosten akkumuliert, aber 
sie zugleich Schritt für Schritt zernagt und ver-
drängt, um an ihre Stelle selbst zu treten. Je 
mehr kapitalistische Länder aber an dieser Jagd 
nach Akkumulationsgebieten teilnehmen und 
je spärlicher die nichtkapitalistischen Gebie-
te werden, die der Weltexpansion des Kapitals 
noch off enstehen, um so erbitterter wird der 
Konkurrenzkampf des Kapitals um jene Akku-
mulationsgebiete, um so mehr verwandeln sich 
seine Streifzüge auf der Weltbühne in eine Ket-
te ökonomischer und politischer Katastrophen: 
Weltkrisen, Kriege, Revolutionen.“

Luxemburg, Rosa 1990: Die Akkumulation des Kapitals oder was die 
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Rosa Luxemburg wurde am 15. Januar 1919 verhaftet und von Soldaten des 
Freikorps zusammen mit Karl Liebknecht ermordet. Das Verbrechen wurde in 
Auftrag gegeben von dem Generalstabso�  zier Waldemar Pabst und, nach des-
sen eigenen Angaben, mit Wissen von Gustav Noske, SPD, Volksbeauftragter für 
Heer und Marine, und Friedrich Ebert, von 1913-1919 Vorsitzender der SPD und 
von 1919-1925 erster Reichspräsident der Weimarer Republik. Die Mörder und 
der Auftraggeber sind nie juristisch belangt worden.
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